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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Dr. Mathias 
Middelberg
(CDU/CSU)

Welchen konkreten Personen im „üblichen Ge-
schäftsgang“ des Bundeskanzleramtes lag die ver-
fassungsrechtliche Einschätzung des Bundeskanz-
leramtes zum von der CDU/CSU-Fraktion bean-
tragten Untersuchungsausschuss zum Steuerskan-
dal Scholz/Warburg vor (siehe Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 3 
auf Bundestagsdrucksache 20/8261) und kann die 
Bundesregierung ausschließen, dass die o. g. ver-
fassungsrechtliche Einschätzung an Personen 
außerhalb des Bundeskanzleramtes weitergegeben 
wurde (bitte mit ja oder nein beantworten)?

Antwort der Staatsministerin Sarah Ryglewski
vom 11. September 2023

Im Rahmen des üblichen Geschäftsgangs wird nicht erfasst, welche kon-
kreten Personen jeweils Kenntnis von Vorgängen erlangen. Der Bundes-
regierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

2. Abgeordnete
Dr. Christiane 
Schenderlein
(CDU/CSU)

Wie viele 18-Jährige haben das Angebot „Kultur-
Pass“ bis zum Stichtag 1. September 2023 einge-
löst (bitte jeweils in absoluten Zahlen und prozen-
tual bezogen auf die Zahl der 18-Jährigen nach 
Bundesländern auflisten)?

Antwort der Staatsministerin Claudia Roth
vom 11. September 2023

Zum Stichtag 11. September 2023 haben 177.640 18-Jährige ihr Kultur-
Pass-Budget durch die Identifikation mit der Online-Ausweisfunktion 
freigeschaltet, das entspricht 34,2 Prozent, also über einem Drittel der 
zum jetzigen Zeitpunkt 18-Jährigen mit Geburtsjahr 2005. Andere ver-
gleichbare Angebote in Frankreich, Italien und Spanien zeigen uns, dass 
wir damit auf einem sehr guten Weg sind. So hat Frankreich fünf Jahre 
nach der Entwicklung 75 Prozent der 18-Jährigen erreicht, Spanien hat – 
allerdings mittels Prepaid-Karte – im ersten Jahr rund 55 Prozent er-
reicht. Aus Italien liegen keine Zahlen vor.
Von den in Deutschland identifizierten Jugendlichen haben 27.288 keine 
Ortsangabe gemacht, das entspricht 15,3 Prozent der identifizierten Nut-
zer. Die identifizierten jungen Menschen, die im Jahr 2023 bereits ihren 
18. Geburtstag gefeiert haben und eine Ortsangabe gemacht haben, ver-
teilen sich zum Stichtag 1. September 2023 wie folgt auf die Bundes-
länder:
Baden-Württemberg 19.099
Bayern 21.265
Berlin  5.835
Brandenburg  3.778
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Bremen    955
Hamburg  3.318
Hessen 11.281
Mecklenburg-Vorpommern  2.268
Niedersachsen 14.536
Nordrhein-Westfalen 35.070
Rheinland-Pfalz  7.446
Saarland  1.603
Sachsen  6.672
Sachsen-Anhalt  2.825
Schleswig-Holstein  4.727
Thüringen  3.033

Gemessen an der geschätzten Anzahl der 2005 geborenen Personen, die 
im Jahr 2023 bereits ihren 18. Geburtstag gefeiert haben, ergibt sich zum 
Stichtag 1. September 2023 folgende Nutzungsquote pro Bundesland:
Baden-Württemberg 26,47 %

Bayern 26,41 %

Berlin 27,56 %

Brandenburg 24,64 %

Bremen 22,36 %

Hamburg 29,72 %

Hessen 27,78 %

Mecklenburg-Vorpommern 24,15 %

Niedersachsen 27,94 %

Nordrhein-Westfalen 30,34 %

Rheinland-Pfalz 29,32 %

Saarland 28,15 %

Sachsen 27,89 %

Sachsen-Anhalt 22,82 %

Schleswig-Holstein 25,44 %

Thüringen 24,96 %

3. Abgeordnete
Dr. Petra Sitte
(DIE LINKE.)

Was ist der Stand des im Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP angekündigten Vorhabens, „in einer Bund-
Länder-AG die Gesetze mit medienrechtlichen 
und politischen Bezügen“ zu überarbeiten?
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Antwort der Staatsministerin Claudia Roth
vom 11. September 2023

Aktuell haben mehrere EU-Dossiers maßgeblichen Einfluss auf die Aus-
gestaltung der deutschen Medienordnung. Dies gilt für den Digital Ser-
vices Act (DSA) als horizontale Plattformregulierung ebenso wie für das 
Europäische Medienfreiheitsgesetz (EMFA). Die Umsetzung des DSA 
in das nationale Recht durch das Digitale Dienste Gesetz ist noch nicht 
abgeschlossen. Das Europäische Medienfreiheitsgesetz befindet sich 
derzeit im Trilog auf europäischer Ebene. Erst wenn beide Vorhaben fi-
nal verabschiedet sind, besteht die erforderliche Grundlage für weitere 
Bund-Länder-Abstimmungen mit dem Ziel noch besser aufeinander ab-
gestimmter Regelungen im Medienbereich. Unabhängig davon arbeiten 
Bund und Länder eng und vertrauensvoll auch bei den genannten Dos-
siers und anderen medienpolitischen Themen zusammen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz

4. Abgeordneter
Matthias Hauer
(CDU/CSU)

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die Eig-
nung und Zuverlässigkeit, insbesondere hinsicht-
lich der finanziellen Leistungsfähigkeit und der 
Herkunft der Finanzmittel, des möglichen
Vertragspartners Deutsche ReGas GmbH & Co. 
KGaA im Hinblick auf die geplante Vermietung 
des schwimmenden Flüssiggasterminals des Bun-
des (vgl. Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 6 auf Bundestagsdrucksache 
20/7945) zu prüfen (bitte auch die Prüfungsschrit-
te sowie den Prüfungsumfang angeben), und 
wann plant die Bundesregierung die Durchfüh-
rung dieser Prüfung (bitte auch angeben, wann die 
Bundesregierung eine entsprechende Prüfung 
erstmals in Betracht gezogen hat)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 15. September 2023

Im Hinblick auf die Vermietung des schwimmenden Flüssigerdgastermi-
nals (Floating Storage and Regasification Unit, FSRU) des Bundes an 
die Deutsche ReGas hat der Bund eingehende Prüfungen der Eignung 
und Zuverlässigkeit des möglichen Vertragspartners durch externe 
Rechtsanwälte durchführen lassen. Dabei wurden das Unternehmen 
Deutsche ReGas, deren Gründer und Investoren auf Basis geldwäsche-
präventions- und sanktionsrechtlicher Vorgaben unter Nutzung öffent-
lich zugänglicher Quellen im Hinblick auf die Frage überprüft, ob die 
Deutsche ReGas oder deren Investoren mit Terrorismus, Korruption 
oder Geldwäsche in Verbindung stehen. Der Fokus der Prüfung lag auf 
der Identifikation potenzieller Anzeichen für unerwünschte Geldquellen 
(insbesondere Sanktionierung, potenzielle Verbindungen nach Russland, 
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krimineller Hintergrund, weitere negative Medienberichterstattung). 
Eine allgemeine Geschäftspartnerprüfung wurde auf Basis der vorlie-
genden Unterlagen durchgeführt.
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz hat die entspre-
chenden Prüfungen mit der Anbahnung der Verhandlungen eines recht-
lich nicht bindenden Termsheets für einen Subcharter-Vertrag zwischen 
dem Hauptcharterer Bund und der Deutsche ReGas in Betracht gezogen. 
Im Rahmen dieser Prüfung sind keine Umstände bekannt geworden, die 
einem Vertragsabschluss entgegenstehen würden.

5. Abgeordneter
Fabian Jacobi
(AfD)

Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie-
rung eine gesteigerte Stromnachfrage durch einen 
Industriestrompreis abfedern, um eine Verknap-
pung der Strommenge für andere Strombezieher 
zu verhindern, welche unweigerlich zu steigenden 
Preisen führt (www.zdf.de/nachrichten/politik/sch
olz-industriestrompreis-skepsis-100.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 12. September 2023

Die Beratungen innerhalb der Bundesregierung über die Einführung 
eines sogenannten Industriestrompreises sind noch nicht abgeschlossen.
Grundsätzlich geht die Bundesregierung von einer steigenden Strom-
nachfrage aus, um die Klimaziele gemäß des Bundes-Klimaschutzgeset-
zes erreichen zu können. Beispielsweise tragen neue Stromverbraucher 
wie Elektromobilität, Wärmepumpen und Elektrolyseure zur Herstellung 
von Wasserstoff zum Anstieg des Stromverbrauchs bei. Ebenso erfordert 
die Dekarbonisierung des Industriesektors große Mengen Strom, bei-
spielsweise die Elektrifizierung der Prozesswärme. Deshalb setzt sich 
die Bundesregierung für einen konsequenten und schnellen Ausbau er-
neuerbarer Energien ein mit dem Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien 
am Bruttostromverbrauch bis 2030 auf mindestens 80 Prozent zu stei-
gern. Hierbei geht die Bundesregierung bis 2030 von einer Steigerung 
des Bruttostromverbrauchs auf bis zu 750 Terawattstunden aus. Der kon-
sequente Ausbau der erneuerbaren Energien und damit des Stromange-
bots trägt zur Begrenzung der Strompreise bei. Gleichzeitig fördert die 
Bundesregierung Energieeffizienz für einen sparsamen Umgang mit 
Energie.

6. Abgeordneter
Dr. Malte 
Kaufmann
(AfD)

Welche Ressourcen und in welcher Menge (bitte 
je nach Rohstoff aufschlüsseln, z. B. Aluminium, 
Kupfer, seltene Erden u. a. sowie ihre Zusammen-
setzungen: Stahl, Beton, Glasfaser, Carbonfaser, 
Kunststoff u. a. und schließlich welche Menge an 
Energie) werden benötigt, um die Ausbauziele der 
Bundesregierung von 2 Prozent der Bundesfläche 
für die Windenergie zu erreichen (www.bundesre
gierung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/wi
nd-an-land-gesetz-2052764)?
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Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 12. September 2023

Bezüglich der benötigten Rohstoffe für Windkraftanlagen wird auf die 
Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 51 und 51a der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/3243 
verwiesen. Im Übrigen variieren sowohl die eingesetzte Menge als auch 
die Zusammensetzung der Rohstoffe in Windkraftanlagen von Hersteller 
zu Hersteller, genaue Zahlen liegen der Bundesregierung nicht vor. Ab-
schätzungen zu dem Materialbedarf von Windkraftanlagen inklusive der 
Abschätzungen zu den benötigten Mengen pro Megawatt finden sich 
z. B. in der Auftragsstudie der Deutschen Rohstoffagentur (DERA) 
„Rohstoffe für Zukunftstechnologien 2021“ ab S. 206 ff. (www.deutsch
e-rohstoffagentur.de/DE/Gemeinsames/Produkte/Downloads/DERA_Ro
hstoffinformationen/rohstoffinformationen-50.pdf).

7. Abgeordneter
Christian Leye
(DIE LINKE.)

Was ist nach Kenntnis der Bundesregierung der 
aktuelle Stand bei der laut Presseberichten ge-
planten Übernahme der Gasturbinen-Sparte der 
Firma MAN durch einen chinesischen Investor, 
und inwieweit hat die Bundesregierung dies-
bezüglich die Einleitung eines Investitionsprüf-
verfahrens geprüft bzw. läuft ein solches bereits 
(bitte mit Erläuterung; vgl. www.sueddeutsch
e.de/wirtschaft/man-china-gasturbinen-1.595
3482)?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 8. September 2023

Soweit sich die Frage auf konkrete Investitionsprüfverfahren nach den 
§§ 55 ff. der Außenwirtschaftsverordnung bezieht, sind verfassungs-
rechtlich geschützte Geschäftsgeheimnisse und Grundrechte der betei-
ligten Unternehmen und Personen berührt. Diese nicht öffentlich verfüg-
baren Angaben ermöglichen Rückschlüsse auf die wirtschaftliche Situa-
tion der beteiligten Unternehmen und Personen. Sie könnten zu Beein-
trächtigungen im unternehmerischen Wettbewerb führen. Unter 
Abwägung zwischen den verfassungsrechtlich geschützten Geschäftsge-
heimnissen einerseits und dem Informationsanspruch des Deutschen 
Bundestages andererseits hat die Bundesregierung die erfragten Infor-
mationen zu geführten Investitionsprüfverfahren als Verschlusssache 
„VS – VERTRAULICH“ eingestuft und der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages übermittelt. Sie können dort eingesehen wer-
den.*

* Die Bundesregierung hat die Antwort als „VS – VERTRAULICH“ eingestuft. Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und 
kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzordnung eingesehen werden.
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8. Abgeordneter
Stefan Müller 
(Erlangen)
(CDU/CSU)

Wie viele Unternehmen wollen nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den nächsten drei Jahren über 
100 Mio. Euro in Deutschland investieren (vgl. 
www.zeit.de/wirtschaft/2023-08/robert-habeck-in
vestitionen-konjunktur), und wie viele deutsche 
Unternehmen planen nach Kenntnis der Bundes-
regierung Investitionen von über 100 Mio. Euro 
im Ausland (bitte jeweils die Anzahl der Unter-
nehmen insgesamt angeben und zudem die 25 
Unternehmen mit den höchsten Investitions-
summen einzeln aufführen; sofern aus daten-
schutzrechtlichen Gründen eine Namensnennung 
des Unternehmens nicht möglich sein sollte, bitte 
zumindest das Herkunftsland des Unternehmens 
nennen)?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 13. September 2023

Die Bundesregierung geht bei der Beantwortung davon aus, dass ent-
sprechend der Fragestellung der Zeitraum 2024 bis 2026 zu betrachten 
ist.
Für Investitionen über 100 Mio. Euro gibt es keine Meldepflichten. Die 
Bundesregierung hat für den Zeitraum 2024 bis 2026 lediglich von ein-
zelnen geplanten Investitionen mit einer Investitionssumme von über 
100 Mio. Euro aus den Veröffentlichungen von Unternehmen bzw. aus 
dem Kontext von Förderprogrammen Kenntnis. Dementsprechend ist 
auch die Erstellung einer TOP-25-Liste nicht möglich.
Vor diesem Hintergrund erfolgt nachfolgend die Antwort zur ersten Teil-
frage:
Nach Kenntnis der Bundesregierung wollen in den Jahren 2024 bis 2026 
insgesamt zehn Unternehmen über 100 Mio. Euro in Deutschland inves-
tieren. Dabei handelt es sich um die Unternehmen Infineon, Intel, 
TMSC, Rheinmetall, UPM, Salzgitter Flachstahl, thyssen krupp steel 
und Crop Energies.
Die Investitionsvorhaben von zwei weiteren Unternehmen betreffen Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse, bei deren Bekanntwerden die Unter-
nehmen oder die Investitionsvorhaben Schaden nehmen könnten. Sie un-
terliegen dem Schutz des Artikels 12 Absatz 1 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit Artikel 19 Absatz 3 des Grundgesetzes. Unter Abwä-
gung zwischen den verfassungsrechtlich geschützten Geschäftsgeheim-
nissen einerseits und dem Informationsanspruch des Deutschen Bundes-
tages andererseits hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz die erfragten Informationen als Verschlusssache „VS – 
VERTRAULICH“ eingestuft und der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages übermittelt. Sie können dort eingesehen werden.*

* Die Bundesregierung hat einen Teil der Antwort als „VS-VERTRAULICH“ eingestuft. Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinter-
legt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzordnung eingesehen werden.
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Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Unternehmen, deren Investitionen 
mit einer Investitionssumme von über 100 Mio. Euro:
• in den Jahren 2024 bis 2026 beginnen, aber über den Zeitraum 

hinausgehen und deren Investitionen nicht genau dem genannten 
Zeitraum zuordenbar sind,

• bzw. die nach diesem Zeitraum beginnen werden.
Die Bundesregierung verfügt zudem über keine validen Informationen, 
welche deutschen Unternehmen in den Jahren 2024 bis 2026 mehr als 
100 Mio. Euro im Ausland investieren wollen.

9. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Abschaltung des Pumpspeicherwerks Nie-
derwartha, vor dem Hintergrund, dass „die Errich-
tung und der Betrieb von Anlagen sowie den da-
zugehörigen Nebenanlagen (...) im überragenden 
öffentlichen Interesse (liegen) und (...) der öffent-
lichen Sicherheit (dienen)“ (§ 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes), und wie will die Bundes-
regierung verhindern, dass weitere Energiespei-
cher, die bekanntlich für die Energiewende nötig 
sind, vom Netz gehen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 12. September 2023

Das Pumpspeicherwerk Niederwartha ist vor 94 Jahren gebaut geworden 
und hat nach Aussage des Unternehmens Vattenfall als Eigentümer und 
Betreiber der Anlage seine technische Lebensdauer erreicht. Der Bun-
desregierung liegen keine näheren Informationen vor, warum das Pump-
speicherwerk stillgelegt und nicht modernisiert wird.
Die Stromversorgung in Deutschland ist sowohl kurzfristig, wie die 
Übertragungsnetzbetreiber in ihrer aktuellen Analyse für den Winter 
2023/2024 nachweisen, als auch langfristig sichergestellt, wie die Bun-
desnetzagentur im aktuellen Monitoringbericht zur Versorgungssicher-
heit mit Elektrizität für das Jahr 2030 festgestellt hat.
Zur konkreten Entwicklung des Bestands an Stromspeichern sei auch 
auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Frage 30 auf 
Bundestagsdrucksache 20/8261 verwiesen, wo bereits dargelegt worden 
ist, dass die Kapazität der Großbatteriespeicher seit Dezember 2020 von 
592 Megawattstunden auf derzeit 1,3 Gigawattstunden gestiegen ist. 
Präqualifizierte Batteriespeicher mit einer Leistung von 630 Megawatt 
stellen derzeit einen erheblichen Teil der Primärregelreserve, deren Be-
darf sich aktuell auf 570 Megawatt beläuft. Bei der Sekundärregelreser-
ve stellen die Pumpspeicherkraftwerke einen großen Anteil. Zu den 
günstigen regulatorischen Rahmenbedingungen für Pumpspeicherkraft-
werke äußert sich der „Bericht der Bundesregierung zur aktuellen Netz-
entgeltsystematik im Kontext von Stromspeichern, insbesondere von 
Pumpspeichern, und sonstigen flexiblen Verbrauchern“ auf Bundestags-
drucksache 20/1653 im Detail.
Das überragende öffentliche Interesse der Errichtung und des Betriebs 
von Speichern – und damit auch von Pumpspeicherkraftwerken – ist seit 
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März 2023 in § 11c des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) festge-
schrieben.

10. Abgeordneter
Dr. Rainer Rothfuß
(AfD)

Ist der Bundesregierung das von Google vorge-
stellte neue „Fact-Checker-Tool“ bekannt, wel-
ches laut Kritikern die erhebliche Gefahr einer an 
die Unternehmen ausgelagerten Zensurmöglich-
keit in sich birgt (Beispiel: zuerst.de/2023/08/20/d
ie-orwell-maschine-google-kuendigt-weltweite-ze
nsur-unabhaengiger-medien-an/; uncutnews.ch/wi
r-sind-offiziell-in-die-orwellsche-aera-eingetrete
n-google-kuendigt-die-weltweite-zensur-unabhae
ngiger-medien-an/; www.konjunktion.info/2023/0
8/meinungsfreiheit-google-und-sein-neues-zensur
werkzeug-fact-check-tools/), was auch durch eine 
kritische und umsichtige Betrachtung des von 
Google zur Promotion des Werkzeugs selbst er-
stellten Erklärvideos (www.youtube.com/watch?
v=Q0RcyKwaIU8) meines Erachtens zumindest 
als möglich erscheint, und wenn ja, wie bewertet 
die Bundesregierung diese Möglichkeit einer (in-
direkten) Zensurförderung durch „Big-Tech“ bzw. 
Google, in Hinblick auf Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 
des Grundgesetzes („Eine Zensur findet nicht 
statt.“) und den Umstand, dass das Grundgesetz 
absichtlich nicht spezifiziert, wer der Urheber der 
im Grundgesetz untersagten Zensur ist.

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 13. September 2023

Der Bundesregierung sind die technischen Details des „Fact Check 
Tools“ von Google nicht näher bekannt.
Nach erster Bewertung handelt es sich bei den „Fact Check Tools“ um 
eine Möglichkeit, nach Faktenchecks für Schlagwörter, die in die Such-
maske eingegeben werden, zu suchen bzw. selbst Faktenchecks („Claim 
Review“) in die Datenbank einzuspielen. Faktencheck bezeichnet in die-
sem Kontext ein journalistisches Konzept, das die Aussage einer oder 
mehrerer Personen anhand von recherchierbaren und nachprüfbaren 
Fakten überprüft. Die „Fact Check Tools“ von Google sind nicht neu, 
sondern existieren in abgeänderten Varianten bereits seit 2018. Neu ist 
die Möglichkeit, auch Bilder einem Faktencheck zu unterziehen. Diese 
Funktion wurde dieses Jahr eingeführt.
Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 des Grundgesetzes verbietet die Vorzensur, 
also die Vorschaltung eines präventiven Verfahrens staatlicher Behörden, 
vor dessen Abschluss ein Werk nicht veröffentlicht werden darf (vgl. 
BVerfGE 33, 52 <71 ff.>; 73, 118 <166>; 83, 130 <155>; 87, 209, 
Rn. 113). Bei den „Fact Check Tools“ von Google handelt es sich nicht 
um ein staatliches Verfahren, mit dem die Veröffentlichung bestimmter 
Inhalte verhindert wird. Die Behauptung aus den in der Frage angeführ-
ten Artikeln, Google würde anhand der „Algorithmen“ kritische Web-
seiten aus den Suchergebnissen löschen, ist aus Sicht der Bundesregie-
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rung nicht nachvollziehbar und die Bundesregierung besitzt dazu auch 
keine näheren Erkenntnisse.

11. Abgeordneter
Björn Simon
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, be-
züglich des für Windparkbetreiber in der Nord- 
und Ostsee vorgeschriebenen Konzeptes zur Not-
fallrettung durch Hubschrauberanbieter unterstüt-
zend tätig zu werden, beispielsweise in Form 
einer Ausschreibung dieser Leistung für mehrere 
Wettbewerber, nachdem einer der bisher zwei täti-
gen Hubschrauberanbieter Insolvenz angemeldet 
hat und es nun nur noch einen alleinigen Leis-
tungserbringer gibt, und falls nein, warum nicht 
(www.borkumer-zeitung.de/artikel/1329681/Uebe
rnahme-von-Wiking-Helikopter-durch-NHC-ist-v
ollzogen)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 12. September 2023

Die Zuständigkeit für die Notfallrettung im Zusammenhang mit Off-
shore-Windparks – sowohl im Küstenmeer als auch in der ausschließli-
chen Wirtschaftszone (AWZ) – liegt nach Rechtsauffassung der Bundes-
regierung nicht beim Bund, sondern bei den Ländern. Die Problematik 
betrifft insbesondere die Offshore-Windparks in der AWZ. In der deut-
schen AWZ gilt die föderale Kompetenzordnung des Grundgesetzes. 
Der Rettungsdienst fällt nach Auffassung der Bundesregierung als Teil 
der allgemeinen Gefahrenabwehr in die ausschließliche Gesetzgebungs- 
und Verwaltungskompetenz der Länder.
Die Bundesregierung hat keine Kenntnis davon, dass nach der beschrie-
benen Insolvenz eines Hubschrauberanbieters die Rettung nicht mehr 
gesichert sein könnte. Grundsätzlich tragen die Betreiber der Offshore-
Anlagen die Verantwortung für die Offshore-Rettung.
Da das Erreichen der Ausbauziele im Bereich Offshore-Windenergie für 
die Bundesregierung von großer Bedeutung und Wichtigkeit ist, steht 
die Bundesregierung zu diesem Thema im Austausch mit den Küsten-
Bundesländern – auch auf Staatssekretärsebene.

12. Abgeordnete
Dr. Petra Sitte
(DIE LINKE.)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der voraussichtliche Wasserbedarf der geplanten 
Intel-Ansiedlung in Magdeburg pro Jahr, und wie 
fügt sich dies in den lokalen Wasserkreislauf ein 
(Herkunft des Wassers, Anteil des dem lokalen 
Wasserkreislauf entzogenen Wassers, Qualität des 
dem lokalen Wasserkreislauf zurückgegebenen 
Wassers)?
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Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 12. September 2023

Fragen zum Wasserbedarf werden grundsätzlich im Rahmen entspre-
chender Genehmigungsverfahren behandelt, die in der Zuständigkeit der 
Gemeinden oder nach Landesrecht zuständigen Behörden liegen. Soweit 
entsprechende Angaben im Rahmen etwaiger behördlicher Genehmi-
gungsverfahren für die Ansiedlung relevant sind, sind die Ergebnisse 
entsprechender Prüfverfahren abzuwarten.
Der Bundesregierung ist bekannt, dass das Land Sachsen-Anhalt ge-
meinsam mit den zuständigen Gemeinden an einem Wasserkonzept im 
Rahmen der Ansiedlung arbeitet. Darüber hinaus beziehen sich Angaben 
zum Wasserbedarf auf geschäfts- und unternehmensbezogene Informa-
tionen, die grundsätzlich bei dem betreffenden Unternehmen zu erfragen 
sind.

13. Abgeordnete
Annette Widmann-
Mauz
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung das vorhande-
ne Potential für den gewerblichen Einsatz von 
Lastenrädern im Handwerk und Gewerbe, und be-
absichtigt sie, deren Anschaffung nach Ablauf der 
Förderrichtlinie für gewerbliche Lastenräder 
(www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/E-La
stenfahrrad/e-lastenfahrrad_node.html) nach dem 
29. Februar 2024 weiter zu fördern?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 8. September 2023

Die Bundesregierung sieht weiterhin ein erhebliches Potenzial für den 
gewerblichen Einsatz von Lastenrädern im Handwerk und Gewerbe. 
Eine exakte quantitative Bestimmung des Potenzials ist dabei schwierig. 
Im Jahr 2022 wurden in Deutschland rund 165.000 Lastenräder verkauft, 
davon circa 27.300 (16,5 Prozent) für die gewerbliche Nutzung. Damit 
hatten die Lastenräder einen Anteil von 7,6 Prozent an allen im Jahr 
2022 in Deutschland verkauften E-Bikes (2,2 Millionen Einheiten – An-
gaben des Zweirad Industrie Verbands ZIV). Im Rahmen der E-Lasten-
radförderung zeigt sich eine Nutzung der Räder in einem breiten Spek-
trum an Wirtschaftszweigen (über 40).
Die Bundesregierung prüft derzeit eine Verlängerung der Förderricht-
linie für gewerbliche Lastenräder über den 29. Februar 2024 hinaus.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

14. Abgeordneter
Dirk Brandes
(AfD)

Wie hoch ist nach Kenntnissen der Bundesregie-
rung bei der Deutschen Bahn AG und in Einrich-
tungen des Bundes der Anteil an Personenaufzü-
gen, die mit einem Notantrieb oder einer automa-
tischen Notevakuierungsvorrichtung o. Ä. ausge-
stattet sind, welche ermöglichen, dass bei einem 
Stromausfall besetzte, steckengebliebene Kabinen 
langsam die nächsttiefere Etage anfahren, und 
hält die Bundesregierung diesbezüglich die recht-
lichen und baulichen Gegebenheiten angesichts 
der gegenwärtigen Blackout-Gefahr für aus-
reichend (www.bmlv.gv.at/pdf_pool/publikatione
n/sihpoljahresvorschau2021.pdf, S. 313–317)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 15. September 2023

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG wird der Anteil der Personen-
aufzüge, die bei Stromausfall eine automatische Evakuierungsfahrt 
durchführen, systematisch nicht erfasst.
Für den Bereich der durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA) verwalteten Liegenschaften des Bundes ergibt sich nach deren 
Beteiligung Folgendes:
Aktuell besteht keine generelle Anforderung zu einer Ausstattung von 
Personenaufzügen mit automatischen Notevakuierungsvorrichtungen 
oder Notantrieben. Soweit im konkreten Fall eine entsprechende Anfor-
derung besteht, zum Beispiel im Rahmen eines Baugenehmigungsver-
fahrens, wird dieser nachgekommen. Vor diesem Hintergrund erfolgt bei 
der BImA bislang keine systematische Erfassung der Aufzugsanlagen, 
die über einen Notantrieb oder eine automatische Notevakuierungsvor-
richtung verfügen.
Eine entsprechende Erhebung im Sinne der Fragestellung war aufgrund 
des erforderlichen erheblichen Umfangs im Rahmen der Frist nicht mög-
lich.
Die BImA hat als Vorsorge für einen Blackout Anfang 2023 für die Lie-
genschaften in ihrem Zuständigkeitsbereich insgesamt eine sogenannte 
Blackout-Checkliste erstellt, um erforderliche Maßnahmen zur Sicher-
stellung der Handlungsfähigkeit zu bündeln. Die Checkliste beinhaltet 
die Anforderung zur Sicherstellung einer Notevakuierung auch bezüg-
lich Aufzugsanlagen.
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die BImA bei der Aufgaben-
wahrnehmung als Immobiliendienstleisterin des Bundes darauf hinwirkt, 
dass die Vorgaben der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin für den Betrieb von Aufzugsanlagen im Rahmen der Technischen 
Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) 3121 eingehalten werden.
Für den in Eigenverwaltung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz befindlichen Dienstsitz in Bonn ergibt sich daneben Fol-
gendes: zehn der insgesamt 13 Personenaufzüge verfügen über die tech-
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nische Möglichkeit der Notevakuierung im Sinne der Fragestellung. Alle 
Aufzugsanlagen werden im Falle eines Stromausfalls kurzfristig mit 
Notstrom versorgt, sodass eine Notevakuierung technisch nicht erforder-
lich ist, und können zudem manuell in das nächstgelegene Stockwerk 
gefahren werden.

15. Abgeordnete
Joana Cotar
(fraktionslos)

Wie hoch sind die steuerlichen Mindereinnahmen 
bei einer Erhöhung der Abschreibungssumme für 
geringwertige Wirtschaftsgüter auf 3.000 Euro, 
und welche steuerlichen Auswirkungen würden 
aus einer Erhöhung der im § 21 Absatz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes (vgl. Referentenentwurf 
Wachstumschancengesetz: www.bundesfinanzmi
nisterium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_
Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_
Legislaturperiode/2023-07-17-Wachstumschance
ngesetz/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publica
t i o n F i l e & v=2) genannten Einnahmen von 
1.000 Euro auf 10.000 Euro für die nächsten drei 
Jahre resultieren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 15. September 2023

Im Vergleich zum geltenden Recht würde eine Anhebung der Grenze 
zum Sofortabzug der Anschaffungs- oder Herstellungskosten für gering-
wertige Wirtschaftsgüter (GWG) im Sinne des § 6 Absatz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) von derzeit 800 Euro auf 3.000 Euro zu 
jährlichen Steuermindereinnahmen in einer Größenordnung von 
0,9 Mrd. Euro führen.
Zur Frage, welche steuerlichen Auswirkungen sich aus einer Anhebung 
der im Referentenentwurf des Wachstumschancengesetzes enthaltenen 
Regelung über eine Freigrenze für Einnahmen aus Vermietung und Ver-
pachtung (§ 21 EStG) von 1.000 Euro auf 10.000 Euro ergeben würden, 
liegt keine Bezifferung vor.

16. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Welche Schritte hat die Bundesregierung im Jahr 
2023 unternommen, um, wie im Koalitionsvertrag 
zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP im Jahr 2021 festgelegt, eine europarechts-
konforme Umsatzsteuerbefreiung für gemein-
wohlorientierte Bildungsdienstleistungen sicher-
zustellen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 11. September 2023

Für umsatzsteuerbare Leistungen gemeinwohlorientierter Bildungs-
einrichtungen gilt die Steuerbefreiungsregelung nach § 4 Nummer 22 
Buchstabe a des Umsatzsteuergesetzes. Etwaige notwendige Anpassun-
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gen aufgrund der neueren Rechtsprechung, um diese Steuerbefreiung 
auch weiterhin zu erhalten, werden geprüft.

17. Abgeordneter
Olav Gutting
(CDU/CSU)

Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die tatsächlichen sonstigen Vorsorgeaufwen-
dungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3a des Ein-
kommensteuergesetzes, die Steuerpflichtige in 
den Veranlagungszeiträumen 2019, 2020, 2021 
und 2022 im Durchschnitt in ihrer Steuererklä-
rung geltend gemacht haben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 14. September 2023

Aufgrund der langen Fristen zur Abgabe der Steuererklärungen und der 
Bearbeitungsdauer bei der Finanzverwaltung liegen die Angaben nur mit 
einer erheblichen zeitlichen Verzögerung vor (nach ca. 3,5 Jahren). Da-
her sind die Daten nur für das Veranlagungsjahr 2019 verfügbar.
Nachfolgend ist eine vom Statistischen Bundesamt vorgenommene Aus-
wertung der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2019 über die vorlie-
genden Daten zu den geltend gemachten Vorsorgeaufwendungen nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 3a des Einkommensteuergesetzes (EStG) der un-
beschränkt Steuerpflichtigen, soweit sie für den Veranlagungszeitraum 
2019 veranlagt wurden, dargestellt. In der Statistik sind nur die über die 
Basisabsicherung hinausgehenden Beiträge zur Krankenversicherung 
und zur Pflegeversicherung, soweit sie geltend gemacht wurden, sowie 
die Arbeitnehmer-Beiträge zur Arbeitslosenversicherung ausgewiesen. 
Angaben zu weiteren geltend gemachten sonstigen Vorsorgeaufwendun-
gen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3a EStG liegen nicht vor.

Nach § 10 Absatz 1 Nummer 3a EStG geltend gemachte Vorsorgeaufwendungen der unbeschränkt 
Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum 2019.

Beitragsart Anzahl der 
Steuerpflichtigen

Summe 
in 1.000 Euro

Durchschnittliche 
Summe in Euro

Über die Basisabsicherung hinausgehende 
Beiträge zu privaten Krankenversicherun-
gen (z. B. für Wahlleistungen)  9.419.910  6.762.429 718
Über die Basisabsicherung hinausgehende 
Beiträge zu gesetzlichen Krankenversiche-
rungen (z. B. für Wahlleistungen)  1.892.612    843.258 446
Beiträge zu zusätzlichen Pflegeversiche-
rungen  1.239.910    661.612 534
Arbeitnehmer-Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung 24.857.608 11.708.587 471

Über die Auswirkung der Geltendmachung dieser Aufwendungen auf 
die Höhe des Sonderausgabenabzugs für Vorsorgeaufwendungen liegen 
keine Angaben vor.
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18. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

Hat sich nach der Machtübernahme der Taliban in 
Afghanistan nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Einfuhr von Drogen nach Deutschland ver-
ändert, und wenn ja, inwieweit (vgl. Woran die 
USA scheiterten: Wie die Taliban den Drogen-
krieg gewinnen, in: exxpress vom 13. August 
2023)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 11. September 2023

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, dass sich 
nach der Machtübernahme der Taliban in Afghanistan die Einfuhr von 
Drogen nach Deutschland verändert hat.

19. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

Wurde der Verein Campact e.V., dem im Oktober 
2019 die Gemeinnützigkeit aberkannt wurde, 
nach Kenntnis der Bundesregierung durch Zu-
wendungen aus dem Bundeshaushalt mitfinanziert 
(vgl. Kampagnenorganisation Campact verliert 
Status der Gemeinnützigkeit, in: Süddeutsche Zei-
tung vom 21. Oktober 2019), und wenn ja, inwie-
weit?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 11. September 2023

Der Verein Campact e. V. hat aus dem Bundeshaushalt keine Zuwendun-
gen erhalten.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
und für Heimat

20. Abgeordnete
Simone Borchardt
(CDU/CSU)

Wie viele Menschen reisten nach Kenntnis der 
Bundesregierung illegal über die mecklenburg-
vorpommersche Grenze in den Monaten Juni, Juli 
und August 2023 nach Deutschland ein (bitte mo-
natlich aufschlüsseln), und wie gedenkt die Bun-
desregierung zeitnah zu reagieren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 13. September 2023

Die Bundespolizei stellte im Juni 2023 insgesamt 97, im Juli 2023 ins-
gesamt 116 sowie im August 2023 insgesamt 144 Personen fest, die über 
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die deutsch-polnische Landgrenze im Bundesland Mecklenburg-Vor-
pommern unerlaubt nach Deutschland einreisten.
Die Angaben für die Monate Juni und Juli 2023 beruhen auf der Polizei-
lichen Eingangsstatistik (PES) der Bundespolizei. Qualitätsgesicherte 
statistische Daten der PES für den Monat August 2023 lagen zum Zeit-
punkt der Beantwortung noch nicht vor. Die Angaben basieren daher auf 
einem Sondermeldedienst (SMD) der Bundespolizei und sind nicht qua-
litätsgesichert.
An den Landgrenzen zur Republik Polen und zur Tschechischen Repu-
blik hat die Bundespolizei ihre grenzpolizeilichen Maßnahmen (soge-
nannte Schleierfahndung) mit personellen Verstärkungen der Bereit-
schaftspolizei intensiviert.
Der Umfang und die Intensität dieser Maßnahmen richten sich nach den 
jeweiligen Gegebenheiten bzw. den Lageerkenntnissen vor Ort und kön-
nen daher regional unterschiedlich ausgeprägt sein und dynamisch, d. h. 
der jeweiligen Lageentwicklung folgend, angepasst werden. Dabei ar-
beitet die Bundespolizei mit ihren innerstaatlichen (insbesondere Poli-
zeien der Länder und Bundeszollverwaltung) und ausländischen Partner-
behörden der Anrainerstaaten eng und vertrauensvoll in zahlreichen Ko-
operationsformen zusammen.
Bei Feststellung unerlaubter Einreisen werden aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls geprüft und 
ggf. vollzogen. Schutzbegehrende Drittstaatsangehörige werden grund-
sätzlich an die zuständige Erstaufnahmeeinrichtung zum Zwecke der 
Prüfung asylrechtlicher Belange einschließlich etwaiger Überstellungen 
in andere EU-Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 (sog. Dublin III-Verordnung) weitergeleitet.

21. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

In wie vielen Fällen hat die Bundesregierung seit 
dem Jahr 2015 bereits den Familiennachzug für 
eine Zweitfrau genehmigt (www.bild.de/regional/
ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/bigamie-fall-in-mes
chede-darum-durften-afghanen-ihre-zweitfrauen-i
ns-sauerland-h-85277464.bild.html), und wie 
hoch waren die Kosten, die hierdurch entstanden 
sind (die Antwort bitte jeweils getrennt nach Jah-
resscheiben aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 13. September 2023

Es wird darauf hingewiesen, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis für einen Zweit- oder weiteren Ehegatten im Rahmen des Ehegatten-
nachzugs gemäß § 30 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) aus-
drücklich ausgeschlossen ist. Im Rahmen eines Ehegattennachzuges im 
Sinne des § 30 AufenthG kann damit nur eine Ehefrau/ein Ehemann 
nach Deutschland nachziehen.
Im Wege des § 36 Absatz 2 AufenthG kann es in Betracht kommen, zu 
gemeinsamen Kindern als deren Elternteil nachzuziehen, sofern im Ein-
zelfall die hohen Anforderungen im Rahmen der Norm erfüllt sind.
Inwieweit es solche Fälle gegeben hat, wird statistisch nicht erfasst.
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22. Abgeordnete
Clara Bünger
(DIE LINKE.)

Auf welche Faktoren geht nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Steigerung von Abfragen 
aus Deutschland im Eurodac-System zu Zwecken 
der Strafverfolgung von 269 im Jahr 2021 auf 
1.396 im Jahr 2022 zurück (2021: www.eulisa.eur
opa.eu/Publications/Reports/Eurodac%202021%2
0Statistics%20-%20Report.pdf, S. 18, 2022: 
www.eulisa.europa.eu/Publications/Reports/Euro
dac%20-%202022%20Statistics%20-%20repor
t.pdf, S. 20), und wie bewertet die Bundesregie-
rung generell das Instrument des Abgleichs von 
Fingerabdrücken im Eurodac-System für Zwecke 
der Strafverfolgung angesichts der Treffer-Zahlen 
von 27 im Jahr 2021 (10 Prozent) und sechs im 
Jahr 2022 (0,4 Prozent)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Das Bundeskriminalamt erstellt den jährlichen Jahresbericht über die 
Wirksamkeit des Abgleichs von Fingerabdruckdaten mit Eurodac-Daten 
für Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecke gemäß Artikel 40 Ab-
satz 7 der Verordnung 603/2013 (Eurodac-Verordnung) auf Basis von 
Zulieferungen der Landes- und Bundespolizeien. Diese führen entspre-
chende Abgleiche in eigener Zuständigkeit durch. Die signifikante Stei-
gerung der Abgleichzahlen im Jahr 2022 gegenüber dem Jahr 2021 re-
sultiert aus einem entsprechenden Anstieg der durch die bayerische Lan-
despolizei durchgeführten Abgleiche (2021: 125; 2022: 1.261). Dieser 
begründet sich nach Aussage des Bayerischen Landeskriminalamts da-
rin, dass im Jahr 2022 vermehrt Recherchen zu sog. Cold Cases bzw. 
Altfallermittlungen durchgeführt wurden.
Die Trefferquote von 0,4 Prozent im Jahr 2022 ist dabei im Bezug zu 
diesem sehr großen Anteil an Altfallermittlungen zu betrachten. Der Na-
tur der Sache geschuldet muss hier von einer geringen Aufklärungsquote 
ausgegangen werden. Aufgrund der spezifischen Hürden gemäß Arti-
kel 20 Absatz 1 der Eurodac-Verordnung zur Nutzung von Eurodac zu 
Zwecken der Gefahrenabwehr oder Strafverfolgung werden in der Regel 
nur wenige Recherchen durchgeführt. Daher ist eine statistisch belast-
bare Einschätzung zum Trefferverhalten nur schwer möglich. So wurden 
im Jahr 2020 55 dieser Recherchen von deutschen Behörden durchge-
führt und dabei 21 Treffer erzielt (38,2 Prozent).
Darüber hinaus ist die Nutzung von Eurodac zu polizeilichen Zwecken 
nur in bestimmten Fällen und unter Berücksichtigung des Artikel 20 Ab-
satz 1 der Eurodac-Verordnung statthaft. Vor der Übermittlung der Daten 
an Eurodac muss eine Identifizierung der Person unter Einbeziehung des 
nationalen Automatisiertes Fingerabdruckidentifizierungssystems 
(AFIS), des Visa-Informationssystems (VIS) und den AFIS aller anderen 
Mitgliedstaaten nach dem Beschluss 2008/615/JI erfolglos gewesen 
sein. Eurodac ist also in dieser Kaskade von Recherchen das letzte Mit-
tel in Fällen, in denen ohnehin eine schlechte Datenlage vorliegt.
Der Zugriff mittels Fingerabdruckdaten auf Eurodac zu Gefahrenab-
wehr- und Strafverfolgungszwecken erfolgt ausschließlich zur Abwehr 
oder Aufklärung schwerer oder terroristischer Straftaten. Aus der Statis-
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tik des Jahres 2022 ist ersichtlich, dass die deutschen Polizeien diesen 
Zugriff in 1.261 von insgesamt 1.277 Fällen zur Aufklärung von Tö-
tungsdelikten verwendet haben. Zudem ist die Wirksamkeit des Instru-
ments aus den im Jahresbericht gemäß Artikel 40 Absatz 7 der Eurodac-
Verordnung dargestellten Erfolgen ersichtlich.

23. Abgeordnete
Joana Cotar
(fraktionslos)

Warum ließ das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat 2022 ein Dossier über Arne 
Schönbohm anfertigen, und was genau ist dessen 
Inhalt (www.nius.de/Politik/schon-monate-vor-de
r-boehmermann-sendung-faeser-liess-geheim-dos
sier-ueber-schoenbohm-anlegen/47a6377d-149d-
4b1a-9dc9-0b50d70a4bf9)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 15. September 2023

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) hat im Jahr 
2022 kein „Dossier“ über Arne Schönbohm anfertigen lassen. Im Rah-
men der Fachaufsicht über das Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI) wurden Darstellungen zu Herausforderungen bei der 
Fachaufsicht überblicksartig zusammengestellt, die sowohl fachliche 
Fragen als auch persönliches Führungsverhalten umfassen. Diese dien-
ten vor allem der Vorbereitung des alle zwei Wochen stattfindenden Jour 
Fixes der Abteilungsleitung Cyber- und Informationssicherheit mit der 
Leitung des BSI.

24. Abgeordneter
Dr. Gottfried Curio
(AfD)

Müssen deutsche Projektpartner von Nichtregie-
rungsorganisationen (NGO) der Bundesregierung 
eine über ernsthafte Zweifel erhabene demokrati-
sche Gesinnung im Sinne der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung aufweisen, und erfüllen 
die NGO Mission Lifeline, mit welcher die Bun-
desregierung im Rahmen des Aufnahmepro-
gramms für besonders schutzbedürftige Afghanen 
kooperiert, und deren Leiter A. S. diese Voraus-
setzung, obwohl A. S. auf der Plattform X am 
10. August 2023 äußerte, das Führungspersonal 
der demokratischen Oppositionspartei AfD nach 
meinem Eindruck allein aufgrund ihrer politi-
schen Betätigung einsperren („... sollte es kein Ta-
bu sein, die AfD zu verbieten und das Führungs-
personal einzusperren“) und ihre Wähler als 
Sanktion für ihr demokratisches Wahlverhalten 
enteignen zu wollen (Kommentar eines Dritten: 
„Es muss aber auch ein Resozialisierungspro-
gramm für die 20 bis 40 Prozent (Wähler) geben“, 
Antwort A. S.: „Ja, da gibt bereits Erfahrungen: 
Enteignung“)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 13. September 2023

Die Bundesregierung prüft im Einzelfall, mit welchen zivilgesellschaft-
lichen Organisationen sie im Rahmen von Projekten zusammenarbeitet, 
insbesondere ob im Fall der Vergabe von Zuwendungen eine „ordnungs-
gemäße Geschäftsführung“ besteht. Im Hinblick auf die Beteiligung von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen am Bundesaufnahmeprogramm 
für Afghanistan und die hierfür erforderlichen Voraussetzungen wird auf 
Ziffer 3 der Anordnung des Bundesministeriums des Innern und für Hei-
mat gemäß § 23 Absatz 2, Absatz 3 i. V. m. § 24 des Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG) zur Aufnahme von besonders gefährdeten afghanischen 
Staatsangehörigen aus Afghanistan vom 19. Dezember 2022 verwiesen. 
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 77 des Abgeordneten Detlef Seif auf Bundestagsdrucksache 
20/6668 verwiesen.

25. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Wie viele Auslandsdienstreisen haben Mitglieder 
der Bundesregierung (Bundeskanzler sowie alle 
Bundesministerinnen und -minister) seit Antritt 
der aktuellen Bundesregierung per Flug absolviert 
(bitte entsprechend des jeweiligen Regierungs-
mitgliedes unter Angabe der Anzahl der Flüge mit 
der Flugbereitschaft und Anzahl der Linienflüge 
aufführen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 15. September 2023

Vorbemerkung: Mit Blick auf die Nutzung der Flugbereitschaft kann 
eine detaillierte und umfassende Aufstellung im Sinne der Fragestellung 
nicht sinnvoll gewährleistet werden. Teilstrecken mit Nutzung der Flug-
bereitschaft werden zwar grundsätzlich erhoben, jedoch gerade im Falle 
von Doppel- bzw. Mehrfachnutzungen von Luftfahrzeugen, beispiels-
weise bei Regierungskonsultationen, nur einem Kabinettmitglied 
(Hauptnutzer) in den Datenbanken zugeordnet.
Unter Berücksichtigung der obigen Vorbemerkung sind in der Antwort 
der Bundesregierung Informationen in einem Umfang wiedergegeben, 
soweit entsprechende detaillierte Übersichten im Bundeskanzleramt und 
den Ressorts geführt wurden bzw. zum Zeitpunkt der Einreichung der 
Schriftlichen Frage am 5. September 2023 vorgelegen haben.
Die Mitglieder der Bundesregierung haben seit Beginn der aktuellen 
Legislaturperiode Auslandsdienstreisen per Flug in folgendem Umfang 
absolviert:
– Bundeskanzler Olaf Scholz: 163 Flüge (einfache Strecke) unter Nut-

zung der Flugbereitschaft zur Durchführung von Auslandsdienstrei-
sen; keine Linienflüge.

– Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Dr. Robert Habeck: 
31 Auslandsdienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft, zwei 
Auslandsdienstreisen mit Linienflügen sowie vier Auslandsdienstrei-
sen unter Nutzung von Flugbereitschaft und Linienflug.
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– Bundesminister der Finanzen Christian Lindner: 38 Auslandsdienst-
reisen unter Nutzung der Flugbereitschaft, einen Linienflug sowie 
drei Auslandsdienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft und Li-
nienflug (getrennt nach Hin- und Rückflug).

– Bundesministerin des Innern und für Heimat Nancy Faeser: 34 Aus-
landsdienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft sowie zwei Li-
nienflüge (einfache Strecke).

– Bundesministerin des Auswärtigen Annalena Baerbock: 87 Auslands-
dienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft sowie drei Auslands-
dienstreisen mit Linienflügen.

– Bundesminister der Justiz Dr. Marco Buschmann: 14 Linienflüge 
(einfache Strecke) sowie 27 Flüge (einfache Strecke) mit Flugbereit-
schaft zur Durchführung einer Auslandsdienstreise.

– Bundesminister für Arbeit und Soziales Hubertus Heil: zehn Aus-
landsdienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft; davon wurden 
zwei Teilstrecken per Linienflug absolviert.

– Bundesminister der Verteidigung Boris Pistorius: 19 Auslandsdienst-
reisen unter Nutzung der Flugbereitschaft; davon wurde eine Teilstre-
cke per Linienflug absolviert.

– Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft Cem Özdemir: 
fünf Auslandsreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft (davon drei 
Mal als Mitreisender gemeinsam mit einem oder mehreren Kabinett-
mitgliedern) und 15 Auslandsdienstreisen mit Linienflügen.

– Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Lisa Paus: zwölf Linienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung 
von Auslandsdienstreisen.

– Bundesminister für Gesundheit Dr. Karl Lauterbach: 15 Linienflüge 
(einfache Strecke) sowie 17 Flüge (einfache Strecke) mit Flugbereit-
schaft zur Durchführung einer Auslandsdienstreise (davon zwei Flü-
ge mit Bundeskanzler Olaf Scholz, einen Flug mit Bundesminister 
Dr. Robert Habeck).

– Bundesminister für Digitales und Verkehr Dr. Volker Wissing: 19 Li-
nienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung von Auslandsdienst-
reisen.

– Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz Steffi Lemke: 31 Linienflüge (einfache Strecke) 
zur Durchführung von Auslandsdienstreisen.

– Bundesministerin für Bildung und Forschung Bettina Stark-
Watzinger: zehn Flüge mit Flugbereitschaft (davon drei als Hauptnut-
zerin/Anforderungsberechtigte, s. Vorbemerkung) sowie 22 Linien-
flüge im Rahmen von Auslandsdienstreisen. Alle Flugangaben (Flüge 
mit Flugbereitschaft und Linienflüge) zählen als einfache Strecke.

– Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung Svenja Schulze: 20 Auslandsdienstreisen unter Nutzung der 
Flugbereitschaft (davon 16 als Hauptnutzerin/Anforderungsberechtig-
te, s. Vorbemerkung), vier Auslandsdienstreisen unter Nutzung der 
Flugbereitschaft und Linienflug (getrennt nach Hin- und Rückflug), 
insgesamt 18 Linienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung von 
Auslandsdienstreisen.
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– Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
Klara Geywitz: fünf Linienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung 
von Auslandsdienstreisen.

– Bundesminister für besondere Aufgaben Wolfgang Schmidt: sechs 
Flüge (einfache Strecke) unter Nutzung der Flugbereitschaft sowie 
14 Linienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung von Auslands-
dienstreisen.

– Bundesministerin der Verteidigung a. D. Christine Lambrecht: 
25 Auslandsdienstreisen unter Nutzung der Flugbereitschaft.

– Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend a. D. 
Anne Spiegel: zwei Linienflüge (einfache Strecke) zur Durchführung 
von Auslandsdienstreisen.

26. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Für welche Zeiträume war für die Bundesministe-
rin des Innern und für Heimat Nancy Faeser in 
den Monaten Juli und August 2023 ein A350 der 
Flugbereitschaft reserviert, und zu welchen Zwe-
cken (bitte im Einzelnen mit Datumsangaben auf-
listen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Reservierungen von Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft des Bundes-
ministeriums der Verteidigung (BMVg) i. S. d. Frage werden nicht nach-
gehalten. Lediglich über tatsächlich durchgeführte Flüge liegen auf-
grund der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist von Flugunterlagen Informa-
tionen vor.
Grundsätzlich erfolgt die Festlegung auf ein bestimmtes Luftfahrzeug-
muster einvernehmlich und in Rücksprache mit den/der Anforderungs-
berechtigten und basiert neben fliegerisch-operationeller Aspekte auf 
einer durch die Bundesregierung vorgegebene Priorisierungs-Reihenfol-
ge im Falle konkurrierender Fluganfragen (Richtlinien für den Einsatz 
von Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft BMVg zur Beförderung von 
Personen des politisch-parlamentarischen Bereichs vom 10. März 2021). 
Etwaige Neubewertungen aufgrund sich verändernder Luftfahrzeug-Ver-
fügbarkeiten werden auf Anfrage und in Rücksprache mit der/den An-
forderungsberechtigten in Abwägung operationeller Aspekte (beispiels-
weise Besatzungsplanung/-Verfügbarkeiten, Änderung/Neubeantragung 
von Überfluggenehmigungen, Antragsfristen etc.) abgestimmt.
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat nutzte den A350 der 
Flugbereitschaft BMVg in den Monaten Juli und August 2023 nicht.

27. Abgeordneter
Jochen Haug
(AfD)

Wurden die sechs am 9. August 2023 von der 
Bundespolizei direkt auf der Stadtbrücke von 
Zgorzelec nach Görlitz beim Versuch des illega-
len Grenzübertritts aufgegriffenen Syrer entspre-
chend § 18 Absatz 3 i. V. m. § 18 Absatz 2 Num-
mer 1 des Asylgesetzes zurück nach Polen abge-
schoben, und wenn nein, warum nicht?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 8. September 2023

Am 9. August 2023 hat die Bundespolizei mindestens 24 Personen nach 
unerlaubter Einreise über die Altstadt- sowie Stadtbrücke Görlitz festge-
stellt. Darunter befanden sich mehrere Personengruppen syrischer 
Staatsangehöriger. Eine konkrete Zuordnung zu den in der Frage ge-
nannten sechs syrischen Staatsangehörigen kann aufgrund der vorliegen-
den Informationen daher nicht präzise vorgenommen werden. Nach hier 
vorliegenden Erkenntnissen ist davon auszugehen, dass die Personen 
nach Mitteilung und Entgegennahme der Asylgesuche gemäß § 18 Ab-
satz 1 des Asylgesetzes an die zuständige Erstaufnahmeeinrichtung wei-
tergeleitet wurden. Schutzbegehrende Drittstaatsangehörige sind grund-
sätzlich an die zuständige Erstaufnahmeeinrichtung zum Zwecke der 
Prüfung asylrechtlicher Belange einschließlich etwaiger Überstellungen 
in andere EU-Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 vom 26. Juni 2013 (Dublin-Verordnung) weiterzuleiten.

28. Abgeordneter
Jochen Haug
(AfD)

In welchen Ländern sind nach Kenntnis der Bun-
desregierung Asylzentren nach dem EU-Asyl-
kompromiss geplant, und wie lange dauern in die-
sen Ländern regelhaft Asylverfahren (inklusive 
erster Gerichtsinstanz)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 11. September 2023

Die Frage wird dahingehend verstanden, dass der Fragesteller nach der 
geplanten Errichtung von Aufnahmeeinrichtungen in Mitgliedstaaten an 
den EU-Außengrenzen im Rahmen der Reform des Gemeinsamen Euro-
päischen Asylsystems (GEAS) fragt und wie lange Asylverfahren in die-
sen Ländern in der Regel dauern.
Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor.
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Reform des GEAS 
keine Aufnahmeeinrichtungen an den EU-Außengrenzen geplant sind. 
Gemäß der allgemeinen Ausrichtung des Rates zur Asylverfahrensver-
ordnung ist die Einführung eines verpflichtenden Grenzverfahrens für 
bestimmte Personengruppen vorgesehen: für Personen, die eine Gefahr 
für die nationale Sicherheit oder öffentliche Ordnung darstellen, für Per-
sonen, die die Behörden insbesondere im Hinblick auf ihre Identität oder 
Staatsangehörigkeit getäuscht haben und für Personen, bei deren Staats-
angehörigkeit eine EU-weite Schutzquote von 20 Prozent oder weniger 
vorliegt. Hiermit ist aber nicht zwingend die Schaffung von Aufnahme-
einrichtungen an den EU-Außengrenzen verbunden. Vielmehr wird in 
Artikel 41f Absatz 1 der allgemeinen Ausrichtung des Rates zur Asyl-
verfahrensverordnung klargestellt, wo sich die Antragstellenden aufhal-
ten müssen. Dies können auch andere bestimmte Standorte innerhalb des 
Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats sein.
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Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die Verhandlungen zur 
Reform des GEAS noch nicht abgeschlossen sind. Derzeit laufen die 
Trilogverhandlungen mit dem Europäischen Parlament.

29. Abgeordneter
Matthias Helferich
(fraktionslos)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die strategischen, strukturell-institutionellen und 
politisch-ideologischen Dimensionen einer sich 
anbahnenden Aktivität der Türkisch-Islamischen 
Union der Anstalt für Religion e. V. (DiTiB), im 
Bundesgebiet nicht bloß Moscheen, sondern grö-
ßere sozio-kulturelle Zentren mit Gotteshäusern, 
Supermärkten, Kindertagesstätten, Seniorenzent-
rum und Wohnungen zu bauen, wie es derzeit in 
Wuppertal und Bottrop geschieht (vgl. www1.wd
r.de/nachrichten/rheinland/streit-muslimisches-ge
meindezentrum-wuppertal-100.html; und: www.w
az.de/staedte/bottrop/neue-moschee-in-bottrop-dit
ib-stellt-konkrete-plaene-vor-id239311827.html), 
vor, und wie viele solcher DiTiB-Pläne für sozio-
kulturelle Zentren mit Gotteshäusern, Supermärk-
ten, Kindertagesstätten, Seniorenzentrum und 
Wohnungen sind der Bundesregierung bundesweit 
bekannt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 14. September 2023

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor. Die Genehmigung von Bauvorhaben fällt im Übrigen in die 
Zuständigkeit der Länder.

30. Abgeordneter
Marc 
Henrichmann
(CDU/CSU)

Ist aus Sicht der Bundesregierung die Beteiligung 
der Bundesländer im Nationalen Cyber-Abwehr-
zentrum (NCAZ) angesichts der Freiwilligkeit 
ausreichend für die Aufgaben der Abwehr elek-
tronischer Angriffe auf IT-Infrastrukturen der 
Bundesrepublik Deutschland und ihrer Wirtschaft, 
und wie bewertet die Bundesregierung die Beteili-
gung des privaten Sektors am NCAZ?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 13. September 2023

Die Länder Bayern und Nordrhein-Westfalen sind mit Vertretern der 
Justiz im Nationalen Cyber-Abwehrzentrum eingebunden. Hinzu kom-
men Vertreter der Innenbehörden aus Bayern und Hessen. Die vertrete-
nen Länder übernehmen gegenüber den anderen Ländern eine Multipli-
katorenrolle, um einen angemessenen Informationsfluss zwischen Bund 
und Ländern zu gewährleisten. Derzeit finden Gespräche zwischen Bund 
und Ländern statt, um weitere Beteiligungserfordernisse zu eruieren. 
Aspekte des privaten Sektors werden über die am Nationalen Cyber-Ab-
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wehrzentrum teilnehmenden Behörden – wie beispielsweise das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informationstechnik mit seinen Aufgaben für 
Anwender und Verbraucher – eingebracht. Eine Ausweitung der formal-
isierten Zusammenarbeit auf den privaten Sektor ist nicht vorgesehen.

31. Abgeordneter
Marc 
Henrichmann
(CDU/CSU)

Warum wird das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) national zu-
ständige Behörde nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 
der CER-Richtlinie (EU-Richtlinie über die Resi-
lienz kritischer Einrichtungen) und zentrale An-
laufstelle nach Artikel 9 Absatz 2 der CER-Richt-
linie, und wie soll das BBK angesichts der erwei-
terten Aufgaben hierfür zusätzlich finanziell und 
personell ausgestattet werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 13. September 2023

Der Referentenentwurf zum KRITIS-Dachgesetz wird derzeit innerhalb 
der Bundesregierung sowie mit den Ländern und den Verbänden abge-
stimmt. Abschließende Fragen über die endgültige behördliche Rolle des 
BBK sowie etwaige womöglich finanzielle und personelle Bedarfe wer-
den daher im weiteren formellen Gesetzgebungsverfahren mit allen zu-
ständigen Beteiligten beraten und abgestimmt.

32. Abgeordneter
Marc 
Henrichmann
(CDU/CSU)

Ist es vor dem Hintergrund der Presseberichter-
stattung (www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/
22-Rechtsextremisten-in-Niedersachsen-duerfen-l
egal-Waffen-besitzen,waffen478.html) zutreffend, 
dass Rechtsextreme, deren waffenrechtliche Er-
laubnis widerrufen wurde und deren Waffen ein-
gezogen wurden, weiterhin als „nicht entwaffnete 
Rechtsextreme“ geführt werden, weil die entspre-
chenden Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
noch nicht rechtskräftig beendet wurden, und 
wenn ja, wie viele rechtsextreme Waffenbesitzer 
betrifft dies?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 13. September 2023

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Anfrage 
vor. Sachlich und örtlich zuständig für die Rücknahme oder den Wider-
ruf waffenrechtlicher Erlaubnisse sowie die entsprechende Datenführung 
sind die nach Landesrecht bestimmten Behörden.
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33. Abgeordneter
Martin Hess
(AfD)

Inwieweit sieht die Bundesregierung die Gefahr, 
dass Polizeibeamte einen Verstoß gegen das Mä-
ßigungsgebot und die Neutralitätspflicht durch 
eine aktive Unterstützung eines jüngst veröffent-
lichten vorgefertigten Schreibens der Letzten 
Generation an den Bundeskanzler begehen (z. B. 
in Form der Weiterleitung an Kollegen oder eine 
Mitunterzeichnung, unabhängig von der Ver-
öffentlichung des konkreten Namens bei der 
Übermittlung an den Bundeskanzler), in welchem 
diese in ihrer Funktion als Amtsträger um Unter-
stützung für die Anliegen der Letzten Generation 
werben und über die Folgen des Klimawandels 
sowie die Auswirkungen auf Polizeibeamte in 
drastischer Weise warnen sollen, und plant die 
Bundesregierung eine Thematisierung der dies-
bezüglich bundesweit erfolgenden Massenkontak-
taufnahmen, die über einen Versand dieses 
Schreibens an die Polizeien von Bund und Län-
dern erfolgte, auf der Ständigen Konferenz der In-
nenminister und -senatoren der Länder (www.wel
t.de/politik/deutschland/plus247230116/Klimaakti
vismus-Polizisten-der-Letzten-Generation-schreib
en-apokalyptischen-Brief-an-Bundeskanzler.html, 
zum abrufbaren Schreiben an den Bundeskanzler: 
letztegeneration.org/polizeikontakt/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 12. September 2023

Die Pflicht von Beamtinnen und Beamten zur Neutralität und Mäßigung 
folgt als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums aus Artikel 33 
Absatz 5 des Grundgesetzes. Einfachgesetzlich wird die politische Neut-
ralitätspflicht für Bundesbeamtinnen und -beamte in § 60 des Bundes-
beamtengesetzes konkretisiert. Beamtinnen und Beamte dienen dem 
ganzen Volk, sie haben ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfül-
len und ihr Amt zum Wohl der Allgemeinheit zu führen.
Beamtinnen und Beamte müssen sich demnach verfassungstreu verhal-
ten und sich bei ihren amtlichen Handlungen und (Ermessens-)Entschei-
dungen frei von ihrer politischen Einstellung verhalten. Politische Neut-
ralität bedeutet jedoch nicht, dass sich Beamtinnen und Beamte außer-
dienstlich nicht politisch oder parteipolitisch äußern oder betätigen dür-
fen. Um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Neutralität des 
Staates zu schützen, sollen die Beamtinnen und Beamten hierbei jedoch 
Zurückhaltung wahren.
Es soll schon der Anschein vermieden werden, dass sie sich bei ihren 
dienstlichen Entscheidungen von ihren politischen Ansichten leiten las-
sen.
Hierbei dürfen Beamtinnen und Beamte bei berufspolitischen Themen 
auch auf ihre Tätigkeit hinweisen. Jedoch muss nach außen klar erkenn-
bar sein, dass sie sich nicht in ihrer amtlichen Eigenschaft, sondern als 
Privatperson äußern. Zudem gilt auch hier das Mäßigungsgebot, das ins-
besondere bei einer Bezugnahme auf die berufliche Tätigkeit eng auszu-
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legen ist. Dies ist im Einzelfall durch die zuständigen Behörden zu beur-
teilen.
Die Gruppierung „Letzte Generation“ sowie ihre Aktionsformen und 
Kampagnen wurden bereits mehrfach im Rahmen der Ständigen Konfe-
renz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) erörtert. Auch 
im Rahmen der nächsten IMK-Sitzung werden die aktuellen Entwick-
lungen um die „Letzte Generation“ thematisiert werden. Das Bundes-
ministerium des Innern und für Heimat wird hierfür eine Fortschreibung 
des Lagebilds zu der Gruppierung vorlegen.

34. Abgeordneter
Martin Hess
(AfD)

Wie viele illegale Einreisen wurden durch die 
Bundespolizei jeweils im Juli 2023 (bitte hierzu 
um die Übermittlung von qualitätsgesicherten Da-
ten), August 2023 sowie im August 2019 regis-
triert (bitte neben den jeweiligen Gesamtzahlen 
auch nach Land, Luft und Seeweg sowie anschlie-
ßend zusätzlich nach jeweiligen unerlaubten Ein-
reisen an der deutsch-polnischen Landgrenze, un-
erlaubten Einreisen an der deutsch-tschechischen 
Landgrenze, unerlaubten Einreisen an der 
deutsch-österreichischen Landgrenze sowie uner-
laubten Einreisen an der deutsch-schweizerischen 
Grenze und zuletzt bitte nach der Gesamtzahl 
„ungeklärt Inland“ aufschlüsseln, vgl. Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen An-
frage auf Bundestagsdrucksache 20/5609)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 11. September 2023

Die in der Fragestellung erbetenen Angaben zu den festgestellten uner-
laubt eingereisten Personen können der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden.
Die Angaben für die Monate August 2019 und Juli 2023 beruhen auf der 
Polizeilichen Eingangsstatistik (PES) der Bundespolizei. Qualitätsgesi-
cherte statistische Daten der PES für den Monat August 2023 lagen zum 
Zeitpunkt der Beantwortung noch nicht vor. Die Angaben basieren daher 
auf einem Sondermeldedienst (SMD) der Bundespolizei und sind nicht 
qualitätsgesichert.

Grenze August 2019 Juli 2023 August 2023
Landgrenze 2.266  9.295 14.309
  davon Polen   162  2.477  3.964
  davon Tschechien   279  1.832  2.879
  davon Österreich   940  2.183  3.038
  davon Schweiz   185  1.339  1.223
  davon ungeklärt/Inland    60    264  2.395
Seegrenze    47     54     63
Luftgrenze 1.069  1.365    588
Gesamt 3.382 10.714 14.960
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35. Abgeordneter
Steffen Janich
(AfD)

Wie viele aktive Angehörige der Bundespolizei 
und des Bundeskriminalamtes sind wie Sven H. 
als heutiger Vorsitzender des Hauptpersonalrats 
der Bundespolizei (journalistenwatch.com/2023/0
9/04/wollte-faesers-schuetzling-auch-noch-aiwan
ger-abschiessen/) nach Kenntnis der Bundesregie-
rung ehemalige Politoffiziere und/oder Jugend-
instrukteure bei den Grenztruppen der Nationalen 
Volksarmee in der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik (bitte nach Behörde und ehe-
maliger Tätigkeit aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 13. September 2023

Das Bundeskriminalamt beschäftigt keine aktiven Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die ehemalige Politoffiziere und/oder Jugendinstrukteure bei 
den Grenztruppen der Nationalen Volksarmee in der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik sind.
Bei der Bundespolizei waren nach Recherche im Personalverwaltungs-
system EPOS in den relevanten Suchfeldern insgesamt 32 Beamte zu-
mindest zeitweise bei den Grenztruppen der ehemaligen DDR tätig.
Die Überprüfung ergab, dass die Bundespolizei keine weiteren Mitarbei-
tenden beschäftigt, welche ehemalige Politoffiziere und/oder Jugendinst-
rukteure bei den Grenztruppen der Nationalen Volksarmee in der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik sind.

36. Abgeordneter
Steffen Kotré
(AfD)

Wie ordnet die Bundesregierung die Aussagen des 
Mitbegründers, Vorsitzenden und Sprechers der 
„Mission Lifeline e. V.“ A. S. hinsichtlich ihrer 
Grundgesetzkonformität bzw. Verfassungsfeind-
lichkeit und Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus ein: „Im Land der Täter*innen sollte es kein 
Tabu sein, die AfD zu verbieten & das Führungs-
personal einzusperren. Auch wenn dadurch 20 bis 
40 Prozent der deutschen Wähler*innen um ihre 
„Meinung“ gebracht werden, die Verfolgung von 
Nazis ist nach wie vor ein Dienst an der gesamten 
Menschheit“ sowie „Ja, es gibt bereits Erfahrun-
gen: Enteignung“ auf die Entgegnung eines ande-
ren Nutzers des sozialen Netzwerkes, nach der es 
auch ein Resozialisierungsprogramm für die 20 
bis 40 Prozent geben müsse?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 13. September 2023

Das parlamentarische Fragerecht ist auf den Erhalt von Sachinformatio-
nen gerichtet. Die Bundesregierung kommentiert in diesem Rahmen da-
her grundsätzlich nicht Aussagen von Privatpersonen.
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Allgemein gilt Folgendes: Über die Verfassungswidrigkeit von Parteien 
entscheidet das Bundesverfassungsgericht in dem dafür nach dem 
Grundgesetz in Verbindung mit dem Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
vorgesehenen Verfahren. Über die etwaige Strafwürdigkeit der Aussagen 
entscheiden die jeweils zuständigen Strafgerichte. Die Sammlung und 
Auswertung von Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung obliegt dem Bundesamt für Verfassungsschutz im Rah-
men des geltenden Rechts.

37. Abgeordneter
Steffen Kotré
(AfD)

Wird „Mission Lifeline e. V.“ gegenwärtig nach-
richtendienstlich beobachtet bzw. ist dies geplant, 
und wenn nein, warum nicht (vgl. meine Schrift-
liche Frage 36)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 13. September 2023

Die Bundesregierung äußerst sich zu Organisationen, die nicht Gegen-
stand von Berichterstattung in den Verfassungsschutzberichten sind, 
nicht.
Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) sammelt im Rahmen sei-
nes gesetzlichen Auftrags Informationen und wertet diese nach § 3 Ab-
satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) aus. Eine 
Stellungnahme zum Beobachtungsstatus einer Organisation außerhalb 
der Verfassungsschutzberichte könnte Rückschlüsse auf den Aufklä-
rungsbedarf, den Erkenntnisstand sowie die generelle Arbeitsweise des 
BfV zulassen. Dies würde die Funktionsfähigkeit des BfV nachhaltig 
beeinträchtigen. Nach sorgfältiger Abwägung des parlamentarischen 
Fragerechts mit den Folgen einer Beantwortung für die künftige Arbeits-
fähigkeit und Aufgabenerfüllung des BfV ergibt sich, dass eine Beant-
wortung hinsichtlich einer etwaigen Beobachtung der fragegegenständli-
chen Organisation – konkret hier zu der Organisation „Mission Lifeline 
e. V.“ – durch die Bundesregierung nicht erfolgen kann.
Aus der sorgfältigen Abwägung der verfassungsrechtlich garantierten 
Informationsrechte des Deutschen Bundestages und seiner Abgeordne-
ten mit den negativen Folgen für die künftige Arbeitsfähigkeit und Auf-
gabenerfüllung der Verfassungsschutzbehörden sowie den daraus re-
sultierenden Beeinträchtigungen der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland folgt, dass auch eine Beantwortung unter Verschlusssachen 
(VS)-Einstufung, die in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes-
tages einsehbar wäre, ausscheidet. Die Bundesregierung hält die Infor-
mationen der angefragten Art – konkret die nachrichtendienstliche Er-
kenntnislage hinsichtlich der fragegegenständlichen Organisation „Mis-
sion Lifeline e. V.“ – hier für derart sensibel, dass ein Bekanntwerden 
von Informationen zur Beobachtung von Organisationen außerhalb der 
Verfassungsschutzberichte unter keinen Umständen hingenommen wer-
den kann. Zur Vermeidung einer Ausforschung muss dies auch für den 
etwaigen umgekehrten Fall gelten, dass eine Organisation nicht vom 
BfV beobachtet wird. Letztlich geht es dabei um den Schutz der Metho-
den des BfV. Durch eine Vielzahl von Anfragen zu Organisationen und 
den diesbezüglichen Erkenntnisstand des BfV könnte sich ansonsten ein 
umfassendes Bild der für das BfV relevanten Beobachtungsobjekte erge-
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ben sowie auch zu seinem Wissenstand bzw. Aufklärungsbedarf. Dies 
würde die nachrichtendienstliche Arbeit, insbesondere die Erhebung 
weiterer Informationen, erheblich erschweren oder in Teilen auch un-
möglich machen und damit letztlich den gesetzlichen Auftrag – also den 
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung – gefährden. Im 
Hinblick auf den Verfassungsgrundsatz der wehrhaften Demokratie hält 
die Bundesregierung die Informationen der angefragten Art aus den 
oben ausgeführten Gründen für so sensibel, dass selbst ein geringfügiges 
Risiko des Bekanntwerdens unter keinen Umständen hingenommen wer-
den kann. Über die vom BfV bearbeiteten Organisationen informiert 
unter den Voraussetzungen des § 16 Absatz 2 BVerfSchG das Bundes-
ministerium des Innern und für Heimat im jährlichen Verfassungsschutz-
bericht des Bundes.

38. Abgeordneter
Dr. Günter Krings
(CDU/CSU)

Für welche staatlichen Zwecke ist der Eintrag des 
Geschlechtsmerkmals in den Personenstandsre-
gistern unerlässlich (bitte aufführen, welche staat-
lichen Leistungen oder Regelungen nach Be-
schluss des sog. Selbstbestimmungsgesetzes ab-
hängig sind vom eingetragenen Geschlecht), und 
hat der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit der Fortsetzung die-
ser staatlichen Datensammlung zugestimmt, ob-
wohl in Rechtsetzung und zivilem Leben eine 
Diskriminierung bzw. Unterscheidung nach Ge-
schlechtseintrag schon heute nicht zulässig ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 13. September 2023

Der personenstandsrechtliche Geschlechtseintrag spielt in unterschiedli-
chen Lebenssituationen eine Rolle. An die Geschlechtszugehörigkeit 
werden bestimmte rechtliche Folgen geknüpft. Mitunter wird der Regis-
tereintrag zum Zwecke der Identifizierung und Datenvalidierung oder zu 
statistischen Zwecken benötigt. So enthalten beispielsweise aufgrund 
der Vorgaben der internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) die 
von den Staaten weltweit ausgestellten Reisepässe auf der Datenseite die 
Angabe des Geschlechts, so auch der deutsche Pass. Der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit hat die Erfas-
sung des Geschlechts als Personenstandsmerkmal in Personenstandsre-
gistern nicht beanstandet.

39. Abgeordneter
Stephan Mayer 
(Altötting)
(CDU/CSU)

Ist die Aussage des ehemaligen Diskuswerfers 
Robert Harting gegenüber der „BILD“-Zeitung 
(www.bild.de/sport/mehr-sport/sport-mix/robert-h
arting-rechnet-mit-unserem-sport-system-ab-klar-
ist-es-eine-schande-85278892.bild.html) zutref-
fend, dass an einem „sehr großen Olympiastütz-
punkt“ in Berlin vakante Physiotherapie-Stellen 
wegen Geldmangels nicht besetzt werden können, 
und woraus resultiert bejahendenfalls dieser Geld-
mangel?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 13. September 2023

Die Aussage des ehemaligen Diskuswerfers Robert Harting ist nicht zu-
treffend. Am Olympiastützpunkt Berlin sind insgesamt sieben Stellen 
für fest angestellte Physiotherapeuten vorgesehen. Derzeit sind sechs 
Stellen besetzt; die siebte Stelle wird gerade für eine Nachbesetzung 
ausgeschrieben, da die Stelleninhaberin vor Kurzem aus persönlichen 
Gründen den Olympiastützpunkt verlassen hat.

40. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Wie viele Zweitfrauen (ggf. Drittfrauen, Viert-
frauen, usw.) sind mit wie vielen Kindern im Rah-
men des Familiennachzugs seit dem Jahr 2018 in 
die Bundesrepublik Deutschland eingereist (bitte 
einzeln nach Gesamtanzahl der Frauen und Ge-
samtanzahl der Kinder pro Jahr seit 2018 auf-
schlüsseln), und welche 15 Herkunftsländer wa-
ren am häufigsten vertreten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 15. September 2023

Es wird darauf hingewiesen, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis für einen Zweit- oder weiteren Ehegatten im Rahmen des Ehegatten-
nachzugs gemäß § 30 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) aus-
drücklich ausgeschlossen ist. Im Rahmen eines Ehegattennachzuges im 
Sinne des § 30 AufenthG kann damit nur eine Ehefrau/ein Ehemann 
nach Deutschland nachziehen.
Im Wege des § 36 Absatz 2 AufenthG kann es in Betracht kommen, zu 
gemeinsamen Kindern als deren Elternteil nachzuziehen, sofern im Ein-
zelfall die hohen Anforderungen im Rahmen der Norm erfüllt sind.
Inwieweit es solche Fälle gegeben hat, wird statistisch nicht erfasst.

41. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Welche Kosten sind dem Bund für die Einreise 
von Zweitfrauen (ggf. Drittfrauen, Viertfrauen, 
usw.) und deren Kinder im Rahmen des Familien-
nachzugs seit 2018 entstanden, beispielsweise 
durch die Finanzierung der Ausreise für Angehö-
rige ehemaliger Ortskräfte in Afghanistan (bitte 
einzeln nach Jahren aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 14. September 2023

Es wird darauf hingewiesen, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis für einen Zweit- oder weiteren Ehegatten im Rahmen des Ehegatten-
nachzugs gemäß § 30 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) aus-
drücklich ausgeschlossen ist. Im Rahmen eines Ehegattennachzuges im 
Sinne des § 30 AufenthG kann damit nur eine Ehefrau/ein Ehemann 
nach Deutschland nachziehen.
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Im Wege des § 36 Absatz 2 AufenthG kann es in Betracht kommen, zu 
gemeinsamen Kindern als deren Elternteil nachzuziehen, sofern im Ein-
zelfall die hohen Anforderungen im Rahmen der Norm erfüllt sind.
Inwieweit es solche Fälle gegeben hat, wird statistisch nicht erfasst.

42. Abgeordnete
Żaklin Nastić
(DIE LINKE.)

Wie viele saudi-arabische Grenzschutzbeamte 
wurden im Rahmen des deutsch-saudischen „Si-
cherheitsabkommens“ von 2009 seit dem Jahr 
2012 von der Bundespolizei ausgebildet (bitte 
nach Jahren unter Nennung der jeweiligen Anzahl 
ausgebildeter Grenzschutzbeamter aufschlüsseln, 
und folgende Recherchen, insbesondere die Aus-
sagen von Bundespolizisten gegenüber „Moni-
tor“, die den Aussagen der Sprecherin des Bun-
desministeriums des Innern und für Heimat wi-
dersprechen, mit einbeziehen: www1.wdr.de/dase
rste/monitor/extras/pressemeldung-ausbildung-sa
udischer-grenzschutz-durch-bundespolizei-10
0 .html, und Inhalte der Ausbildung saudischer 
Grenzschutzbeamter möglichst genau benennen), 
und seit wann liegen der Bundesregierung Infor-
mationen zur Ermordung Hunderter äthiopischer 
Migranten durch saudi-arabische Grenzschutzbe-
amte an der saudisch-jemenitischen Grenze vor 
(www.spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/
DownLoadPublicCommunicationFile?gId=27562; 
www.hrw.org/news/2023/08/21/saudi-arabia-mas
s-killings-migrants-yemen-border)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Zur Anzahl der auf Grundlage des am 27. Mai 2009 Unterzeichneten 
Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Königreichs Saudi-Arabien über die Zusammen-
arbeit im Sicherheitsbereich geschulten Angehörigen des saudischen 
Grenzschutzes und zu den Inhalten der Ausbildung wird auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. 
auf Bundestagsdrucksache 19/5882 verwiesen. Eine jahrgenaue Auf-
schlüsselung der geschulten Angehörigen des saudischen Grenzschutzes 
liegt für die Jahre 2009 bis 2012 nicht vor. Seit dem 17. März 2015 ist 
die Grundlage der Zusammenarbeit die zwischen dem Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat und dem Innenministerium des König-
reichs Saudi-Arabien geschlossene Vereinbarung zur Unterstützung bei 
der Entwicklung und Ausbildung des Grenzschutzes des Königreichs 
Saudi-Arabien. Darüber hinaus wurde am 30. April 2017 eine Gemein-
same Absichtserklärung zwischen den Regierungen über die Zusammen-
arbeit der Bundespolizei und des Innenministeriums des Königreichs 
Saudi-Arabien unterzeichnet.
Ganz grundsätzlich zielt das Engagement der Bundespolizei in Drittstaa-
ten wesentlich immer auch darauf ab, nach hiesigem Verständnis rechts-
staatliches sowie menschenrechtskonformes Handeln der jeweiligen Si-
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cherheitskräfte zu stärken und zu fördern. Die in Ihrer Frage genannten 
Berichte hat die Bundesregierung zur Kenntnis genommen. Sie hat die 
dort enthaltenen massiven Vorwürfe zum Anlass genommen, gegenüber 
Saudi-Arabien eine schnelle und transparente Aufklärung der Vorwürfe 
zu fordern. Die Regierung von Saudi-Arabien hat ein derartiges Vorge-
hen entschieden zurückgewiesen und in Reaktion auf ein Schreiben der 
vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen mandatierten Berichter-
statter vom Oktober 2022, in dem ähnliche Vorwürfe beschrieben wer-
den, die Bereitschaft signalisiert, die Vorwürfe näher zu untersuchen, so-
weit diese konkretisiert werden können. Das Schreiben der Sonderbe-
richterstatter sowie die Antwort Saudi-Arabiens sind der Bundesregie-
rung bekannt. Die Bundesregierung wird die Forderung zur Aufklärung 
der Vorwürfe weiter nachhalten.
Die Bundesregierung hat seit der Veröffentlichung des Schreibens einer 
Gruppe von Sonderberichterstattern des Menschenrechtsrats der Verein-
ten Nationen im Dezember 2022 Kenntnis von solchen, bisher nicht ve-
rifizierten, Vorwürfen erlangt. Trainings speziell für den saudi-arabi-
schen Grenzschutz finden aktuell nicht statt. Trainingsmaßnahmen spe-
ziell für den saudi-arabischen Grenzschutz wurden nach Bekanntwerden 
von Berichten zu möglichen massiven Menschenrechtsverletzungen ein-
gestellt und im aktuellen Trainingsprogramm vorsorglich nicht mehr 
aufgenommen.

43. Abgeordnete
Petra Pau
(DIE LINKE.)

Welche Maßnahmen wurden seitens der Bundes-
regierung im Hinblick auf das im Aktionsplan 
gegen Rechtsextremismus formulierte Ziel, „Fi-
nanzaktivitäten rechtsextremistischer Netzwerke 
auf[zu]klären und aus[zu]trocknen“ unternom-
men, und welche Ergebnisse konnten hier festge-
stellt werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Neben der offenen Erhebung von Informationen zu Unternehmen und 
Einzelpersonen, etwa durch Einsichtnahme in Wirtschaftsauskunfts-
dateien nach § 8 Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
(BVerfSchG), ist zentrale Rechtsgrundlage für die Generierung von In-
formationen, die für die Aufgabenerfüllung des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz (BfV) nach den §§ 3 und 4 BVerfSchG relevant sind, der 
§ 8a BVerfSchG. Nach § 8a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BVerfSchG wer-
den so genannte Verpflichtete, wozu auch Banken und Zahlungsdienst-
leister zählen, bei Vorliegen der Voraussetzungen um Auskunft ersucht. 
Durch die erlangten Informationen wird eine Datengrundlage zu den 
verschiedenen Aktivitätsfeldern von Rechtsextremisten geschaffen und 
durch eine spezialisierte Querschnittseinheit im BfV ausgewertet.
Im Bereich der Bearbeitung von Finanzaktivitäten rechtsextremistischer 
Akteure wurde sowohl die Zusammenarbeit mit nationalen als auch mit 
ausländischen öffentlichen Stellen ausgebaut.
Durch strukturelle Analysen der gewonnenen Erkenntnisse zu Finanzie-
rungsstrategien aus den unterschiedlichen Erkenntnisquellen konnten 
bereits nachhaltige Informationsverdichtungen zu rechtsextremistischen 
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Gruppierungen in nicht unerheblicher Zahl erzielt werden. Darüber hin-
aus werden durch die spezialisierte Querschnittseinheit aktuelle Ent-
wicklungen im Bereich rechtsextremistischer Finanzierungsstrategien, 
die einen übergreifenden Charakter haben, aufgearbeitet und unter Be-
achtung der Übermittlungsvorschriften des BVerfSchG weitergegeben. 
Sofern das BfV Hinweise auf Wirtschaftsstraftaten erlangt, wird stets 
geprüft, ob diese Erkenntnisse im Rahmen der Möglichkeiten nach dem 
BVerfSchG an die zuständigen Behörden mit Exekutivbefugnissen über-
mittelt werden können.
Sofern sich aus der Bearbeitung von Vorgängen in Verbindung mit 
Rechtsextremisten, die zugleich Inhaber einer gewerbe- bzw. gaststätten-
rechtlichen Erlaubnis sind, Erkenntnisse ergeben, die für die Beurteilung 
der erforderlichen Zuverlässigkeit relevant sind (z. B. Begehung von 
Straftaten bzw. Duldung von in den Geschäftsräumlichkeiten begange-
ner Straftaten), war es in Einzelfällen auch möglich, diese Informationen 
nach den geltenden Übermittlungsvorschriften an die zuständigen Be-
hörden auszusteuern und dadurch z. B. Gewerbeuntersagungen zu erwir-
ken.

44. Abgeordnete
Petra Pau
(DIE LINKE.)

Auf welchem Stand befindet sich der von der 
Bundesregierung im Aktionsplan gegen Rechts-
extremismus 2022 angekündigte „Überblick über 
verbreitete Geschäftsfelder von Rechtsextremis-
ten“ durch das Bundesamt für Verfassungsschutz, 
und welche Erkenntnisse konnten bisher gewon-
nen werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Die Erstellung des Überblicks über verbreitete Geschäftsfelder von 
Rechtsextremisten befindet sich gegenwärtig beim BfV noch in Bearbei-
tung.

45. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Wie viele Menschen reisten nach Kenntnis der 
Bundesregierung illegal über die sächsische Gren-
ze in den Monaten Juni, Juli, August 2023 nach 
Deutschland ein (bitte monatlich aufschlüsseln), 
und wie gedenkt die Bundesregierung zeitnah zu 
reagieren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 11. September 2023

Die Bundespolizei stellte Im Juni 2023 insgesamt 2.677, im Juli 2023 
insgesamt 2.637 sowie im August 2023 insgesamt 4.865 Personen fest, 
die über die deutsch-polnische bzw. deutsch-tschechische Landgrenze 
im Freistaat Sachsen unerlaubt nach Deutschland einreisten.
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Die Angaben für die Monate Juni und Juli 2023 beruhen auf der Polizei-
lichen Eingangsstatistik (PES) der Bundespolizei. Qualitätsgesicherte 
statistische Daten der PES für den Monat August 2023 lagen zum Zeit-
punkt der Beantwortung noch nicht vor. Die Angaben basieren daher auf 
einem Sondermeldedienst der Bundespolizei (SMD) und sind nicht qua-
litätsgesichert.
An den grenzkontrollfreien Landgrenzen zur Republik Polen und zur 
Tschechischen Republik hat die Bundespolizei ihre grenzpolizeilichen 
Maßnahmen (sogenannte Schleierfahndung) mit personellen Verstärkun-
gen der Bereitschaftspolizei intensiviert.
Der Umfang und die Intensität dieser Maßnahmen richten sich nach den 
jeweiligen Gegebenheiten bzw. den Lageerkenntnissen vor Ort und kön-
nen daher regional unterschiedlich ausgeprägt sein und dynamisch, d. h. 
der jeweiligen Lageentwicklung folgend, angepasst werden. Dabei ar-
beitet die Bundespolizei mit ihren innerstaatlichen (insbesondere Poli-
zeien der Länder und Bundeszollverwaltung) und ausländischen Partner-
behörden der Anrainerstaaten eng und vertrauensvoll in zahlreichen Ko-
operationsformen zusammen.
Bei Feststellung unerlaubter Einreisen werden aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls geprüft und 
ggf. vollzogen. Schutzbegehrende Drittstaatsangehörige werden grund-
sätzlich an die zuständige Erstaufnahmeeinrichtung zum Zwecke der 
Prüfung asylrechtlicher Belange einschließlich etwaiger Überstellungen 
in andere EU-Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 (sog. Dublin III-Verordnung) weitergeleitet.

46. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wie 
viele Migranten ihre Zweitfrauen (Bigamie) nach 
Deutschland inklusive deren Kinder nachholen, 
und wenn ja, um wie viele Familien handelt es 
sich dabei (www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrg
ebiet-aktuell/bigamie-fall-in-meschede-darum-dur
ften-afghanen-ihre-zweitfrauen-ins-sauerland-h-8
5277464.bild.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 13. September 2023

Es wird darauf hingewiesen, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis für einen Zweit- oder weiteren Ehegatten im Rahmen des Ehegatten-
nachzugs gemäß § 30 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) aus-
drücklich ausgeschlossen ist. Im Rahmen eines Ehegattennachzuges im 
Sinne des § 30 AufenthG kann damit nur eine Ehefrau/ein Ehemann 
nach Deutschland nachziehen.
Im Wege des § 36 Absatz 2 AufenthG kann es in Betracht kommen, zu 
gemeinsamen Kindern als deren Elternteil nachzuziehen, sofern im Ein-
zelfall die hohen Anforderungen im Rahmen der Norm erfüllt sind.
Inwieweit es solche Fälle gegeben hat, wird statistisch nicht erfasst.
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47. Abgeordneter
Jan Wenzel 
Schmidt
(AfD)

Aus welchen Gründen hat das Bundeskriminalamt 
die Bitte der Soko „LinX“ des Landeskriminal-
amts Sachsen abgelehnt, die Fahndung nach 14 
untergetauchten Linksextremisten aus dem Um-
feld von Lina E. zentral zu planen oder mindes-
tens zwei Zielfahnder abzustellen, wie das Maga-
zin „DER SPIEGEL“ berichtet (www.spiegel.de/p
anorama/justiz/sachsen-erhoeht-fahndungsdruck-
bei-suche-nach-untergetauchten-linksextremisten-
a-0cba2eca-8942-4196-bf67-1e9f555ae3e2)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 12. September 2023

Durch das Bundeskriminalamt erfolgte keine abschließende Entschei-
dung über ein Fahndungsersuchen des Landeskriminalamtes Sachsen im 
Kontext der Soko „LinX“. Vielmehr wurden auf Basis des Fahndungser-
suchens bereits weitere Schritte mit dem Landeskriminalamt Sachsen 
eingeleitet, um den konkreten Unterstützungsbedarf sowie die Unterstüt-
zungsmöglichkeiten durch das Bundeskriminalamt zu erheben und das 
weitere polizeiliche Vorgehen abzustimmen. Es handelt sich also um 
einen laufenden Prozess.

48. Abgeordneter
René Springer
(AfD)

Wie viele Dolmetscheraufträge für Tätigkeiten in 
Erstaufnahmeeinrichtungen wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung seit dem 1. Januar 2013 
bis heute in den einzelnen Bundesländern ver-
geben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 11. September 2023

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor. Der Betrieb von Erstaufnahmeeinrichtungen liegt in der Zu-
ständigkeit der Länder.

49. Abgeordneter
Alexander Throm
(CDU/CSU)

Wie viele Ausländer wurden jährlich von 2019 bis 
2023 aus Deutschland ausgewiesen, und wie viele 
Ausländer wurden in diesem Zeitraum jährlich in 
ihre Herkunftsländer abgeschoben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 11. September 2023

Für Abschiebungen ist nicht der Bund, sondern sind die Länder zustän-
dig. Der Bund unterstützt die Länder allerdings. Die Anzahl der Perso-
nen, die im Zeitraum Januar 2019 bis August 2023 ausgewiesen wurden, 
kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:
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Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 Summe
Anzahl Personen 14.696 11.153 11.599 10.045 6.116 53.609

Die Anzahl der Personen, die im Zeitraum von Januar 2019 bis Juli 2023 
abgeschoben wurden, kann der nachfolgenden Tabelle entnommen wer-
den:

Abschiebungen
2019 2020 2021 2022 2023 Summe

Anzahl Personen
Gesamt 22.097 10.800 11.982 12.945 9.185 67.009
davon in das
Heimatland 13.309  7.639  8.878  8.702 6.176 44.704

50. Abgeordneter
Alexander Throm
(CDU/CSU)

Wie viele der von Januar 2019 bis August 2023 
aus Deutschland ausgewiesenen Personen 
(53.609) lebten zum Stichtag 31. August 2023 
noch im Land?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 15. September 2023

Ausweislich des Ausländerzentralregisters waren zum Stichtag 31. Au-
gust 2023 von den in den Jahren 2019 bis 2023 ausgewiesenen Personen 
15.706 Personen (noch oder erneut) in Deutschland aufhältig.

51. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

Wie begründet die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Migrationskrise und der 
hohen Anzahl ausreisepflichtiger abgelehnter 
Asylbewerber, dass laut aktuellem Regierungsent-
wurf des Haushalts die Finanzierung des Anreiz-
programms zur freiwilligen Ausreise von fast 
8,9 Mio. Euro im Jahr 2023 auf 3,2 Mio. Euro im 
Jahr 2024 abgesenkt werden soll, und welche 
konkreten Auswirkungen auf die Förderung der 
freiwilligen Rückkehr ergeben sich aus diesen 
massiven Kürzungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 11. September 2023

Der Politikbereich Migration/Integration hat hohe Priorität. Für Integra-
tion und Migration sowie für die Minderheitenpolitik werden im Haus-
halt des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI) inklusive 
der Ausgaben für das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) im Jahr 2024 – vorbehaltlich der Entscheidung des Haushalts-
gesetzgebers – insgesamt rund 2 Mrd. Euro an Ausgaben zur Verfügung 
stehen. Dies entspricht in Gänze über 15 Prozent des Gesamtansatzes 
des Einzelplans des BMI im Jahr 2024 und einer Steigerung von knapp 
8 Prozent gegenüber den Ausgabenansätzen des Jahres 2023 allein für 
diesen Politikbereich.
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Der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2024 (RegE 2024) bietet 
Gewähr dafür, dass das BMI seine unverzichtbare Arbeit im Politikbe-
reich Migration/Integration erfolgreich fortsetzen kann. Dies trifft auch 
auf die Maßnahmen und Programme zur Förderung der freiwilligen 
Rückkehr zu. Der RegE 2024 sieht beim Titel 0603 685 19 einen Soll-
Ansatz in Höhe von 33.857.000 Euro vor. Gegenüber dem Ansatz im 
Haushalt 2023 stehen im Titel insgesamt 4.243.000 Euro weniger zur 
Verfügung. Als Teil dieser Gesamtveranschlagung wurde der Posten 
„Anreizprogramm für freiwillige Ausreisen“ innerhalb des Titels 0603 
685 19 auf Ebene der vorläufigen Planung der Titelverwalter (BAMF) 
angepasst. In Ergänzung zu den Bundesmitteln sollen auch zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten der Europäischen Union v. a. über den 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) genutzt werden. Die 
für die geförderte freiwillige Rückkehr geplanten Maßnahmen und Pro-
gramme können nach derzeitiger Planung damit uneingeschränkt auf-
rechterhalten und durchgeführt werden.

52. Abgeordneter
Dr. Christian Wirth
(AfD)

Welche sind die 14 am häufigsten vertretenen 
Herkunftsländer der in meiner Schriftlichen 
Frage 73 auf Bundestagsdrucksache 20/8261 ab-
gefragten Personen (bitte nach Personen pro Her-
kunftsland aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 14. September 2023

Die im Sinne der Frage erbetene Aufschlüsselung und die entsprechende 
Zuweisung zu den 14 häufigsten Staatsangehörigkeiten (Herkunftslän-
der) gemäß Polizeilicher Eingangsstatistik der Bundespolizei kann der 
nachstehenden Tabelle entnommen werden:

Rheinland-Pfalz 2022
TOP 14 Staatsangehörigkeiten Anzahl unerlaubt 

eingereister Personen
afghanisch   162
syrisch    99
algerisch    76
marokkanisch    74
albanisch    59
türkisch    50
tunesisch    43
moldauisch    41
serbisch    35
mazedonisch    29
iranisch    27
georgisch, irakisch, ukrainisch je 26
bosnisch-herzegowinisch    21
libanesisch, russisch je 18
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Saarland 2022
TOP 14 Staatsangehörigkeiten Anzahl unerlaubt 

eingereister Personen
afghanisch   180
moldauisch   174
algerisch    97
syrisch    96
türkisch    72
albanisch    51
tunesisch    47
marokkanisch    41
georgisch    39
serbisch    36
irakisch    34
kosovarisch    22
somalisch    18
iranisch, nigerianisch je 16

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

53. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit 
der Verhaftung des deutschen Staatsbürgers D. A. 
(vgl. www.n-tv.de/panorama/Deutscher-wird-im-I
talien-Urlaub-festgenommen-article2437711
5.html) eingeleitet, um eine mögliche Ausliefe-
rung von D. A. aus Italien an die Türkei zu ver-
hindern (bitte so konkret wie möglich mit Da-
tumsangaben und Namen der italienischen Behör-
den, die kontaktiert wurden, auflisten), und inwie-
fern wurde der Betroffene vor seiner Ausreise von 
deutschen Sicherheitsbehörden über das bestehen-
de Risiko aufgrund des türkischen Fahndungser-
suchens bei Interpol gewarnt?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 15. September 2023

Die Inhaftierung und der derzeitige Hausarrest in der Italienischen Re-
publik gegen D. A. sowie das laufende Auslieferungsverfahren sind dem 
Auswärtigen Amt und der Deutschen Botschaft Rom bekannt. Die Bot-
schaft betreut D. A. konsularisch, hat ihn bei der Suche nach einem 
Rechtsanwalt unterstützt und steht mit ihm, seiner Familie sowie mit 
dem mandatierten Rechtsanwalt in Kontakt.
Die inhaltliche Beurteilung des türkischen Auslieferungsersuchens ob-
liegt den zuständigen italienischen Gerichten. Der bilaterale Ausliefe-
rungsverkehr zwischen der Italienischen Republik und der Republik 
Türkei richtet sich nach dem Europäischen Auslieferungsübereinkom-
men. Es obliegt D. A. und seinem Rechtsbeistand, ihre Argumente im 
dort laufenden Verfahren vorzutragen. Die Bundesregierung respektiert 
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die Unabhängigkeit der italienischen Justiz und vertraut auf die Einhal-
tung rechtsstaatlicher Grundsätze in dortigen Verfahren.
Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes kann die Bundesregierung 
keine weiteren Auskünfte, auch nicht über etwaige Warnungen zu Fahn-
dungsersuchen geben. Im Übrigen äußert sich die Bundesregierung nicht 
zu Einzelheiten von Fahndungsersuchen aus Drittstaaten. Gerade bei der 
Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Strafrechtshilfe ist die inter-
national praktizierte Vertraulichkeit des Verfahrens Voraussetzung für 
zukünftige effektive Zusammenarbeit. Zudem darf der Fortgang etwai-
ger Ermittlungen nicht durch die Offenlegung von Einzelheiten gefähr-
det werden. Trotz der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht der 
Bundesregierung, Informationsansprüche des Deutschen Bundestages zu 
erfüllen, tritt hier deshalb nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen 
Belange das Informationsinteresse des Parlaments hinter den berechtig-
ten Interessen an einer effektiven Zusammenarbeit in Belangen der 
Strafverfolgung zurück. Das Interesse der Bundesrepublik Deutschland 
an der Gewährleistung einer funktionstüchtigen internationalen Zusam-
menarbeit in Strafsachen leitet sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ab und 
hat damit ebenfalls Verfassungsrang.

54. Abgeordneter
Steffen Bilger
(CDU/CSU)

Wie viele Vertreter der Bundesregierung und von 
allen Bundesbehörden (Bundesminister, parla-
mentarische Staatssekretäre, Beauftragte, politi-
sche Beamte und weitere Beamte und Angestellte 
aus Bundesministerien und nachgeordneten Be-
hörden) werden an der UN-Klimakonferenz 2023 
COP 28 in Dubai teilnehmen (bitte nach jeweili-
gen Bundesministerien und nach Umweltbundes-
amt, Bundesamt für Naturschutz, Bundesamt für 
Auswärtige Angelegenheiten, Bundesnetzagentur, 
Deutscher Wetterdienst, Luftfahrt-Bundesamt, Ei-
senbahn-Bundesamt, Bundesanstalt für Gewässer-
kunde, Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie, Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung einzeln aufführen), und welche Kosten sind 
hierfür zu erwarten?

Antwort der Staatssekretärin Jennifer Morgan
vom 12. September 2023

Aufgrund laufender Vorbereitungen und Abstimmungen, unter anderem 
unter den Ressorts, können erst zu einem späteren Zeitpunkt detaillierte 
Angaben zum Kreis der Teilnehmenden im Sinne der Fragestellung ge-
macht werden.
Die Reisekosten der deutschen Delegation werden aus den jeweiligen 
Haushaltsmitteln der Ressorts bzw. der entsprechenden Organisationen 
übernommen.
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55. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Hat sich die Bundesministerin des Auswärtigen 
Annalena Baerbock hinsichtlich der jüngsten 
Ausschreitungen gegen Christen in Pakistan geäu-
ßert bzw. sie verurteilt, und wenn ja, wann, und 
wie (vgl. jungefreiheit.de/debatte/kommentar/202
3/feige-gegen-christen/)?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 12. September 2023

Die Bundesministerin des Auswärtigen setzt sich wie die Bundesregie-
rung insgesamt konsequent für die Achtung und Wahrung der Men-
schenrechte weltweit ein. Die Entwicklung in Pakistan verfolgt die Bun-
desregierung mit Sorge und hat dies mehrfach zum Ausdruck gebracht. 
Zudem hat die Bundesregierung durch ein Gespräch mit dem Bischof 
der betroffenen Gemeinde (x.com/germanyinpak/status/1694958026375
995739?s=46) und mit von den Ausschreitungen betroffenen Familien (
x.com/germanyinpak/status/1697643340219474058?s=46) ihre Anteil-
nahme unterstrichen.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf ihre Schrift-
liche Frage 56 verwiesen.

56. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Wie oft und bei welchen Gelegenheiten hat sich 
die Bundesaußenministerin Annalena Baerbock 
seit 2021 bis heute gegen die Diskriminierung 
bzw. Verfolgung von Christen öffentlich ausge-
sprochen (Stellungnahmen, Pressemitteilungen, 
Pressekonferenzen, Veranstaltungen etc.)?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 11. September 2023

Die Bundesministerin des Auswärtigen setzt sich wie die Bundesregie-
rung insgesamt konsequent für die Achtung und Wahrung der Men-
schenrechte weltweit ein. Dazu gehört, dass die Bundesministerin wie 
die Bundesregierung insgesamt für die Religions- und Weltanschauungs-
freiheit eintritt, wie dies zum Beispiel der Aktionsplan Menschenrechte 
der Bundesregierung 2023 bis 2024 als Teil des von der Bundesministe-
rin des Auswärtigen vorgelegten 15. Menschenrechtsberichts der Bun-
desregierung (www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/menschenrech
te/menschenrechtsbericht-15/2567408) vorsieht.

57. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Verfügt die Bundesregierung über Kenntnisse, 
wie viele ukrainische Militärangehörige seit Be-
ginn der Offensive der Ukraine (Juni 2023) bis 
jetzt gefallen bzw. verwundet worden sind sowie 
Erkenntnisse, wie viele ukrainische Militärange-
hörige seit Beginn des russischen Angriffskrieges 
am 24. Februar 2022 getötet bzw. verwundet wor-
den sind, und wenn ja, welche?
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58. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Zahlen oder Schät-
zungen dazu vor, wie viele Männer in der Ukraine 
zum aktuellen Stand wehrpflichtig sind, und wie 
viele vom Wehrdienst aufgrund u. a. fehlender ge-
sundheitlicher Eignung vom Wehrdienst freige-
stellt sind (vgl. www.morgenpost.de/politik/articl
e239088611/9000-Euro-in-bar-Wie-Ukrainer-de
n-Militaerdienst-umgehen.html)?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 11. September 2023

Die Fragen 57 bis 58 werden zusammen wie folgt beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine eigenen, über die öffentlich verfügba-
ren Informationen hinausgehenden Kenntnisse im Sinne der Fragestel-
lungen vor.

59. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Wie hoch fallen die Kosten für die in der Antwort 
auf meine Schriftliche Frage 40 auf Bundestags-
drucksache 20/8109 genannten fakultativen Zu-
satzleistungen wie „Prime-Time-Termine“, die 
einen verfahrensbeschleunigenden Einfluss auf 
das Visumverfahren inklusive der Wartezeit auf 
Termine haben, im Mittel (globaler Durchschnitt 
aller Auslandsvertretungen) und in der Spitze 
(diejenige Auslandsvertretung mit der teuersten 
verfahrensbeschleunigenden fakultativen Zusatz-
leistung) aus, und welche Verfahrensbeschleuni-
gung kann mit solchen fakultativen Zusatzleistun-
gen im Mittel (globaler Durchschnitt aller Aus-
landsvertretungen) und in der Spitze (bitte hierbei 
auch die entsprechende Auslandsvertretung be-
nennen) erreicht werden?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 14. September 2023

Zusatzleistungen wie „Prime Time“ und die damit verbundene Möglich-
keit für den Antragsteller, Termine außerhalb der regulären Öffnungszei-
ten bei einem externen Dienstleister wahrzunehmen, sind stets freiwilli-
ger Natur und haben keinen Einfluss auf die Bearbeitung der Visuman-
träge durch die jeweils zuständigen Auslandsvertretungen. Die fakultati-
ve Inanspruchnahme von „Prime Time“ führt nicht zu einer schnelleren 
sondern für den Kunden bequemeren Terminvergabe beim externen 
Dienstleister. Sie führt auch nicht zu einer bevorzugten Visumbearbei-
tung. Die externen Dienstleister sind verpflichtet, hierauf hinzuweisen.
Die Gebühren für die Zusatzleistung „Prime Time“ ergeben sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:
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Land Gebühr Prime Time 
in EUR

Serbien 130,00
Iran 115,00
Russland 115,00
Irland 115,00
Türkei 100,00
Großbritannien  81,55
Albanien  80,00
USA  78,00
Mexiko  72,00
Oman  66,63
Kosovo  60,00
Nordmazedonien  60,00
Bosnien Herzegowina  60,00
Vereinigte Arabische Emirate  58,97
Thailand  57,67
Katar  50,89
Mauritius  50,00
Vietnam  40,00
Indonesien  39,23
Jordanien  36,87
Ägypten  35,00
Philippinen  34,50
Laos  31,49
Botswana  30,00
Südafrika  30,00
Marokko  30,00
Kenia  30,00
Tansania  30,00
Uganda  30,00
Tunesien  27,50
Saudi Arabien  27,00
Algerien  21,71
Israel  20,00
Myanmar  20,00
Mongolei  13,86
Sri Lanka  11,50
Durchschnitt  59,38

60. Abgeordneter
Stefan Keuter
(AfD)

Hat die Bundesregierung Zahlungen an die Tali-
ban im Zusammenhang mit den von der Bundes-
regierung (mit-)organisierten und im August 2021 
erfolgten Bustransporten geleistet, die der Ver-
bringung afghanischer Wunschpersonen und wei-
terer Personen, die für die Ausreise nach Deutsch-
land vorgesehen waren, in den Flughafen Kabul 
dienten, und wenn ja, wurde pro Transport oder 
pro Wunschperson gezahlt (bitte ggf. die Höhe 
der Zahlungen angeben; vgl. Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 20/8031)?
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Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 11. September 2023

Die Bundesregierung hat keine entsprechenden Zahlungen für Bustran-
sporte für gefährdete Personen, die für die Ausreise nach Deutschland 
vorgesehen waren, geleistet.

61. Abgeordnete
Dr. Katja Leikert
(CDU/CSU)

Ist nach Ansicht der Bundesregierung mit der Ter-
rorlistung der russischen Söldnergruppe Wagner 
durch die britische Regierung die rechtliche 
Grundlage für eine Terrorlistung der Gruppe 
durch die EU gegeben, und wenn nein, warum 
nicht?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 14. September 2023

Die Bundesregierung wird den britischen nationalen Listungsbeschluss 
prüfen, sobald dieser vorliegt.
Darüber hinaus wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Klei-
ne Anfrage der Fraktion CDU/CSU zur Rede der Bundesministerin des 
Auswärtigen Annalena Baerbock in der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates, auf Bundestagsdrucksache 20/6365 sowie auf die 
Antworten der Bundesregierung auf Ihre Schriftlichen Fragen 65 auf 
Bundestagsdrucksache 20/6142 und 104 auf Bundestagsdrucksache 
20/7148 verwiesen.

62. Abgeordneter
Maximilian 
Mörseburg
(CDU/CSU)

Wie lange beträgt nach Kenntnisstand der Bun-
desregierung der Zeitraum für die Wartezeiten auf 
einen Termin zum Thema Familiennachzug für 
Fachkräfte bei der Deutschen Botschaft in Islama-
bad, und gibt es seitens der Bundesregierung Plä-
ne, um die Wartezeiten bei der deutschen Bot-
schaft in Islamabad und bei den deutschen Bot-
schaften im Ausland im Allgemeinen zu verkür-
zen und die Verfahren der Antragsteller zu 
beschleunigen?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 14. September 2023

Mit dem Aktionsplan Visabeschleunigung beschreibt das Auswärtige 
Amt die erforderliche Anpassung von Ressourcen, Strukturen und Ver-
fahren, um das Visumverfahren mit den Anforderungen eines modernen 
und attraktiven Einwanderungslands in Einklang zu bringen und auch 
den Familiennachzug zu beschleunigen. Dazu soll insbesondere die Nut-
zung externer Dienstleister gesetzlich für jede Form des Familiennach-
zugs ermöglicht werden, mehr Personal rekrutiert und der Personalein-
satz flexibilisiert werden. Außerdem soll die Digitalisierung des Visum-
verfahrens konsequent ausgebaut, das Bundesamt für Auswärtige Ange-
legenheiten (BfAA) verstärkt, u. a. durch ein eigenes Referat für 
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Familienzusammenführung eingebunden, sowie die Zusammenarbeit 
mit den am Visumverfahren beteiligten Innenbehörden optimiert wer-
den.
Die Wartezeit für den Familiennachzug an der Deutschen Botschaft Isla-
mabad – einschließlich des Familiennachzugs zu ausländischen Fach-
kräften – beträgt aktuell über ein Jahr. Rechnerische Wartezeiten von 
über 12 Monaten werden dabei pauschal mit „über ein Jahr“ angegeben, 
da längere Zeiträume nicht verlässlich anzugeben sind. Innerhalb eines 
Jahres können sich u. a. die Nachfrage, aber auch die Bearbeitungskapa-
zitäten einer Visastelle deutlich verändern.
Das Auswärtige Amt hat organisatorische und personelle Maßnahmen 
ergriffen, um auf eine Verbesserung der Visabearbeitung am Dienstort 
Islamabad hinzuwirken. So wurde für den Familiennachzug, die unter 
die „Blaue-Karte-EU-Regelung“ fallen, die Möglichkeit der gemein-
samen Visumantragstellung geschaffen. Daneben wurde die bisherige 
Visastelle im Rahmen einer größeren Baumaßnahme des Bundes baulich 
erweitert. Die Botschaft wurde in den vergangenen Jahren personell in 
erheblichem Umfang aufgestockt. Aktuell hängen weitere personelle 
Verstärkungen von der Genehmigung des pakistanischen Außenministe-
riums ab. Darüber hinaus erfolgen zusätzliche temporäre Verstärkungen 
im Wege von Abordnungen.

63. Abgeordneter
Dr. Norbert 
Röttgen
(CDU/CSU)

Warum hat die Bundesministerin des Auswärtigen 
Annalena Baerbock nicht selbst an dem ersten af-
rikanischen Klimagipfel der Geschichte, dem Af-
rican Climate Summit in Nairobi, teilgenommen, 
sondern sich für die Vertretung auf Staatssekre-
tärsebene entschieden, und warum wurde die 
Chance verpasst, durch persönliche Anwesenheit 
zu unterstreichen, dass die Bundaußenministerin 
es mit der internationalen Klimapolitik und Ko-
operationen zwischen Deutschland und afrikani-
schen Teilnehmerländern ernst meint?

Antwort der Staatssekretärin Jennifer Morgan
vom 14. September 2023

Die Bundesregierung steht mit ihren afrikanischen Partnerländern auf al-
len Ebenen im intensiven und regelmäßigen Dialog zu Klima- und Ener-
giethemen.
Das Auswärtige Amt wurde am Africa Climate Summit in Nairobi hoch-
rangig durch die Sonderbeauftragte für internationale Klimapolitik, 
Staatssekretärin Jennifer Morgan, vertreten. Die Bundesministerin des 
Auswärtigen Annalena Baerbock konnte aufgrund der Haushaltswoche 
im Deutschen Bundestag und der parallel stattfindenden Konferenz der 
Leiterinnen und Leiter deutscher Auslandsvertretungen nicht teilneh-
men.
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64. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis über den Kauf 
von 416 Tonnen angereichertem Uran im ersten 
Halbjahr 2023 durch die USA aus der Russischen 
Föderation, und wenn ja, welche Schlussfolgerun-
gen zieht die Bundesregierung daraus (bitte be-
gründen), und konterkariert dies nach Meinung 
der Bundesregierung die umfassenden Sanktionen 
der EU/Bundesrepublik Deutschland gegen die 
Russische Föderation?

Antwort der Staatssekretärin Susanne Baumann
vom 13. September 2023

Die US Energy Information Administration erstellt regelmäßige öffent-
lich abrufbare Berichte zu den Uranimporten der Vereinigten Staaten 
(www.eia.gov/uranium/marketing). Diese Berichte sind der Bundes-
regierung bekannt. Darüber hinausgehende eigene Kenntnisse liegen der 
Bundesregierung nicht vor.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

65. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Mit welchen Praktikerinnen und Praktikern, Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern und Ver-
bänden standen Vertreterinnen und Vertreter des 
Bundesministeriums der Justiz zur Vorbereitung 
der Reform des Unterhaltsrechts (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Frage 35 auf Bundestagsdrucksache 20/8183), 
noch vor der formalen Beteiligung nach § 47 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien – innerhalb dieser Legislaturperiode – 
in Kontakt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 13. September 2023

Zur Vorbereitung der Reform des Unterhaltsrechts hat das Bundesminis-
terium der Justiz (BMJ) seine Vorüberlegungen mit einem ausgewählten 
Kreis von Experten diskutiert. Hierbei handelte es sich um einen Richter 
des für das Familienrecht zuständigen Senats des Bundesgerichtshofs, 
um zwei Vorsitzende Richter von Familiensenaten zweier Oberlandesge-
richte, um ein Mitglied der Unterhaltskommission des Deutschen Fami-
liengerichtstages, um ein Mitglied des Ausschusses Familienrecht im 
Deutschen Anwaltverein, um eine Professorin der Johann-Wolfgang-
Goethe-Universität Frankfurt am Main und um die Referentin und den 
Referenten, die in der Zeit von 2017 bis 2021 im für das Unterhaltsrecht 
zuständigen Referat des BMJ tätig waren.
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Ferner gab es im Jahr 2022 je ein Treffen mit einer Vertreterin des Ver-
bandes alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband eingetrage-
ner Verein (e. V.) und Vertretern des Interessenverbandes Unterhalt und 
Familienrecht – ISUV e. V. Diese erfolgten im Zuge eines regelmäßig 
stattfindenden Austauschs. Dabei war im Hinblick auf den Inhalt des 
Koalitionsvertrags unter anderem auch eine mögliche Reform des Unter-
haltsrechts Thema der Gespräche.

66. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Wann ist mit einem Referentenentwurf für eine 
Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) zu rechnen, und welche Angaben 
kann die Bundesregierung dazu machen, wann die 
Arbeiten am sogenannten zweiten Migrationspa-
ket aufgenommen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 15. September 2023

Bislang gibt es noch keinen Zeitplan für eine Änderung des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes.
Zur Umsetzung der Vorgaben aus dem Koalitionsvertrag im Bereich der 
Migrations- und Integrationspolitik sind in dieser Legislaturperiode be-
reits verschiedene Gesetzgebungsverfahren auf den Weg gebracht wor-
den. Zuletzt wurde am 18. August 2023 das Gesetz zur Weiterentwick-
lung des Fachkräfteeinwanderungsrechts im Bundesgesetzblatt verkün-
det, und der Gesetzentwurf zur Modernisierung des Staatsangehörig-
keitsrechts wurde am 23. August 2023 vom Bundeskabinett beschlossen 
und in das parlamentarische Verfahren eingebracht. Des Weiteren ist der 
Beschluss der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder vom 10. Mai 2023 zu berück-
sichtigen. Zum Zeitplan und zum Zuschnitt weiterer Gesetzgebungsvor-
haben im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik ist noch keine 
Entscheidung getroffen.

67. Abgeordnete
Dr. Christina Baum
(AfD)

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Voraus-
setzungen ein Mann mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit erfüllen muss, um eine Zweitehe offiziell 
anerkannt zu bekommen (journalistenwatch.com/
2023/09/04/afghanische-bigamisten-mit-19-kinde
rn-und-4-frauen-duerfen-einwandern/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 14. September 2023

Die Zweitehe eines deutschen Staatsangehörigen kann in Deutschland 
nicht anerkannt werden. Gemäß Artikel 13 Absatz 1 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) unterliegen die Voraus-
setzungen der Eheschließung für jeden Verlobten dem Recht des Staates, 
dem er angehört, und zwar auch dann, wenn der deutsche Staatsange-
hörige eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen sollte (Artikel 5 Ab-
satz 1 Satz 2 EGBGB). Auf einen deutschen Staatsangehörigen ist mit-
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hin hinsichtlich der Ehevoraussetzungen und der Folgen ihres Fehlens 
deutsches Recht anzuwenden. § 1306 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-
hält daher den eherechtlichen Grundsatz: „Eine Ehe darf nicht geschlos-
sen werden, wenn zwischen einer der Personen, die die Ehe miteinander 
eingehen wollen, und einer dritten Person eine Ehe oder Lebenspartner-
schaft besteht“. Die bigamische Ehe ist nach deutschem Recht nicht zu-
lässig und daher aufhebbar.

68. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Wie oft wurde seit dem Jahr 2010 bei deutschen 
Soldaten, die sich in einem NATO-Mitgliedstaat 
strafbar gemacht haben, das Strafverfahren auf-
grund des NATO-Truppenstatus von 1951 an die 
deutschen Strafverfolgungsbehörden abgegeben 
(www.tagesschau.de/inland/regional/rheinlandpfa
lz/swr-zwei-festnahmen-nach-toedlichem-streit-i
n-wittlich-100.html; https://jungefreiheit.de/politi
k/deutschland/2023/mord-us-deutsche-polizei/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 11. September 2023

Grundsätzlich liegt im Verhältnis zwischen NATO-Mitgliedstaaten in 
Fällen, in denen eine Handlung sowohl nach dem Recht des Entsende-
staates als auch nach dem Recht des Aufnahmestaates strafbar ist, das 
Vorrecht auf Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über ein Mitglied einer 
Truppe oder eines zivilen Gefolges beim Aufnahmestaat (Artikel VII 
Absatz 3 Buchstabe b des NATO-Truppenstatuts). Der Entsendestaat hat 
dieses Vorrecht lediglich in Bezug auf die in Artikel VII Absatz 3 Buch-
stabe a Ziffer i) und ii) des NATO-Truppenstatuts genannten Handlun-
gen. Der zur Ausübung der Strafgerichtsbarkeit bevorrechtigte Staat 
kann auf seine Gerichtsbarkeit grundsätzlich auch verzichten (Arti-
kel VII Absatz 3 Buchstabe c des NATO-Truppenstatuts).
Zur Zahl abgegebener Strafverfahren im Sinne der Fragestellung liegen 
der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, da eine statistische Erfas-
sung nicht erfolgt.
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69. Abgeordnete
Cornelia Möhring
(DIE LINKE.)

Welche konkreten Bedenken bezüglich der juristi-
schen Umsetzbarkeit eines deutschen Exportver-
bots für bestimmte Pflanzenschutzmittel haben, 
wie mir zugetragen wurde, das Bundesministe-
rium der Justiz (BMJ) und das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr (BMDV), vor dem 
Hintergrund der Ankündigung der Regierungspar-
teien im Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zur Un-
tersagung des Exports von bestimmten Pestiziden, 
die in der EU aus Gründen des Schutzes der 
menschlichen Gesundheit nicht zugelassen sind, 
wozu der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen 
Bundestages in seiner Ausarbeitung „Export nicht 
zugelassener Pflanzenschutzmittel. Rechtliche 
Regelungen in Frankreich und Deutschland“ (Ak-
tenzeichen WD 5 – 3000 – 015/20) festgestellt 
hat, dass in Deutschland mit dem § 25 Absatz 3 
Nummer 2 des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) 
die Rechtsgrundlage besteht, zur Abwehr erhebli-
cher Gefahren für die Gesundheit von Mensch 
oder Tier oder sonstiger Gefahren, insbesondere 
für den Naturhaushalt, durch eine Rechtsverord-
nung die Ausfuhr bestimmter Pflanzenschutzmit-
tel oder von Pflanzenschutzmitteln mit bestimm-
ten Stoffen in Staaten außerhalb der EU zu ver-
bieten, und wie sind diese Bedenken juristisch be-
gründet (bitte die einzelnen Bedenken und die 
jeweilige juristische Begründung nach Bundes-
ministerien einzeln auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 15. September 2023

Der Verordnungsentwurf wird derzeit noch zwischen den betroffenen 
Ressorts abgestimmt. Weiterhin wird darauf verwiesen, dass sich die 
Frage auf laufende ressortübergreifende und -interne Abstimmungspro-
zesse der Bundesregierung und damit den Kernbereich ihrer exekutiven 
Eigenverantwortung, der grundsätzlich nicht ausforschbar ist, bezieht 
(BVerfG 124, 78 [121]; 137, 185 [234 folgend]).
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70. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

In welcher Höhe stehen dem Sprecher der
Geschäftsführung der juris GmbH nach seiner 
Abberufung zum 31. August 2023 („Buschmann 
geht juris an“, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
31. August 2023, S. 13) aufgrund seines Anstel-
lungsvertrages noch Vergütungsansprüche gegen 
die juris GmbH zu (bitte die Gesamtsumme bis 
zum Zeitpunkt der (möglichen) Beendigung des 
Anstellungsvertrages angeben und die einzelnen 
Vergütungsbestandteile nach den jeweiligen Be-
zugszeiträumen, also etwa Monat oder Jahr, auf-
schlüsseln sowie den genauen Zeitrahmen bzw. 
Dauer der Zahlungen angeben), und ist beabsich-
tigt, diesen Anstellungsvertrag – ggf. vorzeitig – 
durch Ausspruch einer Kündigung oder durch Ab-
schluss eines Aufhebungsvertrages zu beenden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 11. September 2023

Mit Wirkung zum 31. August 2023 wurden sowohl die Bestellung des 
Sprechers der Geschäftsführung der juris GmbH als auch sein Anstel-
lungsvertrag beendet. In der Folge stehen ihm seit dem 1. September 
2023 keine Vergütungsansprüche gegen die juris GmbH zu.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

71. Abgeordneter
Peter Aumer
(CDU/CSU)

Wie hoch waren die Entschädigungszahlungen 
nach dem Opferentschädigungsgesetz in den ver-
gangenen zehn Jahren (bitte nach Jahren auf-
schlüsseln), und wie haben sich die Rücklagen in 
diesem Zeitraum entwickelt (bitte nach Jahren 
aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 11. September 2023

Die Höhe der Ausgaben von Bund und Ländern für Entschädigungsleis-
tungen nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG), ohne Personal- 
und Sachkosten, ergibt sich aus der in der Anlage enthaltenen Tabelle.* 

Die Mittel für Ausgaben nach dem OEG werden für jedes Haushaltsjahr 
neu berechnet und eingestellt, eine Bildung von Rücklagen findet nicht 
statt.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/8347 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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72. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung 
in den Jahren 2010, 2015, 2020 und 2022 der 
durchschnittliche Rentenzahlbetrag bei Alters-
rentnern (bitte nach Männern, Frauen, Frauen 
ohne Kinder, Frauen mit einem Kind, Frauen mit 
zwei Kindern, Frauen mit drei Kindern sowie 
Frauen mit vier Kindern und mehr getrennt auf-
schlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 11. September 2023

Die erfragten Rentenzahlbeträge in der erbetenen Differenzierung kön-
nen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Renten wegen Alters nach Anzahl der berücksichtigten 
Kinder, Männer und Frauen, Rentenbestand am 31. Dezember

Jahr 2010 2015 2020 2022 2010 2015 2020 2022
Renten wegen Alters durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (Euro)
Anzahl der bei der Rentenberechnung 
berücksichtigten Kinder Männer Frauen

ohne berücksichtigte Kinder 1.002 1.057 1.229 1.296 610 678 818 875
mit einem berücksichtigten Kind   927 1.006 1.158 1.214 582 671 839 907
mit zwei berücksichtigten Kindern   884   990 1.148 1.196 519 618 791 857
mit drei berücksichtigten Kindern   792   917 1.089 1.138 467 583 751 808
mit vier und mehr berücksichtigten 
Kindern   729   899 1.062 1.110 445 602 780 826

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

Die durchschnittlichen Rentenzahlbeträge der Renten wegen Alters von 
Frauen und Männern sind im erfragten Zeitraum deutlich angestiegen. 
Besonders hoch ist der Anstieg bei Frauen und Männern mit Kindern. 
Die Ursache hierfür ist neben der gestiegenen Erwerbstätigkeit insbe-
sondere auch die verbesserte Anrechnung von Kindererziehungsleistun-
gen für vor 1992 geborene Kinder. Die Unterschiede in der Höhe der 
durchschnittlichen Rentenzahlbeträge zwischen Frauen und Männern 
mit berücksichtigten Kindern und Frauen und Männern ohne berück-
sichtigte Kinder haben sich dadurch im erfragten Zeitraum – vor allem 
bei den Frauen – deutlich verringert.
Aus einer niedrigen Altersrente in der gesetzlichen Rentenversicherung 
kann grundsätzlich nicht auf ein niedriges Alterseinkommen geschlossen 
werden, da u. a. weitere Alterseinkommen und der Haushaltskontext 
nicht berücksichtigt sind.
Die Höhe der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung verteilt 
sich von kleinen Renten bis hin zu sehr hohen Rentenbeträgen. Ein Ren-
tenanspruch entsteht bereits nach einer Wartezeit von fünf Jahren. Ge-
rade bei geringen Renten bestehen oft auch Ansprüche in anderen Siche-
rungssystemen, über die in der Statistik der Deutschen Rentenversiche-
rung keine Informationen vorliegen.
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73. Abgeordnete
Diana Stöcker
(CDU/CSU)

Welche gesetzgeberischen Maßnahmen plant die 
Bundesregierung zur Realisierung des im Koali-
tionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP vereinbarten Zieles, den 
„Grundsatz Prävention vor Reha vor Rente zu 
stärken“ (vgl. Koalitionsvertrag 2021 bis 2025, 
S. 58)

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 11. September 2023

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung von Prävention und Rehabi-
litation zu gesellschaftlicher Teilhabe und einer inklusiven Gesellschaft 
bewusst.
Ein Schwerpunkt der gesetzgeberischen Maßnahmen in diesem Bereich 
liegt auf der Förderung von Leistungen, die entsprechend dem Grund-
satz „Prävention vor Reha vor Rente“ ein längeres, gesünderes Arbeiten 
mit dem Ziel des Erhalts der Teilhabe am Erwerbsleben fördern sowie 
den Zugang zu diesen Angeboten verbessern.
In Vorbereitung ist die gesetzliche Verstetigung eines bislang in Modell-
vorhaben erprobten individuellen, berufsbezogenen, freiwilligen Ge-
sundheitschecks für Versicherte ab 45 Jahren durch die Rentenversiche-
rungsträger (sog. Ü45-Check) zur frühzeitigen Ermittlung von Präventi-
ons- und Rehabilitationsbedarf.
Außerdem werden weitere Maßnahmen zur Förderung von Präventions- 
und Rehabilitationsleistungen im Sinne des Koalitionsvertrags für die 
20. Legislaturperiode im kontinuierlichen Dialog mit der Deutschen 
Rentenversicherung entwickelt.
Insbesondere mit dem Bundesprogramm „Innovative Wege zur Teilhabe 
am Arbeitsleben – rehapro“ wird im Bereich der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende und im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Modellvorhaben erprobt, wie mit innovativen Leistungen und organisa-
torischen Maßnahmen die Erwerbsfähigkeit von Menschen mit gesund-
heitlichen Einschränkungen besser als bisher erhalten oder wiederherge-
stellt werden kann. Wenn die Ergebnisse aus den Modellen im Rahmen 
der Begleit-Evaluation vorliegen, werden geeignete Ansätze in das Leis-
tungsspektrum und die Organisation der gesetzlichen Rentenversiche-
rung übernommen und – soweit erforderlich – flankierende gesetzliche 
Regelungen erarbeitet.

74. Abgeordnete
Diana Stöcker
(CDU/CSU)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Forderung der Deutschen Gesellschaft für 
Medizinische Rehabilitation e. V. (DEGEMED), 
die Begrenzung des Reha-Budgets abzuschaffen, 
da dieses sich nicht am Bedarf der Leistungsbe-
rechtigten orientiere (vgl. www.degemed.de/rehab
edarf-finanzieren/)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 11. September 2023

Allgemein ist festzustellen, dass sich seit Einführung der Demografie-
Komponente 2014 das Reha-Budget stets als auskömmlich erwiesen hat. 
Auch im laufenden Jahr gibt es bislang keine Hinweise, dass die verfüg-
baren Mittel den Bedarf nicht decken würden.
Derzeit werden die Regelungen zum Reha-Budget – so wie es der Koali-
tionsvertrag für die 20. Legislaturperiode vorsieht – überprüft. In einem 
ersten Schritt wird analysiert, ob und gegebenenfalls welcher Anpas-
sungsbedarf besteht. Neben der Ausschöpfung werden dabei die Auswir-
kungen künftiger Entwicklungen bei den Leistungen zur Prävention und 
Teilhabe in den Blick genommen. Hierzu gehören unter anderem demo-
grafische Veränderungen, die geplante Einführung des Ü45-Check und 
mögliche Auswirkungen des neuen Vergütungssystems, das die Deut-
sche Rentenversicherung Bund für Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation bis Ende 2025 entwickelt.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

75. Abgeordneter
Ali Al-Dailami
(DIE LINKE.)

In welchen weiteren Einzelplänen befinden sich 
in welcher Höhe die Posten von zusammen rund 
14,5 Mrd. Euro, die neben dem Einzelplan 14 
(51,8 Mrd. Euro) und dem entsprechenden Anteil 
des Sondervermögens „Bundeswehr“ (19,2 Mrd. 
Euro) benötigt werden, um im Bundeshaushalt 
2024 die zugesagte Einhaltung des 2-Prozent-
Ziels der NATO, entsprechend 85,5 Mrd. Euro, zu 
erreichen (bitte jeweils nach Einzelplan, Kapitel 
und Titel samt Bezeichnung aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 14. September 2023

Die Bundesregierung prüft und legt entsprechend der NATO-Kriterien 
fest, welche Ausgaben sie berücksichtigt und der NATO als Verteidi-
gungsausgaben meldet. Die Mitgliedstaaten melden der NATO ihre Ver-
teidigungsausgaben regelmäßig in einem festgelegten Verfahren. Sie tei-
len der NATO dabei aber keine Details mit und tauschen sich auch un-
tereinander wegen der Vertraulichkeit der Informationen nicht aus.
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76. Abgeordneter
Ali Al-Dailami
(DIE LINKE.)

Wie erfolgt die Übermittlung von Angaben zu 
verteidigungsrelevanten Posten im Bundeshaus-
halt gegenüber der NATO, und erfolgt seitens der 
NATO eine Prüfung, ob die gesamten militäri-
schen Ausgaben für das Jahr 2024 in Höhe von 
85,47 Mrd. Euro den tatsächlichen Vorgaben zur 
Anrechnung des 2-Prozent-Ziels nach NATO-
Kriterien entsprechen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 14. September 2023

Die Mitgliedstaaten melden der NATO ihre Verteidigungsausgaben 
regelmäßig in einem festgelegten Verfahren. Sie teilen der NATO jedoch 
weder Details mit noch tauschen sie sich untereinander darüber aus.

77. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Wurde die rechtsanwaltliche Tätigkeit der Rede-
ker Sellner Dahs Rechtsanwälte PartG mbB im 
Hinblick auf die „Persönliche Erklärung von 
Frank Reiland“ (www.redeker.de/de/presse/perso
enliche-erklaerung-von-frank-reiland) vom Bun-
desministerium der Verteidigung (einschließlich 
Geschäftsbereich) beauftragt (bitte inklusive Dar-
legung, ob dies auch die Vergütung aus Mitteln 
des Bundeshaushaltes einschließt), und wie oft 
wurde die Redeker Sellner Dahs Rechtsanwälte 
PartG mbB seitens des Bundesministeriums der 
Verteidigung (einschließlich Geschäftsbereich) im 
Zeitraum von 2020 bis zum heutigen Tage mit 
rechtsanwaltlichen Tätigkeiten beauftragt, die 
nicht mit der oben genannten Erklärung in Ver-
bindung stehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 14. September 2023

Im Hinblick auf die persönliche Erklärung von Brigadegeneral Frank 
Reiland haben weder das Bundesministerium der Verteidigung noch an-
dere Stellen des Geschäftsbereichs die Kanzlei Redeker Sellner Dahs be-
auftragt.
Die Kanzlei Redeker Sellner Dahs wurde im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung seit dem Jahr 2020 zweimal ohne Be-
zug zu der genannten persönlichen Erklärung beauftragt.
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78. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Wie ist der aktuelle Sachstand im Hinblick auf die 
Entscheidung hinsichtlich der Ausrüstung der für 
die Flugbereitschaft beschafften Luftfahrzeuge 
des Typs A350-900 mit einem Selbstschutzsystem 
(Large Aircraft Intrared Countermeasures/
LAIRCM), die laut Antwort der Bundesregierung 
auf meine Mündliche Frage 59 in der 93. Sitzung 
des Deutschen Bundestages (Plenarproto-
koll 20/93) „zeitnah erwartet“ wurde und vor dem 
Hintergrund, dass die für den entsprechenden Be-
schaffungsvertrag notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen bei Kapitel 6002 Titel 811 01 des 
Bundeshaushaltes im Bundeshaushalt 2023 nach 
meiner Kenntnis bedarfsgerecht zur Verfügung 
stehen, nicht jedoch für den Fall eines Vertrags-
schlusses erst im kommenden Jahr im Regie-
rungsentwurf 2024 veranschlagt sind, und welche 
konkreten Modalitäten lagen dem in der zitierten 
Antwort erwähnten „Vorschlag des Inspekteurs 
der Luftwaffe“ zugrunde (bitte mit Ausführung, 
an welchem Tag der Vorschlag gegenüber welcher 
Organisationseinheit bzw. Person des Bundes-
ministeriums der Verteidigung – BMVg gemacht 
wurde sowie ob dieser in mündlicher oder schrift-
licher Form erfolgte)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 14. September 2023

Die Entscheidung zum Thema Selbstschutz A350 befindet sich aktuell 
noch in der Ressortabstimmung. Eine Entscheidung steht insofern noch 
aus.
Im Hinblick auf den Inhalt von Dokumenten wird auf den Kernbereich 
der exekutiven Eigenverantwortung verwiesen. Aus dem Grundsatz der 
Gewaltenteilung folgt ein auch parlamentarisch grundsätzlich nicht aus-
forschbarer Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich der Bundes-
regierung. Dazu gehört die Willensbildung der Bundesregierung selbst, 
sowohl hinsichtlich der Erörterungen im Kabinett als auch bei der Vor-
bereitung von Kabinett- und Ressortentscheidungen, die sich vornehm-
lich in ressortübergreifenden und -internen Abstimmungsprozessen voll-
zieht. Die Kontrollkompetenz des Parlaments erstreckt sich daher grund-
sätzlich nur auf bereits abgeschlossene Vorgänge und umfasst nicht die 
Befugnis, in laufende Verhandlungen und Entscheidungsvorbereitungen 
einzugreifen.

79. Abgeordneter
Florian Hahn
(CDU/CSU)

An wie vielen Bundeswehrstandorten sollen nach 
Planung des Bundesministeriums der Verteidi-
gung die zu beschaffenden ARROW-3-Batterien 
der Bundeswehr stationiert werden, und wann soll 
die Entscheidung getroffen werden, welche 
Standorte dafür ausgewählt werden?
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80. Abgeordneter
Florian Hahn
(CDU/CSU)

An welchen Standorten sollen nach Planung des 
Bundesministeriums der Verteidigung die zu be-
schaffenden ARROW-3-Batterien der Bundes-
wehr stationiert werden, und welche infrastruktu-
rellen Voraussetzungen müssen dafür noch ge-
schaffen werden (bitte nach Standorten aufglie-
dern)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 14. September 2023

Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 79 und 80 gemein-
sam beantwortet.
Die Anfangsbefähigung des Waffensystems ARROW wird am Standort 
Schönewalde hergestellt.
Die Untersuchungen zur Auswahl weiterer geeigneter Liegenschaften 
für die Systemkomponenten der Zielbefähigung dauern noch an.
An die Aufstellorte der Systemkomponenten werden weitreichende For-
derungen gestellt. Die Konkretisierung der infrastrukturellen Vorausset-
zungen für die ARROW-Systemkomponenten ist derzeit noch Gegen-
stand laufender Gespräche mit dem Hauptauftragnehmer.

81. Abgeordneter
Jens Lehmann
(CDU/CSU)

Werden beim GTK Boxer Fahrzeugidentifikati-
onsnummern für das Fahrmodul und Missionsmo-
dul in der jeweiligen Zulassungsbescheinigung 
eines GTK Boxer eingetragen, und wenn ja, ist 
die Allgemeine Betriebserlaubnis für den Straßen-
verkehr auch dann gegeben (bzw. darf das Fahr-
zeug dann uneingeschränkt im Dienst gefahren 
werden), wenn das Fahrmodul ein anderes Missi-
onsmodul erhält, das nicht mit der eingetragenen 
Missionsmodulnummer in der Zulassungsbeschei-
nigung übereinstimmt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 14. September 2023

In der Zulassungsbescheinigung des GTK Boxer wird nur die Fahrzeugi-
dentifikationsnummer des Fahrmoduls eingetragen.
Der Zulassungsbescheinigung wird darüber hinaus ein Beiblatt beige-
fügt, dem zu entnehmen ist, mit welchen Varianten des Missionsmoduls 
das Fahrmodul betrieben werden darf.

82. Abgeordneter
Jan Ralf Nolte
(AfD)

Plant die Bundesregierung, dass es sog. Drohnen-
fäuste (soldat-und-technik.de/2023/08/bewaffnun
g/35515/drohnenabwehr-bundeswehr-schliesst-ra
hmenvertrag-fuer-lieferung-von-drohnenfaeus
ten/) zukünftig in jeder Kaserne zur Abwehr von 
Ausspähversuchen geben wird, und wenn ja, 
durch wen sollen sie eingesetzt werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 12. September 2023

Innerhalb der Bundeswehr gibt es kein System mit der Bezeichnung 
„Drohnenfaust“.
Gleichwohl geht die Bundesregierung davon aus, dass Sie die tragbaren 
Effektoren HP47 zur elektronischen Abwehr von unbemannten Klein- 
und Kleinstflugzeugen (auch bekannt als „Drohnen“) meinen könnte. 
Die Bundesregierung plant aktuell nicht, diese Systeme in jeder Kaserne 
bzw. Liegenschaft der Bundeswehr einzusetzen.

83. Abgeordneter
Armin Schwarz
(CDU/CSU)

Wann wird die Zusage des Lenkungsausschusses 
für die Strukturreform der Bundeswehr vom 
13. Juni 2022, der Streitkräftebasis 1.900 neue 
Dienstposten zur signifikanten Verbesserung der 
„Kaltstartfähigkeit“ der Einsatzkräfte zuzuweisen, 
umgesetzt, und wann wird das für diese Dienst-
posten erforderliche Material, wie beispielsweise 
geschützte und ungeschützte Transportfahrzeuge, 
in Höhe von einem Wert von derzeit 1,47 Mrd. 
Euro beschafft (bitte den entsprechenden Haus-
haltstitel angeben; www.bundeswehrforum.de/for
um/index.php?topic=71189.13)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 14. September 2023

Die gegenwärtige militärische personelle Obergrenze liegt bei 
203.300 Soldatinnen und Soldaten. Sie ist, abgeleitet aus dem Fähig-
keitsprofil der Bundeswehr, handlungsleitend für die Ausgestaltung der 
Bundeswehr und stellt somit den Gestaltungsrahmen dar. Die Stärkung 
der Streitkräftebasis ist in diesem Kontext einzuordnen und gesamtheit-
lich zu bewerten. Eine abschließende Entscheidung hierzu steht aktuell 
noch aus.
Die sich hieraus ergebenden materiellen Bedarfe der Streitkräftebasis 
sind bislang abgeschätzt und planerisch für den Planungszyklus 2026 er-
fasst. Sie sind Grundlage für eine zeitgerechte Beschaffung nach ab-
schließender Entscheidung zur Zuweisung von Dienstposten.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft

84. Abgeordneter
Artur 
Auernhammer
(CDU/CSU)

Bis wann plant die Bundesregierung, eine konkre-
te Kennzeichnung des Herkunftslandes für Honig 
aus Deutschland auf dessen Etikettierung mit 
einem Hinweis wie z. B. „Honig aus Deutsch-
land“ einzuführen, wie es auch in Ungarn, Spani-
en und Frankreich umgesetzt wird (siehe www.n-t
v.de/wirtschaft/Gepanschter-Honig-flutet-Europa-
article24300839.html), bzw. aus welchem Grund 
bestehen dazu keine Planungen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 11. September 2023

Die Angabe des Ursprungslands oder der Ursprungsländer, in dem oder 
in denen der Honig erzeugt wurde, ist bereits jetzt nach der Richtlinie 
2001/110/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 über Honig, die mit der 
Honigverordnung in nationales Recht umgesetzt wurde, verpflichtend. 
Künftig soll nach einem Richtlinienvorschlag der Europäischen Kom-
mission vom 21. April 2023 auch die Angabe der einzelnen Ursprungs-
länder in Honigmischungen verpflichtend sein. Dies wird von der Bun-
desregierung nachdrücklich unterstützt.

85. Abgeordnete
Ina Latendorf
(DIE LINKE.)

Wie wird sich die Bundesregierung bei der im 
Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebens-
mittel und Futtermittel (SCoPAFF) anstehenden 
Abstimmung zur Wiederzulassung von Glyphosat 
verhalten, und wird sie im Falle einer Wiederzu-
lassung in der EU ein nationales Verbot umsetzen, 
wie im Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP verein-
bart?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 11. September 2023

Ressortabstimmungen zur Bestimmung der Position Deutschlands zu 
Vorschlägen der Europäischen Kommission werden unmittelbar vor den 
Sitzungen des Standing Committee on Plants, Animals, Food and Feed 
(SCoPAFF) durchgeführt.
Etwaige erforderliche Anpassungen im nationalen Recht werden im 
Nachgang zu prüfen sein.

86. Abgeordnete
Ina Latendorf
(DIE LINKE.)

Mit welcher Zielstellung plant die Bundesregie-
rung gegebenenfalls die Erarbeitung einer Tierge-
sundheitsdatenbank, und wie ist der aktuelle Ent-
wicklungsstand?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 11. September 2023

Im Koalitionsvertrag ist das Ziel formuliert, „eine Tiergesundheitsstrate-
gie [zu erarbeiten] und eine umfassende Datenbank (inkl. Verarbeitungs-
betriebe tierischer Nebenprodukte) [zu etablieren]“.
Gemäß aktuellem Stand setzt die Tiergesundheitsstrategie im ersten 
Schritt vor allem darauf, die Gesundheit der Tiere in den Tierhaltungen 
zu erhöhen. Zur Erreichung dieses Ziels sollen die Schwerpunkte zu-
nächst auf Management, Eigenverantwortung und Sachkenntnis der 
Tierhalterinnen und Tierhalter gelegt werden.
Die Tiergesundheitsdatenbank wird dabei ein wichtiger Meilenstein 
sein. Bei deren Etablierung sollen Vorhandenes genutzt und Synergien 
gehoben werden. Deshalb sind aktuelle Systeme und künftige Projekte 
der Länder und des Bundes einzubeziehen.
Für die Umsetzung der Tiergesundheitsstrategie erfolgte im Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft im Frühjahr 2023 eine 
Bündelung der Zuständigkeiten mit Schaffung der erforderlichen Stel-
lenvoraussetzungen, die in der Umsetzung sind.
Mit den im Dezember 2022 vom Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages zusätzlich für das Jahr 2023 bereitgestellten Haushaltsmit-
teln wurde bereits ein Projekt für unterstützende Vorarbeiten an externe 
Dienstleister vergeben. Die Ergebnisse werden für Januar 2024 erwartet.

87. Abgeordneter
Klaus Mack
(CDU/CSU)

Wie wird die Bundesregierung bzw. das Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
die vom Bundesminister für Ernährung und
Landwirtschaft Cem Özedmir in „DER 
TAGESSPIEGEL“ vom 5. September 2023 gefor-
derte leichtere Entnahme einzelner Wölfe und 
auch ganzer Rudel ermöglichen, wenn diese Her-
denschutzmaßnahmen überwinden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller
vom 12. September 2023

Der Bundesregierung ist es wichtig, beim Thema Wolf zeitnah prakti-
kable und vor allem schnell wirksame Lösungen für die praxistaugliche 
und unbürokratische Entnahme von problematischen Wölfen zu finden. 
Daher wurde die Überarbeitung des „Praxisleitfadens“ für Wolfsab-
schüsse, insbesondere bei Nutztierrissen, auf den Weg gebracht.
Am 5. September 2023 haben Bund und Länder (auf Ebene der Umwelt-
staatssekretäre) zum Auftakt des Prozesses begonnen, darüber zu bera-
ten, welche Hindernisse in der Praxis bestehen, und Wege eruiert, wie 
diese ausgeräumt werden können.
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz und das Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft arbeiten hierbei eng zusammen und werden sich auch 
zukünftig für an der Praxis orientierte Lösungen und für die Balance 
zwischen Weidetierhaltung und Naturschutz einsetzen.
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88. Abgeordneter
Frank Rinck
(AfD)

Um wie viel Prozent ist nach Kenntnis der Bun-
desregierung der Selbstversorgungsgrad bei Brot-
getreide in Deutschland gesunken, und wie rea-
gieren die Mühlen darauf (www.topagrar.com/ack
er/news/muehlenverband-kritisiert-oezdemir-die-e
rnten-werden-zum-staatlichen-lotteriespiel-13475
281.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 14. September 2023

Versorgungsbilanzen für das abgelaufene Wirtschaftsjahr 2022/2023 lie-
gen derzeit noch nicht vor. Die Selbstversorgungsgrade der vergangenen 
Jahre können der nachstehenden Tabelle entnommen werden:

Selbstversorgungsgrad bei Getreide in Prozent

2016/17 2017/18 2018/19 2019/20 2020/21 2021/22
Getreide insgesamt 105 107  91 103 101 109
Weichweizen 126 123 114 132 125 126
Roggen  93  98  87  92  83  98

Die diesjährige Erntemenge für Getreide insgesamt (ohne Körnermais) 
ist mit rund 38 Millionen Tonnen trotz der zeitweise widrigen Witte-
rungsverhältnisse nur leicht unterdurchschnittlich ausgefallen. Damit ist 
die Versorgung mit Getreide in Deutschland weiterhin sichergestellt.
Die Ende Juli 2023 beginnenden starken Regenfälle haben, insbesondere 
in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein, die Qualität der Weizenernte zum Teil erheblich beeinträchtigt 
und unter anderem zu Auswuchs, niedrigen Rohproteingehalten und 
Fallzahlen geführt. Der Anteil der Ernte, der nur als Futter- oder Ener-
giegetreide genutzt werden kann, wird daher voraussichtlich höher als in 
den Vorjahren ausfallen. Für die Beurteilung der Versorgungssituation 
mit Brotgetreide ist allerdings zu berücksichtigen, dass nur etwa ein 
Drittel des Weichweizens in Deutschland für die menschliche Ernährung 
genutzt wird. Dies entsprach im Wirtschaftsjahr 2021/2022 rund 
6,2 Millionen Tonnen bei einer Ernte von 21,3 Millionen Tonnen. Hinzu 
kommt, dass einzelne Sorten trotz niedriger Rohproteingehalte gute Ba-
ckergebnisse erreichen können. Die für die Herstellung von Backwaren 
erforderlichen Qualitäten können Müllereibetriebe zudem bis zu einem 
gewissen Grad über die Massenqualitäten B- und A-Weizen steuern. 
Auch bei Brotgetreide sind daher Versorgungsengpässe nach den der 
Bundesregierung vorliegenden Informationen nicht zu erwarten.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

89. Abgeordnete
Mechthild Heil
(CDU/CSU)

Inwieweit plant die Bundesregierung im Rahmen 
der Kindergrundsicherung sicherzustellen, dass 
bei einer künftigen Direktzahlung des Kindergel-
des an volljährige behinderte Kinder die lebens-
lange Unterhaltssituation der Eltern berücksichtigt 
wird und bestehende Steuervorteile (z. B. die 
Übertragbarkeit des Behinderten-Pauschbetrages 
und die Geltendmachung weiterer außergewöhnli-
cher Belastungen) für Eltern behinderter Kinder 
nicht verloren gehen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz
vom 12. September 2023

Nach geltender Rechtslage wird ein Kind, das das 18. Lebensjahr voll-
endet hat, beim Kindergeld berücksichtigt, wenn es wegen körperlicher, 
geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu un-
terhalten und die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres ein-
getreten ist (vgl. § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Einkommensteuer-
gesetzes). Eine Änderung dieser grundlegenden Anspruchsvoraussetzun-
gen ist nicht beabsichtigt. Im Rahmen der Einführung einer
Kindergrundsicherung ist vorgesehen, dass die Eltern weiterhin An-
spruchsberechtigte des Kindergeldes sind.
Für volljährige Kinder soll künftig lediglich die Möglichkeit geschaffen 
werden, dass die Auszahlung des Kindergeldes an das Kind selbst erfol-
gen kann. Die Ressortabstimmung zum Gesetzentwurf zur Einführung 
einer Kindergrundsicherung ist noch nicht abgeschlossen.

90. Abgeordneter
Matthias Helferich
(fraktionslos)

Welche konkreten Projekte, Verbände und Organi-
sationen sowie Akteure der sogenannten 
LSBTIQ*-Community sind durch die Bundes-
regierung beziehungsweise den Beauftragten der 
Bundesregierung für die Akzeptanz sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt (Queer-Beauftragter) 
Sven Lehmann in einem Sachzusammenhang mit 
der pädagogischen Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen zum Zwecke der „Akzeptanz und 
des Schutzes sexueller und geschlechtlicher Viel-
falt“ seit Januar 2022 mit staatlichen Mitteln ge-
fördert worden (bitte diejenigen 25 Projekte, Ver-
bände und Organisationen sowie Akteure einzeln 
und namentlich auflisten, die der Reihe nach die 
höchsten Zuwendungen im Sinne der Fragestel-
lung erhalten haben)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 15. September 2023

Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ steht die Arbeit 
der nachfolgend aufgeführten geförderten Projekte (aufgelistet nach 
Höhe der Zuwendungen) in einem Sachzusammenhang mit der pädago-
gischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zum Zweck der Akzep-
tanz und des Schutzes sexueller und geschlechtlicher Vielfalt:
1. Kompetenznetzwerk im Themenfeld Homosexuellen- und 

Trans*feindlichkeit „Selbst.verständlich Vielfalt“ (Familien- und So-
zialverein des Lesben- und Schwulenverbandes in Deutschland, 
LSVD e. V.; Stiftung Akademie Waldschlösschen; Bundesverband 
Trans* e. V.);

2. Trans-Inter-Aktiv in Mitteldeutschland (TIAM) e. V.: „Zukunft ge-
stalten – geschlechtliche Vielfalt (er)leben“;

3. Bundesverband Queere Bildung e. V.:
  „Bildungs_lücken schließen – Aufbau, Qualifizierung und Stärkung 

queerer Bildungsprojekte in strukturschwachen Regionen bundes-
weit“;

4. Bildungsprojekt Qube/Kultur- und Initiativhaus Greifswald e. V.:
  „BAEM! Queere Bildungs-, Antidiskriminierungs- und Empower-

mentarbeit in Mecklenburg-Vorpommern lokal verankern“;
5. KWB Koordinierungsstelle Weiterbildung und Beschäftigung e. V.: 

„Peer4Queer“;
Im Kinder- und Jugendplan des Bundes ist das Jugendnetzwerk LAMB-
DA e. V. Bundesverband der zentrale Akteur im Bereich der queeren Ju-
gendarbeit.
Als Teil der bundeszentralen Infrastruktur der Kinder- und Jugendhilfe 
erhält der Verein jährliche Zuwendungen und wurde darüber hinaus im 
Rahmen des Aktionsprogramms „Aufholen nach Corona“ im Jahr 2022 
gefördert sowie für das Projekt „Queer and strong!“ in den Jahren 2022 
und 2023.
Auch im Rahmen des 2023 aufgelegten Programms „Zukunftspaket für 
Bewegung, Kultur und Gesundheit“ werden weitere Projekte gefördert, 
die der Akzeptanz und dem Schutz sexueller und geschlechtlicher Viel-
falt Rechnung tragen.
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91. Abgeordneter
Dr. Günter Krings
(CDU/CSU)

Wenn nach dem Entwurf der Bundesregierung für 
ein sog. Selbstbestimmungsgesetz künftig der Ge-
schlechtseintrag in den Personenstandsregistern 
frei wählbar und damit unabhängig von körperli-
chen (äußeren) Merkmalen sein soll, gleichzeitig 
aber der Vorname weiterhin dem (neuen) einge-
tragenen Geschlecht entsprechen muss, plant die 
Bundesregierung die Schaffung gesetzlicher Vor-
gaben für „weibliche“, „männliche“ oder „diver-
se“ Vornamen, und was spricht nach Einschätzung 
der Bundesregierung dagegen, in den Personen-
standsregistern generell auf den Geschlechtsein-
trag zu verzichten, so wie es heute schon beim 
Personalausweis der Fall oder bei der Geburtsur-
kunde möglich ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 12. September 2023

Derzeit sind keine gesetzlichen Vorgaben zur Vornamensbestimmung 
über die im Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Ge-
schlechtseintrag in der Fassung des Entwurfs der Bundesregierung hin-
aus getroffenen Regelungen geplant.
Die Erfassung des Geschlechtseintrags bei der Geburt ist verfassungs-
rechtlich zwar nicht zwingend geboten, ist aber nach Auffassung der 
Bundesregierung ein Referenzeintrag, der unter anderem der Identifizie-
rung einer Person im Rechtsverkehr dient. In einigen Rechtsbereichen 
werden auch direkte Rechtsfolgen an das Geschlecht geknüpft. So muss 
zum Beispiel nach den Vorgaben der internationalen Zivilluftfahrtorga-
nisation (ICAO) das Geschlecht in Reisepässen mit „weiblich“, „männ-
lich“ oder mit „X“ angegeben werden.

92. Abgeordneter
Jens Lehmann
(CDU/CSU)

Wird das Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben die Zahl der Mitarbeiter, 
welche die Anträge auf Kriegsdienstverweigerung 
bearbeiten, in diesem und/oder im nächsten Jahr 
erhöhen, um die gestiegene Zahl an Anträgen auf 
Kriegsdienstverweigerung in einer angemessenen 
Zeit zu bearbeiten, und wenn ja, wie viele Mitar-
beiter sollen zu den bereits vorhandenen Mitarbei-
tern eingestellt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 13. September 2023

Für die Bearbeitung der Anträge auf Anerkennung als Kriegsdienstver-
weigerer sind im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben (BAFzA) dauerhaft 4,1 Vollzeitäquivalente (VZÄ) eingesetzt. Die 
personelle Ausstattung ist im Jahr 2023 befristet um weitere 3 VZÄ auf-
gestockt worden.
Sollte das BAFzA feststellen, dass das zusätzliche Personal nicht aus-
reicht, wird erneut nachgesteuert. Dazu ist es aber zunächst erforderlich, 
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zu beobachten, wie sich die Bearbeitungszahlen mit dem zusätzlichen 
Personal entwickeln, sobald dieses vollständig eingearbeitet und in die 
Arbeitsprozesse integriert ist.

93. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(DIE LINKE.)

Welche Berechnung (bitte detailliert ausführen, 
welche Gruppen durch welche angestrebten Leis-
tungserhöhungen über die Armutsgrenze gehoben 
werden) liegt der von der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend Lisa Paus 
in der Haushaltsdebatte am 5. September 2023 im 
Kontext der Kindergrundsicherung getätigten 
Aussage „wir holen also so viele, viele Kinder – 
wir rechnen mit 5,6 Millionen – aus offener und 
verdeckter Armut“ zugrunde, und trifft meine An-
nahme zu, dass die Bundesregierung von einer 
deutlichen Unterschätzung von Kinderarmut aus-
geht und diese tatsächlich bei rund 40 Prozent 
liegt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz
vom 13. September 2023

Nach Schätzungen könnten insgesamt bis zu 5,6 Millionen Kinder den 
Kinderzusatzbetrag der Kindergrundsicherung in Anspruch nehmen. Mit 
der Kindergrundsicherung soll gerade auch verdeckte Armut besser be-
kämpft werden. Heute kennen viele Familien ihre Ansprüche auf Unter-
stützung wie beispielsweise den Kinderzuschlag nicht. Diese Familien 
mit kleinen Einkommen will die Bundesregierung künftig mit der Kin-
dergrundsicherung besser erreichen. Dabei wird der Kinderzusatzbetrag 
bei steigendem Einkommen langsam abgeschmolzen, er ist also einkom-
mensabhängig und verringert sich in der Höhe. Außerdem holt die Bun-
desregierung mit der Kindergrundsicherung fast 2 Millionen Kinder aus 
dem Bürgergeld.
Armut ist in einem reichen Land wie Deutschland ein komplexes und 
vielschichtiges Phänomen, das sich einer eindeutigen und einfachen 
Messung entzieht. Oft wird in der Diskussion um das Ausmaß von Ar-
mut die sogenannte Armutsrisikoquote (ARQ) herangezogen. Die ARQ 
misst keine Armut, sondern ist eine statistische Maßgröße für die Ein-
kommensverteilung. Sie liefert insbesondere keine Information über in-
dividuelle Bedürftigkeit. Ihre Höhe hängt u. a. von der zugrunde liegen-
den Datenbasis, der Bezugsgröße (50, 60 oder 70 Prozent des mittleren 
Einkommens), dem regionalen Bezug und der Gewichtung der Haus-
haltsmitglieder bei der Bestimmung des Nettoäquivalenzeinkommens 
ab. Der Indikator ist insbesondere für Teilpopulationen sehr volatil und 
kann je nach Datenquelle unterschiedlich ausfallen. Einer Konvention 
folgend werden 60 Prozent des mittleren, mit der neuen Skala der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
gewichteten, Einkommens verwendet.
Danach wird für Deutschland als Zahl oft 2,9 Millionen armutsgefährde-
te Kinder (unter 18 Jahre) verwendet. Der Kinderzusatzbetrag richtet 
sich aber nicht nur an minderjährige Kinder, sondern auch an kinder-
geldberechtigte junge Erwachsene im Alter zwischen 18 und 24 Jahren, 
die bei ihren Eltern leben. Hinzu kommen der Höhe nach kleinere Res-
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tansprüche auf den Kinderzusatzbetrag für Familien, die oberhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle liegen, denn der Kinderzusatzbetrag fällt an 
der Armutsrisikogrenze nicht plötzlich weg, sondern läuft langsam aus. 
Durch das Abschmelzen der Höhe des Kinderzusatzbetrags werden 
plötzliche Abbruchkanten vermieden, die zu stark negativen Arbeits-
anreizen führen würden.

94. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(DIE LINKE.)

Trifft es zu, dass die Bundesagentur für Arbeit 
(BA), die ab 1. Januar 2025 laut Referentenent-
wurf zur Einführung einer Kindergrundsicherung 
und zur Änderung weiterer Bestimmungen für die 
Umsetzung und Auszahlung der Kindergrund-
sicherung zuständig sein soll, Zweifel an der Um-
setzbarkeit zum 1. Januar 2025 geäußert hat (vgl. 
Stellungnahme der BA zum Referentenentwurf 
eines Gesetzes zur Einführung einer Kindergrund-
sicherung und zur Änderung weiterer Bestimmun-
gen vom 6. September 2023), und welche Konse-
quenzen zieht die Bundesregierung daraus?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz
vom 15. September 2023

Die Bundesagentur für Arbeit äußert in ihrer Stellungnahme zum Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kindergrundsiche-
rung und zur Änderung weiterer Bestimmungen Zweifel an der Reali-
sierbarkeit der Einführung der Kindergrundsicherung zum 1. Januar 
2025.
Die Bundesregierung steht im engen Austausch mit der Bundesagentur 
für Arbeit und wird die Voraussetzungen dafür schaffen, dass zügig Um-
setzungsvorbereitungen bei der Bundesagentur für Arbeit aufgenommen 
werden.

95. Abgeordneter
Dr. Rainer Rothfuß
(AfD)

Wie definiert die Bundesregierung eine „Frau“, 
also die Definition von „Frau“ im Sinne einer 
phänotypischen Zuordnung, nicht im Sinne von 
beispielsweise der Ehe-„Frau“, denn diese aus 
meiner Sicht eigenwillige semantische Frage be-
schäftigt die öffentliche Debatte aktuell und be-
reits die Bibel hob die große Bedeutung von 
„Wort“ und „Sinn“ (Übersetzt von Luther aus 
„Logos“, Johannes 1, 1–18) hervor, weswegen ich 
gerne von der Bundesregierung wissen will, wie 
sie sich in dieser aktuellen Wort- und Sinndefiniti-
on zur Bedeutung von „Frau“ positioniert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz
vom 12. September 2023

Der Begriff der Frau wird kontextbezogen benutzt. Er findet mit unter-
schiedlichen Begriffsbestimmungen und je nach Perspektive Anwen-
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dung mit Betonung zum Beispiel biologischer, rechtlicher oder sozialer 
Aspekte.

96. Abgeordnete
Diana Stöcker
(CDU/CSU)

Wie steht die Bundesregierung zur Forderung von 
Erziehungsverbänden, dass Kommunen und Sozi-
alleistungsträger insbesondere der Rechtskreise 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II), 
SGB III und SGB VIII die berufliche Qualifizie-
rung in Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung 
nach § 27 SGB VIII als einen bedarfsgerechten 
Baustein im Gesamtsystem der Jugendberufshilfe 
anerkennen und finanzieren sollen und damit Ver-
antwortung für die jungen Menschen – auch mit 
Blick auf potenzielle Fach- und Arbeitskräfte – 
übernehmen (www.bvke.de/publikationen/positio
nspapiere/problemaufriss-uebergang-schule-beruf
sorientierung-von-jungen-menschen-aus-den-hilfe
n-zur-erziehung-)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz
vom 11. September 2023

Art und Umfang erzieherischer Hilfen richten sich gemäß § 27 Absatz 2 
Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall.
Dabei muss Hilfe zur Erziehung neben pädagogischen und damit ver-
bundenen therapeutische Leistungen bei Bedarf auch geeignete sozial-
pädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im 
Sinne des § 13 Absatz 2 SGB VIII in der Regel einschließen (§ 27 Ab-
satz 3 Satz 2 SGB VIII).
Das Verhältnis von Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 ff. SGB VIII zu 
Leistungen und Verpflichtungen anderer Sozialleistungsträger ist in § 10 
SGB VIII dezidiert geregelt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

97. Abgeordnete
Dr. Christina Baum
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, 
welche Delegierten (max. 14 angeben) aus wel-
chen Institutionen Deutschlands bei den Verhand-
lungen zur Schaffung des Pandemievertrages der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und den ge-
planten Änderungen der International Health Re-
gulations im Rahmen des „Intergouvernementalen 
Verhandlungsgremiums“ (INB) in Genf waren 
(www.ots.at/presseaussendung/OTS_20220831_
OTS0129/rauch-internationaler-pandemievertrag-
soll-verbesserungen-fuer-die-bewaeltigung-kuenft
iger-pandemien-bringen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 13. September 2023

In den Verhandlungen für ein internationales Pandemieabkommen (PA) 
und für die Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
(IGV) obliegt die Verhandlungsführung für die EU-Mitgliedstaaten der 
Europäischen Kommission, die sich eng mit den Mitgliedstaaten ab-
stimmt. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesministeriums für 
Gesundheit sowie des Auswärtigen Amts verfolgen zudem vor Ort die 
Sitzungen der Arbeitsgruppe zu den Änderungen der IGV und des Inter-
governmental Negotiating Body (INB) mit.

98. Abgeordnete
Dr. Christina Baum
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob die 
Meldepflicht für Infektionen mit dem Respiratori-
sche Synzytial-Virus (RSV) auch in anderen euro-
päischen Ländern besteht oder neu eingeführt 
wurde, und was ist der Hintergrund der Einfüh-
rung der Meldepflicht in Deutschland (www.baye
rische-staatszeitung.de/staatszeitung/politik/detail
ansicht-politik/artikel/kommt-nun-eine-rsv-impfpf
licht.html#topPosition)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 11. September 2023

Das Respiratorische Synzytial-Virus (RSV) hat in den vergangenen zwei 
Erkältungssaisons zu einer hohen Anzahl erkrankter Kinder und überre-
gional teilweise zu einer Überlastung pädiatrischer Kliniken geführt. 
Das RSV gewinnt als einer der bedeutendsten Atemwegserreger bei 
Frühgeborenen und Kleinkindern sowie im Zusammenhang mit dem 
Fortschritt in der Impfstoff- und Prophylaxe-Entwicklung national und 
international zunehmend an Bedeutung. Die Meldepflicht des Erreger-
Nachweises, soweit der Nachweis auf eine akute Infektion hinweist, 
dient der Erfassung und Bewertung der epidemiologischen Situation und 
Unterstützung einer etwaigen Eindämmung von Ausbruchgeschehen. 
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Eine mögliche Belastung des Gesundheitssystems kann mittels der Mel-
depflicht frühzeitig erkannt und vermieden werden.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, in welchen 
europäischen Ländern eine Meldepflicht für RSV-Infektionen besteht.

99. Abgeordnete
Simone Borchardt
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle 
Höhe der Packungspauschale bei der Abgabe von 
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln in Apo-
theken vor dem Hintergrund der momentanen 
Preisentwicklung, und plant die Bundesregierung 
eine Anpassung der Pauschale, um die betriebs-
wirtschaftliche Handlungsfähigkeit von Apothe-
ken zu gewährleisten (bitte begründen, falls keine 
Anpassung geplant ist)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 14. September 2023

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung von Lieferengpässen bei patentfreien 
Arzneimitteln und zur Verbesserung der Versorgung mit Kinderarznei-
mitteln vom 19. Juli 2023 wurde vorgesehen, dass Apotheken beim Aus-
tausch nicht verfügbarer Arzneimittel nach § 129 Absatz 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) einen Zuschlag erhalten (§ 3 Ab-
satz 1a der Arzneimittelpreisverordnung). Außerdem wurden wesent-
liche Erleichterungen in den Bereichen Arzneimittelaustausch bei Lie-
ferengpässen, Präqualifizierungsverfahren für die Hilfsmittelversorgung 
sowie Retaxierungen umgesetzt, die die Apotheken wirtschaftlich ent-
lasten. Eine weitere Anpassung der Vergütung der Apotheken für die 
Abgabe von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ist derzeit nicht 
geplant.

100. Abgeordneter
Thomas Dietz
(AfD)

Wie viele der durch die vorhergehende und die 
aktuelle Bundesregierung bestellten Corona-Impf-
dosen wurden seit dem Beginn der Impfkampagne 
bis zum Stichtag 31. August 2023 wegen Errei-
chen des Verfallsdatum oder wegen Überbestand 
vernichtet, und wie viele Dosen wurden (zum 
Beispiel über Covax) ins Ausland verteilt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 12. September 2023

Über den Verfall von COVID-19-Impfstoffen hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit am 25. Mai 2023 den Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages informiert. Bis zum Stichtag 31. August 2023 wur-
den in Summe 114 Millionen COVID-19-Impfstoffdosen aus zentraler 
Bevorratung der Bundesregierung infolge von Erreichen des Verfallda-
tums der fachgerechten Entsorgung zugeführt. Es wurden keine 
COVID-19-Impfstoffdosen aus zentraler Bevorratung der Bundesregie-
rung infolge von Überbestand der fachgerechten Entsorgung zugeführt. 
Seit Pandemiebeginn hat die Bundesregierung 128 Millionen Impfdosen 
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gespendet und ausgeliefert, davon 119 Millionen Impfdosen über Covax 
(Stand: 31. August 2023).

101. Abgeordneter
Erich Irlstorfer
(CDU/CSU)

Welche Aktivitäten verfolgt die interministerielle 
Arbeitsgruppe (IMA) Long-COVID seit der im 
Oktober 2021 erfolgten Veröffentlichung der Un-
terrichtung (Bundestagsdrucksache 19/32659), 
bzw. sind weitere Aktivitäten zu erwarten/
geplant?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 12. September 2023

Ziel der interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) Long-COVID war es, 
eine Bestandsaufnahme zum Thema Long-COVID vorzunehmen und 
auf dieser Grundlage Handlungsempfehlungen zu formulieren. Das Ka-
binett hat sich in einer Sitzung am 22. September 2021 mit dem Bericht 
IMA Long-COVID befasst. Mit der Veröffentlichung des Berichts (Bun-
destagsdrucksache 19/32659) war die Arbeit der IMA abgeschlossen. 
Die Bundesregierung arbeitet seither intensiv an der Umsetzung der 
Empfehlungen.
Dazu gehört auch weiterhin ein regelmäßiger Austausch der verschiede-
nen beteiligten Ressorts (insbesondere Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales – BMAS, Bundesministerium für Bildung und Forschung – 
BMBF und Bundesministerium für Gesundheit – BMG) und den Behör-
den im Geschäftsbereich des BMG (Robert Koch-Institut – RKI, Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung – BZgA, Paul-Ehrlich-Insti-
tut – PEI, Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte – 
BfArM).
Insgesamt ist die Entstehung und Entwicklung von Long-/Post-COVID 
wie auch anhaltende oder neu auftretende gesundheitliche Störungen 
nach anderen Infektionen bisher unvollständig erforscht. Es gibt bisher 
noch keine evidenzbasierte, kausale Therapie. Zahlreiche Forschungs-
vorhaben zu dieser Thematik und anderen Problematiken rund um das 
Thema sind angelaufen beziehungsweise in Planung.
Das BMG richtet momentan einen mehrjährigen Förderschwerpunkt für 
versorgungsnahe Forschungsprojekte zu Long-COVID ein und wird in 
diesem Rahmen ab dem Jahr 2024 die versorgungsnahe Forschung zu 
Long-COVID fördern. Hierfür werden bis zu 21 Mio. Euro bereitge-
stellt. Im Fokus der Förderung stehen Modellprojekte, in denen inno-
vative Versorgungsformen zur Behandlung von Long-COVID-Betroffe-
nen entwickelt und erprobt werden. Von dem Long-COVID-Förder-
schwerpunkt werden auch ME/CFS-Patientinnen und -Patienten sowie 
Menschen mit länger andauernden Beschwerden im zeitlichen Zusam-
menhang mit einer COVID-19-Impfung profitieren, die Long-COVID-
ähnliche Symptome haben. Durch die Schaffung eines Netzwerks soll 
zudem der Informationsaustausch zwischen verschiedenen Leistungser-
bringern, u. a. den universitären Spezialambulanzen, angeregt, Versor-
gungsforschung initiiert und so die Versorgung der Betroffenen verbes-
sert werden. Ziel ist es, dass Forschungsergebnisse zur Behandlung von 
Long-COVID einschließlich COVID-19-assoziierter ME/CFS möglichst 
zeitnah in der Versorgung ankommen und umgekehrt, dass Daten aus 
der Versorgung für Forschende zur Verfügung stehen. Die Bundesminis-
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terien fördern bisher bereits Forschungsprojekte mit einem Volumen im 
mittleren zweistelligen Millionenbereich. Das BMG initiiert dabei Vor-
haben im Rahmen seiner sogenannten Ressortforschung. Für die allge-
meine Forschungsförderung ist auf Bundesebene das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung verantwortlich, mit dem das BMG sich 
eng austauscht.
Für die Erforschung der Ursachen, Behandlungen und Therapien von 
Long-/Post-COVID und ME/CFS hat das BMBF den Weg der gezielten 
Projektförderung in Verbindung mit der Nutzung der Kräfte seiner insti-
tutionell geförderten Forschungseinrichtungen gewählt und wird weiter-
hin die Forschungsförderung zu Long-/Post-COVID und ME/CFS 
schrittweise fortsetzen. Die Details zur BMBF-Förderung in diesem Be-
reich sind Internet veröffentlicht (www.gesundheits-forschung-bmbf.de/
de/long-covid-post-covid-und-me-cfs-forschen-verstehen-besser-behan-
deln-14744.php).
Das BMBF fördert auf Basis einer Richtlinie von Mai 2021 zehn For-
schungsverbünde zu Long-/Post-COVID-19 mit 6,5 Mio. Euro als ersten 
Schritt zur Schließung der Wissenslücken. Weiterhin fördert das BMBF 
seit Oktober 2022 eine Nationale Klinische Studiengruppe zu Post-
COVID-Syndrom und ME/CFS mit rund 10 Mio. Euro. Ferner unter-
stützt das BMBF die Entwicklung neuartiger interaktiver Technologien 
zur Diagnose von Post-COVID und zur Hilfe der Betroffenen mit rund 
6 Mio. Euro. Durch Austausch mit wissenschaftlichen Expertinnen und 
Experten wird der Forschungs- und Förderbedarf kontinuierlich über-
prüft. Beispielsweise hat das BMBF am 1. September 2023 eine neue 
Richtlinie zur Förderung interdisziplinärer Verbünde zur Erforschung 
der Pathomechanismen von ME/CFS veröffentlicht und stellt dafür 
15 Mio. Euro zur Verfügung.
Zusätzlich werden über den Innovationsfonds des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (G-BA) weitere Versorgungsforschungsprojekte zu post-
viralen Symptomkomplexen wie Long-COVID gefördert. Dafür stehen 
bis zu 20 Mio. Euro zur Verfügung.
Das BMG unterstützt außerdem, indem die zuständigen Bundesoberbe-
hörden – das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte und 
das Paul-Ehrlich-Institut – Anträge im direkten Zusammenhang mit kli-
nischen Prüfungen und der Arzneimittelentwicklung zu COVID-19 prio-
ritär beraten und bearbeiten. Für wissenschaftliche Beratungen und An-
tragsverfahren für klinische Prüfungen für Arzneimittel mit Indikation 
COVID-19 gelten bis 31. Dezember 2023 Gebührenbefreiungen für An-
tragstellerinnen und Antragsteller.
Darüber hinaus enthält das Krankenhauspflegeentlastungsgesetz vom 
20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2793) einen gesetzlichen Auftrag an den 
G-BA, bis zum 31. Dezember 2023 in einer Richtlinie Regelungen für 
eine berufsgruppenübergreifende, koordinierte und strukturierte Versor-
gung für Personen mit Long-COVID zu beschließen. Hierbei sollen mit 
dem Ziel einer nachhaltigen Verbesserung der Versorgung der Betroffe-
nen strukturierte Versorgungspfade verbindlich beschrieben, notwendige 
multiprofessionelle Zusammenarbeit vorgegeben sowie Mindestanforde-
rungen an Diagnostik und Therapie definiert werden.
Der Bundesminister für Gesundheit Prof. Dr. Karl Lauterbach hat am 
12. Juli 2023 die „BMG-Initiative Long COVID“ vorgestellt. Diese um-
fasst auch Maßnahmen für bessere Versorgungsangebote und Informa-
tionen für Long-COVID-Erkrankte.
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Durch die umfassende Initiative des BMG zu Long-COVID sollen dieje-
nigen unterstützt werden, die besonders an den Langzeitfolgen einer In-
fektion mit dem Coronavirus leiden. Das BMG hat dazu ein Informati-
onsangebot im Internet (www.bmg-longcovid.de) veröffentlicht. Neben 
umfassenden wissenschaftlich fundierten FAQs – auch für die Ärzte-
schaft – weist die Internetseite des BMG auf Unterstützungsangebote, 
eine Klinikliste mit Suchfunktion, Gastbeiträge von nationalen und 
internationalen Expertinnen und Experten sowie wissenschaftliche Lite-
raturempfehlungen und Informationsmaterial hin. Alle Inhalte sind auch 
auf Englisch, Türkisch und Russisch verfügbar.
Zeitgleich mit der Internetseite wurde auch ein Service-Telefon des 
BMG eingerichtet. Die neue Hotline ergänzt das Bürgertelefon des 
BMG und ist eine zusätzliche Anlaufstelle für Betroffene und Angehöri-
ge und kann insbesondere zu Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
in der Nähe Orientierung geben. Das Informationsangebot wird zudem 
zielgruppenspezifisch über verschiedene Medienkanäle u. a. im Umfeld 
von Arztpraxen, Kliniken und Apotheken sowie in Fachzeitschriften be-
worben.
Fachinformationen rund um das Thema Long-COVID stellt auch das 
RKI seit Juli 2022 auf seiner Internetseite zur Verfügung.
Im Rahmen seiner Initiative Long-COVID veranstaltet das BMG am 
12. September 2023 einen sogenannten Runden Tisch, im Rahmen des-
sen der Bundesgesundheitsminister Dr. Karl Lauterbach sich mit ver-
schiedenen Expertinnen und Experten sowie Betroffenen über das The-
ma Versorgung austauscht. Dabei werden Handlungsbedarfe definiert 
und mögliche Maßnahmen beschrieben.

102. Abgeordneter
Dr. Michael 
Kaufmann
(AfD)

Welche Rechtsform hat das Global Hub for Pan-
demic and Epidemic Intelligence (WHO Hub) in 
Berlin, und unterliegt das Hub der deutschen Ge-
richtsbarkeit, insbesondere dem deutschen Ar-
beitsrecht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 15. September 2023

Der World Health Organization (WHO) Hub for Pandemic and Epide-
mic Intelligence ist eine Niederlassung der WHO in der Bundesrepublik 
Deutschland am Standort Berlin. Die WHO ist als eine sog. „Specialised 
Agency“ der Vereinten Nationen eine autonome Organisation. Zu der 
Frage, ob der Hub der deutschen Gerichtsbarkeit unterliegt, ist auf das 
„Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Abkom-
men über die Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen vom 21. November 1947 und über die Gewährung 
von Vorrechten und Befreiungen an andere zwischenstaatliche Organisa-
tionen“ zu verweisen. § 4 des Abkommens regelt: „Die Sonderorganisa-
tionen, ihre Vermögenswerte und Guthaben genießen ohne Rücksicht 
darauf, wo und in wessen Besitz sie sich befinden, Befreiung von der 
Gerichtsbarkeit, soweit sie nicht im Einzelfall hierauf ausdrücklich ver-
zichtet haben.“
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103. Abgeordneter
Sören Pellmann
(DIE LINKE.)

In welcher Weise ist der Bundesregierung be-
kannt, dass einer für die Krankenhausplanung zu-
ständigen Landesbehörde eine Zuteilungsent-
scheidung nach dem Zweiten Gesetz zur Ände-
rung des Infektionsschutzgesetzes vom 8. Dezem-
ber 2022 Artikel 1 § 5c Absatz 7 („Das 
Bundesministerium für Gesundheit beauftragt 
innerhalb von sechs Monaten, nachdem erstmals 
einer für die Krankenhausplanung zuständigen 
Landesbehörde eine Zuteilungsentscheidung an-
gezeigt wurde, spätestens jedoch bis zum 31. De-
zember 2025, eine externe Evaluation dieser Vor-
schrift.“) angezeigt wurde, und plant die Bundes-
regierung die Überarbeitung der Triage-Rege-
lungen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 13. September 2023

Dem Bundesministerium für Gesundheit ist kein Fall einer Zuteilungs-
entscheidung nach § 5c des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) bekannt 
oder angezeigt worden.
Eine Überarbeitung der Regelungen des § 5c IfSG ist nicht geplant. Das 
Ergebnis der bis spätestens zum 31. Dezember 2025 zu beauftragenden 
externen Evaluation bleibt abzuwarten.

104. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Wie hat sich die Zahl der Asylbewerber sowie der 
Flüchtlinge gemäß der Definition der Genfer 
Flüchtlingskonvention, die gemäß § 264 Absatz 2 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
nach 18 Monaten Wartezeit von einer gesetzli-
chen Krankenkasse eine elektronische Gesund-
heitskarte und somit nahezu dieselben Leistungen 
wie beitragszahlende gesetzlich Krankenversi-
cherte erhalten, die letzten zehn Jahre (bitte nach 
Jahren von 2014 bis zum letzten bekannten Stand 
2023 aufschlüsseln) entwickelt, und welche Ge-
samtkosten waren durch die Leistungsinanspruch-
nahme der nach 18 Monaten Wartezeit gemäß 
§ 264 Absatz 2 SGB V leistungsberechtigten 
Asylbewerber und Flüchtlinge in den letzten zehn 
Jahren (bitte nach Jahren von 2014 bis zum letz-
ten bekannten Stand 2023 aufschlüsseln) entstan-
den?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 11. September 2023

Der Bundesregierung liegen keine differenzierten Informationen darüber 
vor, wie viele Personen nach § 264 Absatz 2 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB V) Anspruch auf Krankenbehandlung haben und 
welche Kosten mit der entsprechenden Inanspruchnahme verbunden 
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sind. In den amtlichen Finanzstatistiken der GKV erfolgt hinsichtlich 
der Anzahl und der Ausgaben keine Unterscheidung der Betreuten nach 
§ 264 Absatz 1 und 2 SGB V sowie der Anspruchsgrundlage für die Be-
treuung.

105. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Wenn erstens das HIV-Hilfegesetz (HIVHG, Bun-
destagsdrucksache 13/1298, S. 8) den Betroffenen 
einen Rechtsanspruch auf die Leistung der Stif-
tung einräumt, wenn zweitens im Jahr 2017 in der 
Novellierung (Bundestagsdrucksache 18/12587, 
S. 30/31, S. 51; Anhörung zum „Omnibusgesetz“ 
vom 26. April 2017) die HIVHG-Hilfen unbe-
grenzt geleistet und ab dem Jahr 2019 dynamisiert 
werden, um sie regelmäßig an höhere Kosten an-
zupassen, aber rückwirkende Anpassungen für die 
Zeit von 1995 bis 2017 versagt werden, weil es 
das gemäß der Stellungnahme des BMG vom 
März 2020 an die Stiftung Humanitäre Hilfe für 
durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen bei 
den Contergan-Renten nicht gegeben hätte, und 
der Wertverlust von 1995 bis 2017 weder erwähnt 
noch berücksichtigt wurde, wenn drittens sich 
rückwirkende Anpassungen der HIV-Hilfen ge-
mäß BMG an den rückwirkenden Anpassungen 
der Contergan-Renten orientieren, es aber dort 
einen Inflationsausgleich stets und mehrmals, 
auch rückwirkend, gegeben hat, etwa im Jahr 
2008 für sechs Jahre (Bundestagsdrucksache 
16/8653, S. 6), wenn viertens nach dem Untersu-
chungsausschussbericht aus dem Jahr 1994 (Bun-
destagsdrucksache 12/8591, S. 270/271) den Leis-
tungsempfängern ein Anspruch auf Entschädi-
gung, bestätigt 2017 für das HIVHG (Bundestags-
drucksache 18/12587, S. 47 unten), nach dem 
Vorbild der Versorgung der Contergan-Opfer er-
folgen sollte, da den Geschädigten die gerichtli-
che Durchsetzung ihrer Ansprüche als grundsätz-
lich nicht zumutbar erachtet wurde, wenn fünftens 
das Anti-D-Hilfgesetz vom 2. August 2000 rück-
wirkend zum 1. Januar 2000 in Kraft trat und seit-
her auch rückwirkend Anpassungen gemäß der 
gesetzlichen Rentenversicherung vorsieht, wenn 
sechstens gemäß Studie der Prognos AG Berlin 
(S. 4) der Stiftung Humanitäre Hilfe nur durch 
Inflationsausgleich dem betroffenen Personen-
kreis eine angemessene Hilfe zuteil wird, wenn 
siebtens der Verbraucherpreisindex von 1995 bis 
2019 um 40 Prozent stieg, wie gedenkt die Bun-
desregierung diesen Verlust im Sinne der Betrof-
fenen auszugleichen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 13. September 2023

Die Bundesregierung hat die Frage in ihrer Antwort auf die Kleine An-
frage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/5190 
beantwortet. In ihrer Antwort hat die Bundesregierung darauf hingewie-
sen, dass Zahlungen nach dem HIV-Hilfegesetz (HIVHG) weder Leis-
tungen der sozialen Mindestsicherung noch Entschädigungsleistungen 
darstellen. Vielmehr handelt es sich um eine freiwillige staatliche Hilfe-
leistung in Anerkennung der Belastung durch die unverschuldet erlittene 
HIV-Infektion und deren Folgen. Mit der Neufassung des HIVHG im 
Jahr 2017 hat der Bund ab dem Jahr 2019 die Finanzierung der HIV-Hil-
fen allein übernommen. Hierdurch werden die Leistungen an die Betrof-
fenen für die Zukunft gesichert. In dem Zuge erfolgt seit dem 1. Juli 
2019 auch eine Anpassung der HIV-Hilfen entsprechend der Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. § 16 Absatz 6 HIVHG). Die Leis-
tungen der HIV-Stiftung sind weder mit den Entschädigungsleistungen 
der Conterganstiftung noch mit denen nach dem Anti-D-Hilfegesetz ver-
gleichbar. Es sind daher keine Maßnahmen geplant, die über die Anpas-
sung der HIV-Hilfen entsprechend der Renten der gesetzlichen Renten-
versicherung gemäß § 16 HIVHG hinausgehen.

106. Abgeordnete
Diana Stöcker
(CDU/CSU)

Gedenkt die Bundesregierung etwas dagegen zu 
tun, dass ein beträchtlicher Teil der Strafzahlun-
gen der Pflegekassen für die Nichteinhaltung von 
Fristen, ob verschuldet oder unverschuldet, zu 
Lasten der Verwaltungskosten der Krankenversi-
cherung geht und somit die Krankenversicherung 
stark belasten, da für sie kein steuerbarer Ansatz 
zur Lösung dieser Frage besteht, und wenn ja, 
was (bitte ausführen), und wenn nein, warum 
nicht (www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversich
erung/qualitaet_in_der_pflege/einhaltung_der_be
gutachtungsfristen/begutachtungsfristen_1.jsp)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 13. September 2023

Da die Pflegekassen kein eigenes Verwaltungspersonal haben, führen die 
Krankenkassen die Geschäfte der Pflegekassen aus und erhalten dafür 
eine pauschale Verwaltungskostenerstattung. Die Bundesregierung hält 
es im Interesse der Pflegebedürftigen nach wie vor für angemessen, dass 
diese bei von der Pflegeversicherung zu verantwortenden Überschreitun-
gen der Begutachtungsfristen eine Ausgleichszahlung erhalten. Dadurch 
wird auch ein finanzieller Anreiz für eine möglichst schnelle Antragsbe-
arbeitung gesetzt.
Die Problematik der fristgerechten Bearbeitung von Anträgen auf Leis-
tungen der Pflegeversicherung ist dem Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) bekannt. Das BMG ist dazu im Gespräch mit dem Spitzen-
verband Bund der Pflegekassen und dem Medizinischen Dienst Bund 
und wird zudem die Wirkung auch diesbezüglich entlastend wirkender 
gesetzlicher Regelungen aus dem Pflegeunterstützungs- und -entlas-
tungsgesetz (PUEG) vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) be-
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obachten, etwa die Ermöglichung strukturierter telefonischer Interviews 
zur Begutachtung oder die Übermittlung von Unterlagen in gesicherter 
elektronischer Form.

107. Abgeordnete
Kathrin Vogler
(DIE LINKE.)

Wie ist der Sachstand zur Einführung des Früh-
warnsystems für Lieferengpässe bei Arzneimit-
teln, und für wann rechnet die Bundesregierung 
mit dessen Start?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 15. September 2023

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung von Lieferengpässen bei patentfreien 
Arzneimitteln und zur Verbesserung der Versorgung mit Kinderarznei-
mitteln (ALBVVG) wurde die gesetzliche Grundlage für die Einrichtung 
eines Frühwarnsystems zur Erkennung von drohenden versorgungsrele-
vanten Lieferengpässen bei Arzneimitteln beim Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte (BfArM) geschaffen. Das BfArM ent-
wickelt derzeit die dem Frühwarnsystem zu Grunde liegenden Kriterien.
Bereits jetzt werden vorhandene Daten externer Datenanbieter, insbe-
sondere auch Daten der pharmazeutischen Industrie, zur Einschätzung 
der Versorgungslage genutzt.

108. Abgeordnete
Kathrin Vogler
(DIE LINKE.)

Welche Maßnahmen aus dem Arzneimittel-Liefer-
engpassbekämpfungs- und Versorgungsverbesse-
rungsgesetz (ALBVVG) hält die Bundesregierung 
für besonders wirksam bei der Bekämpfung von 
Arzneimittelengpässen, und warum haben sie 
nach Ansicht der Bundesregierung bisher nicht zu 
einer Verringerung dieser geführt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke
vom 15. September 2023

Lieferengpässe von Arzneimitteln haben sehr unterschiedliche Ur-
sachen. Globalisierung und Konzentration auf wenige Herstellungsstät-
ten für Arzneimittel und/oder Wirkstoffe können ein Grund für Liefer-
engpässe sein, aber zum Beispiel auch Qualitätsmängel bei der Herstel-
lung, Produktions- und Lieferverzögerungen bei Rohstoffen oder auch 
unternehmerische Entscheidungen wie Produktionseinstellungen oder 
Marktrücknahmen von Arzneimitteln aus verschiedenen Gründen. Auch 
ein signifikant verstärktes Infektionsaufkommen von zum Beispiel 
Atemwegserkrankungen oder Mittelohrentzündungen wie im vergange-
nen Herbst/Winter 2022/2023 kann zu einem erhöhten Bedarf an be-
stimmten Arzneimitteln führen.
Das Gesetz zur Bekämpfung von Lieferengpässen bei patentfreien Arz-
neimitteln und zur Verbesserung der Versorgung mit Kinderarzneimit-
teln (ALBVVG) enthält strukturelle Maßnahmen für generische Arznei-
mittel, insbesondere zur Preisgestaltung bei Arzneimitteln für Kinder 
und bei versorgungskritischen Arzneimitteln sowie zur Stärkung der 
EU-/EWR-Wirkstoffherstellung im Bereich der Rabattverträge für Anti-
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biotika, die insbesondere mittel- bis langfristig wirken werden. Das 
ALBVVG ist am 27. Juli 2023 in Kraft getreten. Aufgrund zwingend 
notwendiger technischer Anpassungen, die unter anderem durch den 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen umzusetzen sind, greifen eini-
ge Maßnahme nicht unmittelbar, sondern nach einem Übergangszeit-
raum. Im Bereich der Rabattverträge entfalten die Änderungen aufgrund 
des Verbots der Rückwirkung erst für neu abgeschlossene Verträge Wir-
kung.
Um auch kurzfristig die Versorgung mit Arzneimitteln sicherzustellen 
und zu verbessern, wird eine Vielzahl von weiteren Maßnahmen derzeit 
geprüft und mit den beteiligten Akteuren erörtert, um eine angemessene 
Versorgung mit Arzneimitteln zu gewährleisten.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales
und Verkehr

109. Abgeordneter
Dr. Reinhard 
Brandl
(CDU/CSU)

Wie viele Meldungen eines Glasfaser-Doppelaus-
baus sind mit Stand vom 1. September 2023 bei 
der Monitoringstelle eingegangen (bitte nach 
Bundesländern aufschlüsseln, bmdv.bund.de/Shar
edDocs/DE/Pressemitteilungen/2023/067-schnor
r-monitoringstelle-fuer-glasfaser-doppelausba
u.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 13. September 2023

Seit Einrichtung der Monitoringstelle für den Glasfaser-Doppelausbau 
am 3. Juli 2023 sind bis zum 1. September 2023 insgesamt 247 Meldun-
gen eingegangen.
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Die Meldungen verteilen sich wie folgt auf die Länder:

Bundesland Anzahl
Bayern  49
Nordrhein-Westfalen  40
Hessen  33
Rheinland-Pfalz  26
Baden-Württemberg  22
Schleswig-Holstein  18
Thüringen  15
Niedersachsen  14
Brandenburg   9
Sachsen-Anhalt   8
Saarland   6
Sachsen   4
Mecklenburg-Vorpommern   3
Berlin   0
Bremen   0
Hamburg   0
Summe 247

110. Abgeordneter
Michael Breilmann
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bemühun-
gen der Stadt Castrop-Rauxel, die, im Zuge der 
Verbreiterung des Rhein-Herne-Kanals als Teil-
strecke des Dortmund-Ems-Kanals, dort neu zu 
bauende Kanalbrücke (Bladenhorster Brücke) in 
geeigneter Form auch mit einem Rad- und Fuß-
weg zu versehen, und in welcher Weise kann und 
wird die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwal-
tung des Bundes in Form des zuständigen Wasser-
straßen-Neubauamtes Datteln den Wunsch bei 
den Planungen auch unter Berücksichtigung des 
begrenzten kommunalen finanziellen Spielraums 
unterstützen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 14. September 2023

Die Bladenhorster Brücke wird im Zuge des Ausbaus des Rhein-Herne-
Kanals durch einen Neubau ersetzt. Das Wasserstraßen-Neubauamt Dat-
teln (WNA) wird die Baumaßnahme im Jahr 2024 ausschreiben. Der 
Wunsch der Stadt Castrop-Rauxel nach einem Radweg auf der Kreu-
zungsanlage ist dem WNA Datteln seit dem Planfeststellungsverfahren 
bekannt. Die Umsetzung würde zu einer Verbreiterung des Brückenbau-
werks und der Rampen führen.
Die zusätzliche Anordnung eines Radwegs wäre eine Änderung des Ver-
kehrsweges und würde daher zwingend eine Kostenbeteiligung beim 
Kreuzungsbeteiligten gemäß § 41 Absatz 5 des Bundeswasserstraßenge-
setzes (WaStrG) auslösen. Diese beträgt bei vergleichbaren Baumaßnah-
men erfahrungsgemäß zwischen 30 und 40 Prozent der Gesamtbaumaß-
nahme. Eine reine Mehrkostenerstattung, die mutmaßlich niedriger aus-
fallen würde, lässt das Gesetz hingegen nicht zu.
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Unter Berücksichtigung der o. g. Kostenbeteiligung wurde die entspre-
chende Forderung durch die Stadt nicht weiter aufrechterhalten. Nach 
Angaben des WNA Datteln prüft die Stadt Castrop-Rauxel den Bau 
einer getrennten Radwegebrücke neben der Bladenhorster Brücke auf 
Kosten und Initiative der Stadt Castrop-Rauxel. Das WNA Datteln steht 
mit der Stadt Castrop-Rauxel im Austausch und unterstützt diese im 
Rahmen seiner Möglichkeiten.

111. Abgeordneter
Dr. Carsten 
Brodesser
(CDU/CSU)

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass der 
seit dem 22. Juni 2023 unterbrochene Betrieb der 
Regionalbahn 25 (Oberbergische Bahn), der der-
zeit nur einen Schienenverkehr zwischen Köln 
und Overath vorsieht und einen Schienenersatz-
verkehr mit Bussen für Fahrten nach Engelskir-
chen, Gummersbach sowie Lüdenscheid bereit-
stellt, wie ursprünglich geplant ab dem 9. Dezem-
ber 2023 wieder vollständig aufgenommen wer-
den kann?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 13. September 2023

Die Schaden aus dem Hochwasser im Jahr 2021 haben gezeigt, dass in 
weiten Teilen der Region die Bauwerke deutlich hochwasser-resilienter 
dimensioniert und geplant werden müssen. Die derzeit laufenden Arbei-
ten der DB Netz AG an drei Brücken entlang der Strecke RB 25 sollen 
bis zum 9. Dezember 2023 fertig gestellt werden:
1. Hilfsbrückeneinbau bei der Eisenbahnüberführung (EÜ) in Kierspe;
2. EÜ Volmebrücke in Brügge;
3. Erneuerung der EÜ „Wohnwagensiedlung“ in Engelskirchen-Loope.
Der Streckenabschnitt zwischen Lüdenscheid und Engelskirchen wird 
nach aktuellem Planungsstand ab Dezember 2023 wieder regulär befahr-
bar sein.
Für die Erneuerung der EÜ Aggerbrücke in Engelskirchen-Loope wurde 
frühzeitig ein Planfeststellungsverfahren zur Erneuerung des Brücken-
bauwerks durchgeführt. Der erteilte Planfeststellungsbeschluss wurde je-
doch beklagt. Nach Angaben der DB Netz AG strebt diese einen außer-
gerichtlichen Vergleich mit dem Kläger an. Für einen verbesserten 
Hochwasserschutz am Bauwerk hat die DB Netz AG zwischenzeitlich 
ein Planänderungsverfahren angestoßen. Hier arbeitet die DB Netz AG 
eng mit dem zuständigen Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zusammen. Die-
ser Planfeststellungsbeschluss wird in Kürze erwartet. Sofern die Vor-
aussetzungen vorliegen, soll die RB 25 ab Frühjahr 2024 wieder durch-
gängig fahren.
Infolgedessen bleibt das aktuelle Verkehrskonzept der RB 25 zwischen 
Köln und Overath auch über den 9. Dezember 2023 hinaus unverändert 
bestehen. Die Linie RB 25 kann jedoch von nördlicher Richtung ab De-
zember 2023 wieder von Lüdenscheid bis Engelskirchen angeboten wer-
den. Zwischen Overath und Engelskirchen werden weiterhin Busse als 
Ersatz verkehren.
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112. Abgeordneter
Thomas Dietz
(AfD)

Beabsichtigt die Bundesregierung – kurz oder 
mittelfristig – im Zusammenhang der Gleichbe-
handlung aller Nutzer von deutschen Bundesauto-
bahnen und der Generierung von Einnahmen für 
die dringend notwendige Sanierung der deutschen 
Verkehrsinfrastruktur, die rechtssichere Einfüh-
rung einer Pkw-Maut?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 14. September 2023

Eine Bemautung von Personenkraftwagen ist nicht vorgesehen und wird 
daher nicht verfolgt.

113. Abgeordnete
Anke Domscheit-
Berg
(DIE LINKE.)

Welche Studien und Strategien zum Thema 
„Nachhaltigkeit in und durch Digitalisierung so-
wie ihrer Umsetzung“ wurden durch das Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr (Einzel-
plan 12) aus dem Kapitel 1204 („Digitale Infra-
struktur“) im Haushaltstitel 531 01-692 im Jahr 
2023 finanziert, und wurden diese veröffentlicht 
(falls ja, bitte je Studie und/oder Strategie auch 
den Ort angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 13. September 2023

Im Jahr 2023 sollen eine Studie und Handlungsempfehlungen zum nach-
haltigen Ausbau und Betrieb von Gigabitnetzen aus dem Kapitel 1204 
Titel 531 01 finanziert werden. Veröffentlichungen dazu gibt es derzeit 
noch nicht.

114. Abgeordneter
Michael Donth
(CDU/CSU)

Wie erklärt die Bundesregierung, dass die DB 
Cargo AG im vergangenen Jahr 416 Mio. Euro 
Verlust aus den Geschäftsbereichen ohne den Ein-
zelwagenverkehr gemacht hat, und wie setzt sich 
der Verlust je nach Bereich der DB Cargo AG zu-
sammen (bitte im Detail und nach Geschäftsbe-
reich aufführen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 11. September 2023

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat die DB Cargo AG 
mit der Strategie „Starke Cargo“ im Jahr 2020 auf ein starkes Mengen-
wachstum gesetzt. Elementares Ziel der DB Cargo AG sei es demnach, 
Transporte von der Straße auf die klimafreundlichere Schiene zu ver-
lagern. Definierter Anspruch wäre es, grün und leistungsfähig zu sein 
und in den ersten fünf Jahren mit bis zu zweistelligen Prozentsätzen zu 
wachsen.
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Im Jahr 2022 konnte die DB Cargo etwa 0,5 Prozent weniger Verkehrs-
leistungen (84.468 Millionen Tonnenkilometer) erbringen als im Jahr 
zuvor. Dies sei maßgeblich auf Verfügbarkeitsprobleme und fehlende 
Kapazitäten auf der deutschen Schieneninfrastruktur zurückzuführen, 
die im Jahr 2022 zu extremen externen Disruptionen geführt hätten. 
Weiterhin habe diese Situation dazu geführt, dass DB Cargo der Belas-
tung ihrer Betriebsqualität mit einem zusätzlichen Ressourceneinsatz ge-
gensteuern musste. Die Maßnahmen zur Stützung der Betriebsqualität 
wären erforderlich, denn der langfristige Erfolg einer Verlagerung von 
Verkehren auf die Schiene hänge wesentlich von der Verlässlichkeit von 
Verkehrsleistungen ab. Die Betriebskosten pro Tonnenkilometer lägen 
im Jahr 2022 aufgrund dieser Maßnahmen um 14 Prozent höher als ge-
plant.
Das Ergebnis der DB Cargo AG betrug im Jahr 2022 insgesamt
-858 Mio. Euro und setzte sich wie folgt zusammen:
• Ergebnis im Einzelwagenverkehr (EV) von -442 Mio. Euro,
• Ergebnis im Ganzzugverkehr (GV) von -157 Mio. Euro,
• Ergebnis im Kombinierten Verkehr (KV) von -108 Mio. Euro,
• Außerordentliche Aufwendungen von -108 Mio. Euro für den Aus-

gleich der durch die Corona-Krise verursachten Verluste bei der 
Transfesa Logistics (Teil des europäischen Netzwerkes von DB Car-
go) in Spanien,

• Zinsaufwendungen von -43 Mio. Euro.

115. Abgeordneter
Leon Eckert
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welche Höhe wurden die Kosten des Bundes-
verkehrswegeplan-Projekts A 8 Autobahndreieck 
(AD) Inntal–Anschlussstelle (AS) Traunstein/
Siegsdorf zuletzt geschätzt, und wie ist aktuell das 
Kosten-Nutzen-Verhältnis?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 11. September 2023

Der Abschnitt A 8 AD Inntal–AS Traunstein/Siegsdorf ist Teil des im 
Rahmen der Erstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 bewerteten 
Projekts A008-G010-BY. Zuletzt wurde das Gesamtprojekt A 8 Mün-
chen-Süd bis zur Bundesgrenze Deutschland/Österreich bei Salzburg auf 
Grundlage geschätzter Kosten aus April 2020 in Höhe von 352,3 Mio. 
Euro bewertet. Das ermittelte Nutzen-Kosten-Verhältnis aus dem Jahr 
2021 liegt bei 1,38.

116. Abgeordneter
Leon Eckert
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Liegen für den Bau eines Standstreifens am Bun-
desverkehrswegeplanprojekt A 8 AD Inntal–AS 
Traunstein/Siegsdorf nach Kenntnis des Bundes-
ministeriums für Digitales und Verkehr abge-
schlossene Planungen vor und falls ja, wurde der 
entsprechende Grunderwerb bereits getätigt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 11. September 2023

Nein.

117. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Welche konkrete Rolle (Funktion und Aufgaben) 
übernimmt die Deutsche Bahn AG, vertreten 
durch ihre Tochtergesellschaften DB E.C.O. 
Group sowie DB Engeneering & Consulting 
GmbH, bei der Planung, dem Bau, Management, 
Betrieb und der Finanzierung des Tiefseehafens 
(Alcantara Port Terminal, TPA) und des Bahnpro-
jektes (EF-317, TPA Açailandia FNS) in Brasili-
en, für welche sie als strategischer Partner präsen-
tiert werden und am 3. Februar 2023 die Unter-
zeichnung eines Memorandum of Understanding 
mit den Unternehmen Grão Para Maranhão 
(GPM) und Sysfer öffentlich gemacht haben, und 
hat die Bundesregierung weitere Informationen 
darüber, inwieweit deutsche Unternehmen und 
Institutionen, wie z. B. die KfW, Deutsche Ge-
werkschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) GmbH, Siemens AG oder Schenker 
Deutschland AG, sich am Projekt beteiligen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 11. September 2023

Nach Angaben der DB AG beabsichtigt die DB Engineering & Consul-
ting GmbH (DB E&C), im Rahmen des in der Fragestellung bezeichne-
ten Memorandum of Understanding, Engineering- und Beratungsdienst-
leistungen zu erbringen, u. a. in den Bereichen Infrastruktur- und Sys-
tementwicklung (Open-Access-Infrastrukturmanagement), Projektma-
nagement und -entwicklung, Bauüberwachung und Beschaffung im 
Bereich Eisenbahntechnik. Im Kontext des Open-Access-Infrastruktur-
managements sollen Planungen für den Betrieb und die Instandhaltung 
der Infrastruktur sowie das Open-Access-Konzept einschließlich Tarifen 
und technischen Spezifikationen für Zugang und Interoperabilität ent-
wickelt werden. Des Weiteren werden Organisationsstrukturen, Prozesse 
und Schulungskonzepte geplant. Die DB E&C arbeitet bei der Projekt-
entwicklung mit Grão Pará Maranhão (GPM) zusammen, einem brasilia-
nischen Engineering Unternehmen mit Wurzeln in Portugal.
Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) tätigt diese selbst kei-
nerlei Investitionen von Geldmitteln in das Vorhaben. Zum jetzigen Zeit-
punkt sind weder die KfW noch die GIZ oder die Schenker Deutschland 
AG an diesem Projekt beteiligt.

118. Abgeordneter
Axel Knoerig
(CDU/CSU)

Wie hoch sind die Gesamtfördersummen des 
Bundes für den Breitbandausbau in den Landkrei-
sen Diepholz und Nienburg, die bisher bewilligt 
und ausgezahlt wurden?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 15. September 2023

Für den geförderten Breitbandausbau in den Landkreisen Diepholz und 
Nienburg wurden bisher Bundesfördermittel in Höhe von insgesamt 
110.064.771,08 Euro bewilligt und 73.545.702,26 Euro ausgezahlt.

119. Abgeordneter
Henning Rehbaum
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung im Rahmen eines Be-
schlusses der Verkehrsministerkonferenz die Län-
der auf einen Verzicht des Planfeststellungsver-
fahrens bei nicht erheblichen baulichen Änderun-
gen für Radwegemaßnahmen anzustoßen, und 
wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 13. September 2023

Die Stärkung des Radverkehrs ist ein zentrales Anliegen der Bundes-
regierung. Daher sieht der Entwurf des Genehmigungsbeschleunigungs-
gesetzes vor, den Bau von Radwegen an Bundesstraßen mit einer durch-
gehenden Länge von bis zu zehn Kilometern von der Pflicht zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) freizustellen.
Da Planfeststellungsverfahren grundsätzlich in der Kompetenz der Län-
der liegen, steht es ihnen frei, Beschlüsse zur Regelung von Planfeststel-
lungsverfahren zu fassen.

120. Abgeordneter
Henning Rehbaum
(CDU/CSU)

Wann setzt die Bundesregierung vor dem Hinter-
grund des akuten Fahrpersonalmangels die bereits 
im Juli 2022 in Kraft getretene Verordnung (EU) 
2022/1280 in nationales Recht um, die ukraini-
schen Berufskraftfahrern ermöglichen würde, in 
Deutschland eine Beschäftigung aufzunehmen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 13. September 2023

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) arbeitet der-
zeit an einer Umsetzungsverordnung. Aufgrund teils erheblicher fach-
licher Bedenken der Länder wurde das Thema am 6./7. September 2023 
auf der Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabtei-
lungsleitungen der Länder (GKVS) erörtert, da die Zustimmung der 
Länder für das Rechtssetzungsvorhaben erforderlich ist. Die Verkehrs-
ministerkonferenz wird sich voraussichtlich am 11./12. Oktober 2023 
mit dem Thema befassen.

121. Abgeordnete
Catarina dos 
Santos-Wintz
(CDU/CSU)

Wie lautet der aktuelle Planungsstand für die 
Überführung K 10 (Ort: Alsdorf-Mariadorf) mit 
der aktuellen Traglastnutzung IV, insbesondere in 
Bezug auf eine mögliche Reparatur bzw. auf 
einen Neubau?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 13. September 2023

Aktuell sind keine Instandsetzungs- oder Erneuerungsmaßnahmen für 
das Bauwerk Überführung K 10 (BW-Nr. 5103 734) geplant. Bei dem 
Bauwerk handelt es sich um ein Überführungsbauwerk im Zuge der 
A 44 zwischen den Anschlussstellen Broichweiden (5a) und Alsdorf 
(5b). Das Bauwerk wurde 1973 mit einer planmäßigen Tragfähigkeit 
entsprechend der Brückenklasse 30 nach DIN 1072 errichtet und hat zur-
zeit eine Zustandsnote von 1,9.

122. Abgeordnete
Catarina dos 
Santos-Wintz
(CDU/CSU)

Wann und in welcher Form ist mit einer Ver-
öffentlichung der Stellungnahmen der Länder und 
Verbände zum Digitale-Dienste-Gesetz (bmdv.bu
nd.de/SharedDocs/DE/Pressemitteilungen/2023/0
79-wissing-digitale-dienste-gesetz.html) zu rech-
nen, die mit Frist 25. August 2023 beim Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr eingereicht 
wurden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 11. September 2023

Die Stellungnahmen der Verbände zum Entwurf eines Digitale-Dienste-
Gesetzes sind auf der Homepage des BMDV veröffentlicht (bmdv.bun
d.de/SharedDocs/DE/Gesetze-20/gesetz-durchfueh-rung-verordnung-bin
nenmarkt-digitale-dienste.html).

123. Abgeordnete
Catarina dos 
Santos-Wintz
(CDU/CSU)

Für welches Quartal strebt die Bundesregierung 
die Übermittlung eines geeinten Digitale Dienste-
Gesetz-Entwurfs (bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/
Pressemitteilungen/2023/079-wissing-digitale-die
nste-gesetz.html) an den Bundesrat an?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 11. September 2023

Die Zuleitung des Gesetzentwurfs an den Bundesrat ist für das vier-
te Quartal 2023 geplant.

124. Abgeordneter
Björn Simon
(CDU/CSU)

Wie ist der aktuelle Sachstand bezüglich der Pla-
nungen des Schienenbauprojektes des Fernbahn-
tunnels Frankfurt, und wo genau soll dabei die 
geographische Lage der geplanten Doppelanbin-
dung im Osten sein?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 12. September 2023

Der Knoten Frankfurt ist Bestandteil der Sammelposition Großknoten in 
der Kategorie „Vordringlicher Bedarf“ im Bedarfsplan für die Bundes-
schienenwege (Anlage zum Bundesschienenwegeausbaugesetz). Der 
Fernbahntunnel Frankfurt befindet sich als Teilmaßnahme des Bedarfs-
planprojektes in einem frühen Planungsstadium. Im März 2023 erfolgte 
die Vergabe der Planungsleistungen zum Fernbahntunnel Frankfurt. Die 
DB Netz AG erstellt als Vorhabenträgerin aktuell die Vorplanung 
(Grundlagenermittlung und Varianten).
Aufgrund des frühen Planungsstadiums kann noch keine Aussage zur 
genauen geographischen Lage der geplanten Doppelanbindung im Osten 
getroffen werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

125. Abgeordneter
Klaus Mack
(CDU/CSU)

Auf welche Weise wird die Bundesregierung die 
von der Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz Steffi Lemke in der Tageszeitung 
„DIE WELT“ vom 4. September 2023 veröffent-
lichte Aussage „Mein Ziel ist klar: Abschüsse von 
Wölfen nach Rissen müssen schneller und unbü-
rokratischer möglich sein (…)“ bis wann umset-
zen (bitte geplante gesetzliche und sonstige Maß-
nahmen konkret aufführen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Bettina Hoffmann
vom 14. September 2023

Der Bundesregierung ist es wichtig, beim Thema Wolf zeitnah prakti-
kable und vor allem schnell wirksame Lösungen für die praxistaugliche 
und unbürokratische Entnahme von problematischen Wölfen zu finden. 
Daher wurde die Überarbeitung des „Praxisleitfadens“ für Wolfsab-
schüsse, insbesondere bei Nutztierrissen, auf den Weg gebracht. Am 
5. September 2023 haben Bund und Länder (auf Ebene der Umwelt-
staatssekretäre) zum Auftakt des Prozesses begonnen, darüber zu bera-
ten, welche Hindernisse in der Praxis bestehen, und Wege eruiert, wie 
diese ausgeräumt werden können. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz und das Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft arbeiten hierbei eng 
zusammen und werden sich auch zukünftig für an der Praxis orientierte 
Lösungen und für die Balance zwischen Weidetierhaltung und Natur-
schutz einsetzen.
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126. Abgeordneter
Klaus Mack
(CDU/CSU)

Wie genau d. h. mit welchen rechtlichen und fi-
nanziellen Instrumenten, wird die Bundesregie-
rung das von der Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz Steffi Lemke in der Tageszeitung 
„DIE WELT“ vom 4. September 2023 angekün-
digte Mehr an Unterstützung und Sicherheit für 
die von Wolfsrissen betroffenen Weidetierhalter 
ermöglichen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Bettina Hoffmann
vom 14. September 2023

Der Bundesregierung ist es wichtig, beim Thema Wolf zeitnah prakti-
kable und vor allem schnell wirksame Lösungen für die praxistaugliche 
und unbürokratische Entnahme von problematischen Wölfen zu finden. 
Daher wurde die Überarbeitung des „Praxisleitfadens“ für Wolfsab-
schüsse, insbesondere bei Nutztierrissen, auf den Weg gebracht. Am 
5. September 2023 haben Bund und Länder (auf Ebene der Umwelt-
staatssekretäre) zum Auftakt des Prozesses begonnen, darüber zu bera-
ten, welche Hindernisse in der Praxis bestehen, und Wege eruiert, wie 
diese ausgeräumt werden können. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz und das Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft arbeiten hierbei eng 
zusammen und werden sich auch zukünftig für an der Praxis orientierte 
Lösungen und für die Balance zwischen Weidetierhaltung und Natur-
schutz einsetzen.
Darüber hinaus stellen Bund und Länder eine umfassende Förderung des 
Herdenschutzes bereit. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ werden Weidetierhal-
tende durch investive und laufende Kosten bei Präventionsmaßnahmen 
gegen Wolfsübergriffe unterstützt. Präventivmaßnahmen wie z. B. die 
Anschaffung, Pflege und Haltung spezieller wolfsabweisender Herden-
schutzzäune und -hunde können bis zu 100 Prozent gefördert werden. 
Auch hierzu stehen beide Häuser fortlaufend im Austausch.

127. Abgeordneter
Sepp Müller
(CDU/CSU)

An welchen messbaren Indikatoren macht die 
Bundesregierung ihre Aussage in ihrer Antwort 
auf meine Schriftliche Frage 120 auf Bundestags-
drucksache 20/7945 fest, dass sich die Aufgaben-
verteilung zwischen den Standorten des Fachbe-
reichs V des Umweltbundesamtes zwischen Des-
sau-Roßlau und Berlin bewährt hat?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Kühn
vom 12. September 2023

Die Frage der effizienten Aufgabenerledigung ist regelmäßig Gegen-
stand bestehender und bewährter Formate für einen kontinuierlichen 
Austausch zwischen der Fachbereichs- und der Behördenleitung. In die-
sem Zusammenhang haben sich bislang keine Anhaltspunkte ergeben, 
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dass die – durch Zusammenlegung einer Abteilung des Umweltbundes-
amtes mit der Deutschen Emissionshandelsstelle zu einem neu gegrün-
deten Fachbereich V historisch gewachsene – Aufgabenverteilung auf 
zwei Standorte eine effiziente Aufgabenwahrnehmung beeinträchtigen 
oder sich auf andere Weise nicht bewährt haben könnte. Die Standortfra-
ge ist generell durch eine – auch infolge der Pandemie – zunehmende 
Nutzung mobiler Arbeitsweisen durch die Beschäftigten und digitaler 
Gesprächsformate zudem deutlich weniger relevant für effiziente Aufga-
benerledigung geworden als früher. Im Übrigen wird die Aufgabenerle-
digung im Umweltbundesamt im Rahmen von Organisationsuntersu-
chungen regelmäßig überprüft.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

128. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wie haben sich die Ausgaben bzw. Haushaltsan-
sätze im Bereich „Meeres-, Küsten- und Polarfor-
schung“ zwischen den Jahren 2017 und 2023 ent-
wickelt, und wie viele Mittel sind nach gegenwär-
tiger Planung der Bundesregierung im Jahr 2024 
für Neubewilligungen vorgesehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Mario Brandenburg
vom 11. September 2023

Die Ausgaben bzw. Haushaltsansätze im Bereich „Meeres-, Küsten- und 
Polarforschung“ vom Jahr 2017 bis zum Jahr 2023 können der nachste-
henden Tabelle entnommen werden.

Jahr Kapitel 3004 Titel 685 44 „Meeres-, Küsten- 
und 

Polarforschung“ in Mio. Euro
Haushaltsansatz 

(SOLL)
Ausgaben 

(IST)
2017  54,713* 51,052
2018  54,688* 53,903
2019  57,094* 58,780
2020 53,809 46,566
2021 68,014 56,581
2022 64,903 68,351
2023 59,039
2024 58,775

In den Jahren 2017, 2018 und 2019 sind Ausgaben für die Geoforschung 
noch im Titel enthalten. Die Angabe für das Jahr 2024 bezieht sich auf 
den Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt für das Jahr 2024.
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129. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wann hat die Bundesministerin für Bildung und 
Forschung Bettina Stark-Watzinger die Leitung 
der Hochschule Bielefeld darüber informiert, dass 
sie die Gründung der Hainan Bielefeld University 
of Applied Science kritisch sieht und von der 
Hochschule fordert, die Achtung der Wissen-
schaftsfreiheit sicherzustellen sowie Risiken wie 
Dual Use zu minimieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Jens Brandenburg
vom 15. September 2023

Der Kontakt zur Hochschule Bielefeld besteht über den Deutschen Aka-
demischen Austauschdienst als Zuwendungsgeber.

130. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Wie sind die im Zuge der Ankündigung eines KI-
Aktionsplanes von der Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung Bettina Stark-Watzinger an-
gekündigten Investitionen in Höhe von 1,6 Mrd. 
Euro (www.wiwo.de/my/politik/deutschland/deut
schland-steht-still-wir-brauchen-mehr-weltniveau/
29363656.html) in dieser Legislaturperiode im 
Bereich „Künstliche Intelligenz“ im Einzel-
plan 30 abgebildet, und auf welche Haushaltstitel 
im Einzelplan 30 verteilen sich diese jährlich?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Mario Brandenburg
vom 12. September 2023

Künstliche Intelligenz (KI) als Schlüsseltechnologie hält Einzug in zahl-
reiche Themengebiete des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF), was sich im Einzelplan 30 widerspiegelt. Der folgen-
den Tabelle können die jeweiligen Haushaltsstellen entnommen werden, 
aus denen die derzeit konkret geplanten Maßnahmen des Aktionsplans 
KI des BMBF in der 20. Legislaturperiode finanziert werden.
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Haushaltsstellen 2022 (Ist)
in Millionen Euro

2023 (Soll)
in Millionen Euro

2024 (Soll)
in Millionen Euro

3002/681 01 10,5 17,5 25,9
3002/685 41 – –  0,8
3003/685 18 36,0 37,4 47,8
3003/685 19 – 57,5 81,0
3004/541 01  0,1 – –
3004/687 05  3,4 – –
3004/683 10  3,4  4,8  4,0
3004/685 11  6,0 – –
3004/683 20 –  0,4  2,4
3004/683 21 76,0 68,7 63,0
3004/685 91 und 894 91 22,7 50,0 50,0
3004/683 23  4,1 11,0 10,7
3004/683 24  3,2 43,7 51,1
3004/683 27  4,8  7,4  8,3
3004/683 31  1,5  9,5  8,7
3004/685 30 10,0  4,8  4,7
3004/685 31 19,8 33,7 24,1
3004/685 32 –  0,1  0,4
3004/685 40 –  1,5  2,0
3004/685 42  2,6  9,0  9,6
3004/687 02 –  6,5  2,5
3004/687 04 –  1,2  1,2
3004/894 21  8,0 33,3 17,9
3004/894 23 68,3 23,0 65,0
3004/894 50 –  6,3 10,5

Die Angaben zum Jahr 2024 sind abhängig vom laufenden parlamentari-
schen Aufstellungsverfahren und sind somit vorbehaltlich der Verab-
schiedung des Bundeshaushaltes durch den Deutschen Bundestag zu 
verstehen. Hinsichtlich des Jahres 2025 sind derzeit aufgrund des anste-
henden Haushaltsaufstellungsverfahrens keine Angaben möglich.

131. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Wie viele Mittel der von der Bundesministerin für 
Bildung und Forschung Bettina Stark-Watzinger 
im Zuge der Ankündigung eines KI-Aktionspla-
nes angekündigten Investitionen in Höhe von 
1,6 Mrd. Euro in dieser Legislaturperiode (www.
wiwo.de/my/politik/deutschland/deutschland-steh
t-still-wir-brauchen-mehr-weltniveau/2936365
6.html) im Bereich „Künstliche Intelligenz“ wur-
den bzw. sollen aus dem im Jahr 2020 beschlosse-
nen Zukunftspaket (www.bundesregierung.de/bre
g-de/aktuelles/konjunkturpaket-1757482) finan-
ziert werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Mario Brandenburg
vom 12. September 2023

Das im Jahr 2020 beschlossenen Zukunftspaket sah insgesamt 2 Mrd. 
Euro für KI vor, wovon 722,1 Mio. Euro in den Jahren 2022 bis 2025 im 
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Einzelplan 30 veranschlagt wurden. Es erfolgte eine zweckentsprechen-
de Aufteilung auf diverse und überwiegend bereits bestehende Haus-
haltsstellen, aus denen teilweise ebenfalls Maßnahmen des Aktionsplans 
KI finanziert werden, sodass eine trennscharfe Abgrenzung von Mitteln, 
die im Rahmen des Zukunftspaketes bereitgestellt wurden, nicht mög-
lich ist.

132. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Von welchem Mittelabfluss aus dem DigitalPakt 
Schule geht die Bundesregierung im Jahr 2023 
aus (bitte dabei auch die bisher in diesem Jahr be-
reits ausgezahlten Mittel angeben), und wie viele 
Mittel stehen den aktuellen Regierungsplänen zu-
folge für das Jahr 2024 zur Verfügung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Jens Brandenburg
vom 14. September 2023

Mit Stand vom 30. Juni 2023 sind im Jahr 2023 im DigitalPakt Schule 
rund 344 Mio. Euro abgeflossen: für die zweite Jahreshälfte geht die 
Bundesregierung von einem kontinuierlichen weiteren Mittelabfluss aus. 
Die Ausfinanzierung des DigitalPakt Schule wird unbeschadet der Auf-
lösung des Sondervermögens aus dem Gesamthaushalt sichergestellt.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

133. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass
das ruandische Sportministerium den FC Bayern 
München mit Mitteln sponsert, die direkt oder in-
direkt aus Mitteln des Bundeshaushalts stammen 
(www.t-online.de/sport/fussball/bundesliga/fc-bay
ern-muenchen/id_100233370/fc-bayern-visit-rwa
nda-neuer-sponsor-sorgt-fuer-aerger.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler
vom 11. September 2023

Ja. Nach Auskunft der ruandischen Regierung werden für die Partner-
schaft mit dem FC Bayern München eigene Einnahmen aus dem Touris-
mus eingesetzt. Weitere Kenntnisse liegen der Bundesregierung hierzu 
nicht vor.
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134. Abgeordneter
Dr. Rainer Rothfuß
(AfD)

Hat die Bundesregierung Transparenz-Berichte 
zur aufgeschlüsselten Geldmittelverwendung der 
laut dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
3,7 Mrd. überwiesenen Dollar deutscher Bundes-
gelder an die 2020 gegründete Initiative Access to 
COVID-19-Tools Accelerator (ACT-A), und falls 
ja, wo sind diese für Bürger und Volksvertretung 
verfügbar, und falls nein, wie bewertet das BMF 
in einer eigenen/internen Analyse die retrospekti-
ve Korrektheit der Mittelverwendung deutscher 
Gelder durch ACT-A (www.bundesfinanzminister
ium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schl
aglichter/G7-Praesidentschaft/finance-track-a-bis-
z.html; www.bundesfinanzministerium.de/Conten
t/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/G7-Pr
aesidentschaft/2022-03-01-g7-treffen.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen
vom 12. September 2023

Die von der Bundesregierung aus dem Bundeshaushalt für die internati-
onale Bekämpfung der COVID-19-Pandemie zur Verfügung gestellten 
Mittel wurden nicht über bzw. nicht durch den „Access to COVID-19 
Tools Accelerator“ (ACT-A) umgesetzt, da ACT-A selbst weder eine 
rechtlich formalisierte Einrichtung noch Mittelempfänger ist. ACT-A 
stellt vielmehr eine informelle Kooperationsplattform dar, in der sich die 
zentralen internationalen Gesundheitsorganisationen, Geber- und Emp-
fängerländer, Vertreter der Zivilgesellschaft und weitere Akteure zum 
Zwecke der COVID-19-Bekämpfung koordiniert und Kräfte gebündelt 
haben.
Deutschland hat seine Beiträge, wie alle anderen beteiligten Geber, in 
Orientierung an dem Finanzrahmen direkt an sich im ACT-A-Rahmen 
koordinierende Empfängerorganisationen geleistet, da nur diese über die 
institutionellen Kapazitäten verfügten, die Mittel rasch und effizient um-
zusetzen. Empfänger deutscher Haushaltsmittel in diesem Kontext wa-
ren WHO, Gavi, GFATM, UNICEF, CEPI (Coalition for Epidemie Pre-
paredness Innovations), FIND und UNITAID. Berichte zum Einsatz der 
von Geberseite bereitgestellten Mittel und den erzielten Wirkungen sind 
im Internet einsehbar (www.act-a.org/impact). Die vorgenannten Emp-
fängerorganisationen haben die Mittel nach ihren jeweiligen internen 
Regularien und Verfahren verausgabt und legen gegenüber ihren jeweili-
gen Aufsichts- und Steuerungsgremien Rechenschaft ab. Eine externe 
Evaluierung von ACT-A als Koordinierungsplattform ist ebenfalls im 
Internet einsehbar (www.act-a.org/evaluation).

135. Abgeordneter
Dr. Wolfgang 
Stefinger
(CDU/CSU)

Wie erklärt sich die Differenz der Planstellen im 
Jahr 2023 von Beamten und Arbeitnehmern im 
Haushaltsplan 2023 (Bundestagsdrucksache 
20/3100, Einzelplan 23, S. 76) und des Haushalts-
plans 2024 (Bundestagsdrucksache 20/7800, Ein-
zelplan 23, S. 74)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen
vom 12. September 2023

Der Regierungsentwurf 2023 (Bundestagsdrucksache 20/3100) weist für 
das Jahr 2023 im Personalhaushalt des Einzelplans 23 ein geplantes Soll 
von 876 Planstellen und 220,3 Stellen auf. Der Regierungsentwurf 2024 
(Bundestagsdrucksache 20/7800) weist für den Personalhaushalt des 
Einzelplans 23 für das Jahr 2023 das im Haushaltsgesetz 2023 tatsäch-
lich beschlossene Soll (nach Bereinigung) in Höhe von 902,5 Planstellen 
und 239,3 Stellen aus. Der Regierungsentwurf 2024 bezieht sich in die-
ser Angabe auf das beschlossene Haushaltsgesetz 2023 vom 19. Dezem-
ber 2022 und nicht auf den eingebrachten Regierungsentwurf (siehe 
Haushaltsgesetz 2023, bundeshaushalt.de/static/daten/2023/soll/Bundesh
aushaltsplan_HH_2023.pdf, S. 2797).

136. Abgeordnete
Beatrix von Storch
(AfD)

Hat die Bundesregierung im Jahr 2022 Projekte in 
Kooperation mit der Bill & Melinda Gates Foun-
dation durchgeführt, und wenn dies zutrifft, 
welche waren das (bitte Projekte, zugeordnet nach 
Bundesministerium, auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen
vom 5. September 2023

Auf die Anlage 1 der Bundestagsdrucksache 20/7512 wird verwiesen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

137. Abgeordnete
Caren Lay
(DIE LINKE.)

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Zahl der bewilligten neuen Förderungen von 
Sozialwohnungen, und wie hoch war die Zahl der 
Baufertigstellungen von Sozialwohnungen in den 
Bundesländern im Jahr 2022 (bitte jeweils nach 
Bundesländern aufführen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser
vom 13. September 2023

Im Kalenderjahr 2022 wurden von den Ländern nach eigenen Angaben 
insgesamt rund 41.000 Wohneinheiten im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaus gefördert. Mit rund 22.500 Wohneinheiten lag der Schwer-
punkt der Förderung dabei auf dem Neubau von Sozialmietwohnungen. 
Trotz der schwierigen Rahmenbedingungen beim Wohnungsneubau ist 
in diesem Bereich damit ein Anstieg um rund 4,5 Prozent gelungen (sie-
he unten stehende Tabelle).
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Der Bund plant, den Ländern im Zeitraum von 2022 bis 2027 Finanzhil-
fen für den sozialen Wohnungsbau in Höhe von insgesamt 18,15 Mrd. 
Euro zur Verfügung zu stellen. Die Bundesmittel werden durch die Län-
der kofinanziert, so dass insgesamt eine mehr als doppelt so hohe Sum-
me für die Schaffung von sozialem und bezahlbarem Wohnraum zur 
Verfügung stehen wird. Die vorgesehenen Mittel geben den Ländern 
Planungssicherheit und damit beste Voraussetzungen, die Anzahl bewil-
ligter Fördermaßnahmen weiter zu steigern.
Angaben zur Anzahl fertiggestellter Sozialwohnungen liegen der Bun-
desregierung aus der amtlichen Statistik nicht vor.
Tabelle: Bewilligte Fördermaßnahmen im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaus 2022

Insgesamt* Darunter 
Neubau-

maßnahmen im 
Mietwohnungs-

bereich
Kalenderjahr 2022,
in Wohneinheiten

Baden-Württemberg 5.858 3.898
Bayern 9.043 4.056
Berlin 1.935 1.935
Brandenburg 943 552
Bremen 342 342
Hamburg 3.679 1.884
Hessen 3.279 1.505
Mecklenburg-Vorpommern 470 239
Niedersachsen 2.717 2.121
Nordrhein-Westfalen 7.919 3.631
Rheinland-Pfalz 1.743 495
Saarland 0 0
Sachsen 1.118 732
Sachsen-Anhalt 647 0
Schleswig-Holstein 1.308 1.135
Thüringen 20 20
Deutschland 41.021 22.545

* Neben Neubaumaßnahmen im Mietwohnungsbereich sind hier Modernisierungsmaß-
nahmen, Erwerb/Verlängerung von Belegungsrechten sowie Fördermaßnahmen in den 
Bereichen selbstgenutztes Wohneigentum und Wohnheimplatze enthalten.
Quelle: Angaben der Länder
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138. Abgeordnete
Caren Lay
(DIE LINKE.)

Welche Gespräche gab es insgesamt im ersten 
Halbjahr 2023 zwischen Vertreterinnen und Ver-
tretern der Bundesregierung und Interessensvert-
reterinnen und -vertretern der Mieterinnen und 
Mieter, und in welchen dieser Gespräche ging es 
um Themen des Gebäudeenergiegesetzes (bitte je-
weils nach Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen; Bundesministe-
rium der Finanzen; Bundeskanzleramt; Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz; Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat; Bundesminis-
terium der Justiz aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol
vom 14. September 2023

Die Mitglieder der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärin-
nen und Parlamentarische Staatssekretäre beziehungsweise Staatsminis-
terinnen und Staatsminister sowie Staatssekretärinnen und Staatssekre-
täre pflegen in jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrneh-
mung Kontakte mit einer Vielzahl von Akteurinnen und Akteuren aller 
gesellschaftlichen Gruppen. Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher 
geführter Gespräche – einschließlich Telefonate – beziehungsweise 
deren Ergebnissen besteht nicht, und eine solche umfassende Dokumen-
tation wurde auch nicht durchgeführt (siehe dazu die Vorbemerkung der 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 18/1174). Zudem werden Ge-
sprächsinhalte nicht protokolliert. Die nachfolgenden Ausführungen be-
ziehungsweise aufgeführten Angaben erfolgen auf der Grundlage der 
vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeich-
nungen. Diesbezügliche Daten sind somit möglicherweise nicht voll-
ständig.
In Umsetzung des Koalitionsvertrages 2021 zwischen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP hat das Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Länder, der kommunalen Spitzenverbände und den Akteurinnen und 
Akteuren, die mit ihren Verbänden und Organisationen die Wohnungs-
politik maßgeblich bestimmen, ein „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ 
geschlossen. Zu den Mitgliedern des Bündnisses zählen neben Vertrete-
rinnen und Vertreter des Bundes, der Länder, der kommunalen Spitzen-
verbände, der Wohnungs- und Bauwirtschaft sowie weiterer Branchen-
verbände die folgenden Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesell-
schaft:
• Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
• Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG Bau)
• Deutscher Mieterbund e. V. (DMB)
• Der Paritätische Gesamtverband e. V.
• Deutsches Studentenwerk
• Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv)
• GIMA München eG
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• Stiftung trias – Gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und 
Wohnen

• Stiftung Edith Maryon
• Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W)
• Sozialverband VdK Deutschland e. V.
• Deutscher Naturschutzring, Dachverband der deutschen Natur-, Tier 

und Umweltschutzorganisationen (DNR) e. V.
• Evangelische Kirche, vertreten durch den Bevollmächtigten des Rates 

der EKD bei der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen 
Union

• Katholische Kirche, vertreten durch den Leiter des Kommissariats 
der deutschen Bischöfe – Katholisches Büro in Berlin.

Im Koalitionsvertrag 2021 zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP ist der Auftrag verankert, die in der 18. Legislaturperiode 
begonnene Innovationspartnerschaft wieder aufzugreifen. Die Innova-
tionspartnerschaft verfolgt das Ziel, das Erreichen der Klimaziele im 
Gebäudesektor zu unterstützen. Am 4. August 2022 fand die Auftaktsit-
zung statt. Beteiligte sind neben Vertreterinnen und Vertreter des Bun-
des, des Umweltschutzes, der Wohnungs- und Bauwirtschaft sowie wei-
terer Branchenverbände die folgenden Vertreterinnen und Vertreter der 
Zivilgesellschaft:
• Deutscher Naturschutzring (DNR)
• Deutscher Mieterbund (DMB)
• Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
• Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG Bau).
Für die nachfolgend tabellarisch aufgeführten Angaben werden bilatera-
le Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern von Mieterinnen und 
Mietern sowie anderen thematisch nahestehenden Vereinigungen und 
Verbänden ausgewertet. Außerdem sind von der Bundesregierung veran-
lasste Veranstaltungen, wie Termine des Bündnisses bezahlbarer Wohn-
raum sowie der Innovationspartnerschaft aufgelistet. Teilnahmen an ex-
ternen Veranstaltungen, die nicht von der Bundesregierung veranlasst 
wurden, werden nicht aufgeführt.
Die Gespräche des Bundeskanzlers, der Bundesministerinnen und Bun-
desminister, der Staatsministerinnen und Staatsminister sowie der 
Staatssekretärinnen und Staatsekretäre können der folgenden Tabelle 
entnommen werden. Zusätzlich ist soweit möglich aufgeführt, in wel-
chen der Gespräche es um Themen des Gebäudeenergiegesetzes ging.
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Ressort Vertreterinnen 
und Vertreter der 
Bundesregierung

Interessensvertreterinnen und 
‑vertreter der Mieterinnen und 
Mieter sowie anderer thema-
tisch nahestehender Vereini-
gungen und Verbände

Datum Gesprächs-
thema 
Gebäude-
energie-
gesetz 
(GEG)

Bundesministerium 
für Wohnen,

BMin Geywitz Evangelische Kirche 24.01.2023
BMin Geywitz DMB 20.02.2023

Stadtentwicklung und 
Bauwesen

BMin Geywitz DMB 17.05.2023 X
St Dr. Bösinger DGB Hamburg 27.01.2023
St Dr. Bösinger, 
PSt Bartol

DMB, IG Bau (Treffen Ver-
bändebündnis Soziales Woh-
nen)

07.02.2023

St Dr. Bösinger, 
PSt Bartol

Mitglieder Bündnis bezahlba-
rer Wohnraum (siehe Vorbe-
merkung)

20.03.2023

St Dr. Bösinger Mitglieder der Innovations-
partnerschaft (siehe Vorbe-
merkung)

31.03.2023

St Dr. Bösinger, 
PSt Bartol

Mitglieder der Innovations-
partnerschaft (siehe Vorbe-
merkung)

22.05.2023 X

BMin Geywitz, 
St Dr. Bösinger, 
PSt Bartol

Mitglieder Bündnis bezahlba-
rer Wohnraum (siehe Vorbe-
merkung)

26.06.2023

PStin Kiziltepe BAGW 11.01.2023
PStin Kiziltepe DMB 07.02.2023
PStin Kiziltepe DGB 12.04.2023
PStin Kaiser DGB 12.05.2023

Bundesministerium 
der Finanzen

– – – –

Bundeskanzleramt – – – –
Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

PSt Kühn DMB 18.01.2023
St’in
Dr. Rohleder

vzbv 12.01.2023
08.02.2023
17.02.2023
14.03.2023
09.05.2023

St’in
Dr. Rohleder

DMB, vzbv. Verbraucher-
zentrale Berlin, Baden-Würt-
temberg, Bayern, Bremen, 
Hessen, NRW, Rheinland-
Pfalz, des Saarlandes, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt 
(Verbändegespräch Verbrau-
cherschutz)

26.06.2023 X
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Ressort Vertreterinnen 
und Vertreter der 
Bundesregierung

Interessensvertreterinnen und 
‑vertreter der Mieterinnen und 
Mieter sowie anderer thema-
tisch nahestehender Vereini-
gungen und Verbände

Datum Gesprächs-
thema 
Gebäude-
energie-
gesetz 
(GEG)

Bundesministerium 
des Innern und für 
Heimat

St’in Seifert Evangelische Kirche,
Katholische Kirche

17.01.2023
19.01.2023
23.02.2023
28.02.2023
27.03.2023
Im Rahmen 
der Zustän-
digkeit für 
Kirchen und 
Religionsge-
meinschaf-
ten.

Bundesministerium der 
Justiz

BM 
Dr. Buschmann

Evangelische Kirche 23.02.2023
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Ergänzung

Die Bundesregierung hat die Antwort auf die Schriftliche Frage 74 auf 
Bundestagsdrucksache 20/8043 des Abgeordneten Jan Korte 
(DIE LINKE.)
An welchen 14 Tagen gab es im Jahr 2022 am häufigsten eine erwar-
tete „außergewöhnlich hohe Auslastung“ bei Verbindungen der 
bundeseigenen Deutschen Bahn AG (bitte nach Verbindung auflis-
ten), und welche Konsequenzen, wie zum Beispiel den Einsatz länge-
rer Züge, Sonderzüge oder Taktverdichtungen, hat die Deutsche 
Bahn AG für die Fahrpläne der folgenden Jahre gezogen?
nachträglich ergänzt:
Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) wird das Verhalten 
der Reisenden im Fernverkehr kontinuierlich beobachtet. Eine besonders 
hohe Nachfrage im Fernverkehr wird vor allem während beliebter Reise-
zeiträume wie Ostern, Pfingsten, in den Sommerferien und rund um 
Weihnachten auf den Hauptstrecken verzeichnet. Nach Auskunft der 
DB AG liegen für den Nahverkehr keine tagesgenauen Auslastungszah-
len vor.
Wo im Fernverkehr mit einer hohen Wahrscheinlichkeit Auslastungsspit-
zen zu erwarten sind, trifft die DB Fernverkehr AG geeignete Maßnah-
men, wie beispielsweise den Einsatz von Verstärkerzügen und Doppel-
traktionen sowie eine Verlagerung der Nachfrage auf andere Verkehrs-
zeiten durch besonders attraktive Angebote.
Die erbetenen Informationen bezüglich der Verbindungen mit einer er-
warteten „außergewöhnlich hohen Belastung“ können nach Auskunft 
der DB AG nicht veröffentlicht werden, da es sich hierbei um besonders 
sensible Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse handelt, die auch das fiska-
lische Interesse betreffen. Eine Offenlegung der linienspezifischen und 
zeitgenauen Auslastung würde das wirtschaftliche Handeln der DB AG 
deutlich beeinträchtigen und könnte erhebliche Wettbewerbsnachteile 
nach sich ziehen.
Die DB Fernverkehr AG steht bereits in intensivem intermodalem und 
intramodalem Wettbewerb und erwartet in den kommenden Jahren einen 
weiter zunehmenden Wettbewerb. Zahlen zur linienspezifischen und 
zeitgenauen Auslastung sind wertvoll für jedes Unternehmen, um die 
eigene Angebots- und Preisgestaltung so zu konzipieren, dass sich da-
raus Marktvorteile ergeben. Auf den dargelegten Linien befindet sich die 
DB Fernverkehr AG sowohl im Wettbewerb mit anderen Eisenbahnver-
kehrsunternehmen als auch mit Fernbusanbietern. Es besteht nicht nur 
das theoretische, sondern auch das praktische Risiko von Kundenverlus-
ten für die DB AG, sowohl an die aktuellen Wettbewerber als auch an 
solche, für die es durch die Kenntnis von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen der DB AG attraktiver wäre, in den Markt einzutreten. Die 
DB AG hätte die o. g. Möglichkeiten hingegen nicht, da gleichartige In-
formationen ihrer Wettbewerber nicht öffentlich zugänglich sind.
Unter Abwägung zwischen dem parlamentarischen Auskunftsanspruch 
einerseits und dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
unter Berücksichtigung möglicher nachteiliger Wirkungen für das be-
troffene Unternehmen andererseits hat die Bundesregierung die er-
betenen Informationen als Verschlusssache „VS – VERTRAULICH“ 
eingestuft und der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages über-
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mittelt.* Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun-
destages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzord-
nung des Deutschen Bundestages eingesehen werden.

Berlin, den 15. September 2023

* Die Bundesregierung hat einen Teil der Antwort als „VS – VERTRAULICH“ eingestuft.
Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Anlage 1 

 

Ausgaben für Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz aufgrund des OEG, Angaben in Euro 
Jahr Bund Baden-  

Württemberg 
Bayern Berlin Brandenburg Bremen Hamburg Hessen Mecklenburg-

Vorpommern 

2013 48.976.192 18.336.484 24.589.992 14.513.704 7.440.027 2.850.826 4.582.408 10.591.596 4.491.744 
2014 57.132.037 15.845.832 25.948.922 14.007.605 7.893.429 4.616.000 3.935.505 11.936.036 4.829.196 
2015 61.271.459 21.184.874 27.540.831 14.988.821 8.075.299 3.411.083 4.609.661 13.894.399 4.916.821 
2016 63.657.055 21.751.132 28.078.102 17.328.186 8.192.701 3.474.622 5.892.376 16.768.900 5.030.611 
2017 68.747.849 21.609.397 29.507.044 16.346.513 8.346.032 2.927.716 5.463.434 14.043.845 5.348.908 
2018 69.225.775 23.339.543 29.932.317 17.280.537 8.487.283 4.051.454 5.558.025 14.255.719 5.674.484 
2019 71.670.019 24.581.156 30.929.415 16.935.402 8.772.467 4.968.581 5.585.678 16.038.277 5.929.487 
2020 75.090.816 28.072.821 33.457.604 17.901.202 10.102.095 5.026.370 6.355.306 20.415.104 6.354.304 
2021 82.666.041 23.904.689 33.557.967 18.928.117 10.384.630 5.960.788 6.692.595 18.633.655 6.528.102 
2022 85.157.358 32.752.168 35.511.645 19.155.191 14.217.628 4.970.126 5.461.660 19.388.130 7.317.631 

Gesamt 683.594.601 231.378.096 299.053.839 167.385.278 91.911.591 42.257.566 54.136.648 155.965.661 56.421.288 

 
Jahr Niedersachsen Nordrhein-Westfalen Rheinland-Pfalz Saarland Sachsen Sachsen-Anhalt Schleswig-  

Holstein 
Thüringen Gesamt-  

ausgaben 

2013 28.372.242 56.577.472 9.261.775 1.532.318 6.189.900 5.429.507 5.019.208 4.008.714 252.764.109 
2014 28.523.761 58.302.157 9.158.547 2.251.199 6.310.220 5.968.812 5.243.937 3.923.695 265.826.890 
2015 24.239.219 61.618.835 10.324.432 1.630.485 6.245.300 6.203.003 5.505.639 4.265.013 279.925.174 
2016 25.080.660 66.022.472 11.007.258 2.097.155 6.829.400 6.451.195 6.287.389 4.759.171 298.708.385 
2017 28.024.614 66.939.566 11.634.162 1.896.432 7.588.000 5.876.285 6.286.815 5.465.064 306.051.675 
2018 29.490.422 69.502.277 10.948.362 2.159.985 7.037.500 6.267.670 6.569.239 5.562.598 315.343.190 
2019 30.038.528 74.747.543 11.141.606 2.050.829 7.657.300 6.607.664 7.024.033 5.488.421 330.166.404 
2020 33.630.083 101.329.244 11.375.600 2.749.085 7.527.600 6.910.495 6.787.839 5.688.062 378.773.630 
2021 35.182.990 101.290.733 10.443.990 2.669.618 8.464.100 6.686.006 10.030.635 5.627.505 387.652.160 
2022 38.960.874 108.602.044 12.445.370 2.438.942 9.243.900 6.946.467 11.091.261 6.029.758 419.690.152 

Gesamt 301.543.393 764.932.343 107.741.102 21.476.048 73.093.220 63.347.104 69.845.995 50.818.001 3.234.901.769 
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